
Personalwesen in 
Zeiten des Umbruchs
Strategien für eine erfolgreiche Umsetzung

Brauchen wir noch 
bessere Benefits?
Gefühl schlägt Fakten

Brauchen wir noch die 
Rechtskreiszuordnung?
Einheitliche Rechengrößen

Ist die Beitragsfreiheit 
in Gefahr?
Pauschalversteuerung ist Grundlage

G
ra

fik
n:

 D
es

ig
ne

d 
by

 F
re

ep
ik

A
u

sg
a

b
e

 5
/2

0
24

LO
H

N
+G

E
H

A
LT

LOHN+GEHALT
HZ216987  ·  G 25633  ·  ISSN 0172-9047  ·  22 €  ·  www.datakontext.com� Ausgabe 5/2024

Entgeltabrechnung aus erster Hand
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Keine Fake-News:
Mehr Zeit, mehr 
Profit!

LOHN-
ABRECHNER

EXKLUSIV FÜR

Fast zu schön, um wahr zu sein: Mit dem Lohn-Xpert sparen 
Lohndienstleister bei der Entgeltabrechnung jetzt massiv Zeit. 
So wird Lohnbuchführung nicht nur hocheffizient, sondern auch 
spürbar profitabler. Sind das nicht fantastische Neuigkeiten? 

Entdecken Sie jetzt 
alle Vorteile:
agenda-lohnxpert.de 



Markus Stier, Chefredakteur

Spätsommer!
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ein durchwachsener Sommer 2024 neigt sich dem Ende entgegen. So durchwachsen wie das 
Wetter zeigt sich auch das politische Berlin. Nach der Sommerpause erwartet die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestags eine Menge Arbeit. Schließlich müssen von der Bundesregierung auf 
den Weg gebrachte Gesetze beraten und beschlossen werden.

Erstmals folgt auf den Gesetzesentwurf zu einem Jahressteuergesetz unmittelbar ein zwei­
tes Jahressteuergesetz. Das erste ist noch nicht beschlossen, da bringt die Bundesregierung 
einen weiteren Referentenentwurf auf den Weg. Interessant sind die Pläne zur Abschaffung der 
Steuerklassen III und V und zur Überführung dieser in die Steuerklassenkombination IV und IV 
bzw. IV und IV mit Faktor. Noch am 11.04.2024 hieß es dazu im Bundestag, dass die Bundesregie­
rung dazu keine Angaben machen kann. Die regierungsinternen Beratungen zur Umsetzung des 
Auftrags aus dem Koalitionsvertrag zur Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktor­
verfahren dauerten im April noch an. Doch jetzt werden die Planungen aus dem Koalitionsver­
trag im Referentenentwurf in die Tat umgesetzt. Allerdings sehen die Planungen eine Umset­
zung ab dem Jahr 2030 vor. Es bleibt also Zeit, um die Umstellung in den Köpfen vorzubereiten.

Im Jahressteuergesetz bleibt die Diskussion zur geplanten Pauschalierung eines Mobilitäts­
budgets ebenfalls spannend. Die Erweiterung der lohnsteuerlichen Behandlung von Mobilitäts­
budgets ist zu begrüßen. Die Herausforderungen an Arbeitgeber im Bereich der attraktiven Ent­
lohnungsformen sind auch im Bereich der Mobilität aktuell. Arbeitgeber wünschen sich flexible 
Nutzungsmöglichkeiten nach den jeweiligen Bedürfnissen. Ziel muss es dabei sein, diese Entloh­
nungsformen auch steuerlich attraktiv zu gestalten. Die Pauschalierungsmöglichkeit der Lohn­
steuer für das Mobilitätsbudget geht in die richtige Richtung, wird aber dem Anspruch der Regie­
renden nur zum Teil gerecht.

Bleibt am Ende der beiden Gesetzgebungsverfahren die Frage nach der Erhöhung des Grundfrei­
betrags. Ab dem 01.01.2025 soll der Grundfreibetrag um 300 Euro auf 12.084 Euro steigen. Ab dem 
01.01.2026 um 252 Euro auf dann 12.336 Euro erhöht werden. Der bisherige Grundfreibetrag im 
Veranlagungszeitraum 2024 beträgt 11.604 Euro, sodass der Grundfreibetrag 2025 um 480 Euro 
höher liegt als im Veranlagungszeitraum 2024. Dabei ist ein wichtiges Detail in der Gesetzes­
begründung zu beachten, das von einer Anhebung des Grundfreibetrags um 300 Euro ausgeht. 
Mit dem Gesetz zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums 2024 wird der Grundfrei­
betrag 2024 rückwirkend um 180 Euro auf 11.784 Euro erhöht. Der Entwurf des Programmablauf­
plans für Dezember 2024 wurde vor wenigen Tagen veröffentlicht. Die Gesetze werden nach der 
Sommerpause im politischen Berlin beraten.

Es bleibt also spannend, wenn es um die Frage geht, was wird wann und wie umgesetzt.

Wir informieren Sie in gewohnter Art und Weise und wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen.
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Fachkräfte
Zu viel Bürokratie treibt Selbstständige ins Ausland
Viele Unternehmen sind auf die Unter-
stützung von externen Fachkräften 
angewiesen: So helfen vor allem frei-
berufliche IT-Spezialisten dabei, die 
Digitalisierung in Unternehmen voranzu-
treiben. Wie eine aktuelle Umfrage des 
Instituts der deutschen Wirtschaft unter 
6.300 Selbstständigen und Freiberuflern 
zeigt, denkt aber mehr als ein Drittel der 
Solo-Selbstständigen über eine Abwan-
derung ins Ausland nach. 

Ein Grund dafür ist das aufwendige 
Statusfeststellungsverfahren, in dem 

geprüft wird, ob eine Person schein-
selbstständig ist oder nicht. Die dar-
aus resultierende Rechtsunsicherheit 
gefährdet nicht nur die Verfügbarkeit 
wichtiger Fachkräfte, sondern auch die 
ohnehin rückläufige Selbstständigkeit in 
Deutschland.

Fast 60 Prozent der Selbstständigen, 
die ein Statusfeststellungsverfahren 
durchlaufen, geben an, dass sie wesent-
lich mehr Aufwand betreiben müssen, 
um neue Aufträge einzuholen; etwa ein 
Drittel verliert sogar Aufträge. Vor allem 

junge Selbstständige mit überdurch-
schnittlichem Gewinn und Geldreser-
ven überlegen, ihre Selbstständigkeit 
aufzugeben oder ins Ausland zu gehen. 
Besonders stark betroffen sind junge, 
gut ausgebildete IT-Freelancer, deren 
Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt ge-
fragt sind. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob Selbstständige tatsächlich von einem 
Verfahren betroffen sind oder nicht.� ■

TERMINE

Einsparungspotenziale in der Entgelt
abrechnung erkennen und heben
14.10.2024 Köln

alga-Kolleg Payroll Management
14.– 15.10.2024 Köln

alga-Kolleg 1 - Entgeltabrechnung 
für Einsteiger
14.– 16.10.2024 Berlin

Update betriebliche Altersversorgung  
in der Entgeltabrechnung
18.10.2024 online

Flexible Teilzeit und Altersteilzeit  
in der Entgeltabrechnung
24.10.2024 online

alga-Kolleg 2 – Entgeltabrechnung  
für Fortgeschrittene
11.– 14.11.2024 online

alga-Regionaltagungen –  
Der Jahreswechsel 2024/2025 
in der Entgeltabrechnung und 
Personalbetreuung
04.-05.11.2024 Köln
27.-28.11.2024 online

Hinweis: Wir behalten uns vor, 
Präsenzveranstaltungen ggf. auf 
Online umzustellen.

Arbeitsmarkt
Teilzeitbeschäftigung  
liegt auf Rekordniveau
Die Teilzeitquote lag im ersten Quartal 
2024 bei 39,1 Prozent, eine Steigerung 
um 0,3 Prozentpunkte gegenüber dem 
Vorjahresquartal. Die Vollzeitbeschäf­
tigung ist dagegen erstmals seit Coro­
na gesunken. Dies geht aus der jetzt 
veröffentlichten Arbeitszeitrechnung 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hervor.

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten ist 
um 1,2 Prozent gestiegen, die der Voll­
zeitbeschäftigten um 0,1 Prozent leicht 
gesunken. 4,45 Millionen Beschäftig­
te gingen im ersten Quartal 2024 einer 
Nebentätigkeit nach, 2,2 Prozent mehr 
als im Vorjahresquartal. Damit folgt 
die Entwicklung erneut dem langfris­
tigen Aufwärtstrend von vor der Pan­
demie, die Zahl der Mehrfachbeschäf­
tigten liegt mittlerweile um knapp 
540.000 über Vorkrisenniveau.

Die Arbeitszeit je erwerbstätige Per­
son sank gegenüber dem Vorjahres­
quartal um 0,8 Prozent auf 344,5 Stun­
den. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg 
im Vergleich zum Vorjahresquartal um 
0,28 Prozent und lag im ersten Quar­
tal 2024 bei 45,8 Millionen Personen. 
„Jeder Einzelne hat außer in der COVID-
19-Pandemie noch nie so wenig gear­
beitet, aber alle gemeinsam noch nie so 
viel“, ordnet Enzo Weber, Leiter des IAB-

Forschungsbereichs „Prognosen und 
gesamtwirtschaftliche Analysen“, ein. 
Die Stundenproduktivität ist im ersten 
Quartal 2024 gegenüber dem Vorjahres­
quartal um 0,4 Prozent gesunken.

Durchschnittlich 2,9 bezahlte und 
4,4 unbezahlte Überstunden leisteten 
Arbeitnehmende im ersten Quartal 
2024. Das entspricht im Vergleich zum 
Vorjahresquartal einem Rückgang von 
0,4 bzw. 0,1 Stunden.

Das Arbeitsvolumen ist gegenüber 
dem Vorjahresquartal um 0,6 Prozent 
auf 15,8 Milliarden Stunden gesunken. 
Im ersten Quartal 2019, vor der COVID-
19-Pandemie, lag es leicht darüber, bei 
15,9 Milliarden Stunden. Saison- und 
kalenderbereinigt zeigt sich eine Zu­
nahme um 0,7 Prozent gegenüber dem 
Vorquartal.� ■
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Arbeitsschutz
Fast ein Drittel der Beschäftigten in Deutschland 
erlebt häufigen Ausfall der Arbeitspausen
Arbeitspausen sollen einen Ausgleich 
zur ausgeübten Tätigkeit schaffen und 
so der Erholung dienen. Doch Termin- 
oder Leistungsdruck, mehrere Aufga­
ben gleichzeitig oder der Ausfall von 
Personal lassen oft keine Zeit für Ar­
beitspausen. Dabei sind Ruhepausen 
gesetzlich vorgeschrieben und für eine 
sichere und gesunde Arbeitsgestaltung 
von zentraler Bedeutung. Die Bundes­
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeits­
medizin (BAuA) hat den Ausfall von 
Ruhepausen in Deutschland unter­
sucht und die Ergebnisse in einem Be­
richt veröffentlicht. Der Bericht zeigt 
nicht nur, welche Beschäftigtengrup­
pen von häufigen Pausenausfällen be­
sonders betroffen sind, sondern auch, 
wie Pausenausfälle mit der Erholung, 
Gesundheit und Zufriedenheit von Be­
schäftigten zusammenhängen.

Die Auswertungen der BAuA-Arbeits­
zeitbefragung 2021 zeigen, dass Ar­
beitspausen bei 31 Prozent der abhän­
gig Beschäftigten häufig ausfallen. 
Dabei sind Pausenausfälle in den ver­

schiedenen Berufsgruppen unter­
schiedlich verbreitet. Fast die Hälfte 
der Beschäftigten in Gesundheitsberu­
fen erlebt einen häufigen Ausfall von 
Arbeitspausen (49 Prozent). Bei Be­
schäftigten in Fertigungsberufen be­
trifft dies etwa ein Fünftel (19 Prozent).

Zudem zeigen die Daten, dass eine 
hohe Arbeitsintensität mit dem Aus­
fall von Arbeitspausen zusammen­
hängt. So berichten vor allem Beschäf­
tigte mit Termin- oder Leistungsdruck 
(42 Prozent) sowie Beschäftigte, die 
sehr schnell arbeiten müssen (41 Pro­
zent), dass bei ihnen Arbeitspausen oft 
ausfallen.

Häufige Ausfälle von Ruhepausen 
gehen mit mehr gesundheitlichen Be­
schwerden der Beschäftigten einher. 
So berichten Beschäftigte mit häufi­
gen Pausenausfällen öfter von Schlaf­
störungen (46 Prozent bei häufigem 
Pausenausfall; 30 Prozent bei seltene­
rem oder keinem Pausenausfall) und 
körperlicher Erschöpfung (51 Prozent 

bei häufigem Pausenausfall; 35 Pro­
zent bei seltenerem oder keinem Pau­
senausfall). Beschäftigte mit häufigem 
Pausenausfall denken zudem öfter 
darüber nach, ihren Arbeitgeber zu 
wechseln.

Um Pausenausfällen daher vorzubeu­
gen, sollten Organisationen Arbeits­
zeiten erfassen und weitere Maß­
nahmen, beispielsweise betriebliche 
Vereinbarungen zur Arbeit von zu 
Hause, umsetzen. Auch eine erho­
lungsförderliche Arbeits- und Organi­
sationsgestaltung, die Beschäftigten 
eine wertschätzende organisationale 
Haltung zu notwendiger täglicher Er­
holung vermittelt, sollte entwickelt 
und implementiert werden.

Der baua: Bericht kompakt „Ausfall 
von Ruhepausen in Deutschland – 
Verbreitung und Auswirkungen auf 
die Erholung, Gesundheit und Zufrie­
denheit von Beschäftigten“ kann unter 
www.baua.de/publikationen herun­
tergeladen werden.� ■
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Digitale Identität
Digitale Brieftasche kommt 2026
Die Vorschriften zur Einführung einer 
europäischen digitalen Identität sind 
in Kraft getreten. Sie ebnen den Weg 
dafür, dass alle Bürgerinnen und Bür­
ger der EU ab 2026 die europäische 
digitale Brieftasche nutzen können. 
Diese wird aus einer mobilen App be­

stehen, die in jedem Mitgliedstaat aus­
gegeben wird. Sie wird es den EU-Bür­
gern und -Einwohnern ermöglichen, 
sich online in voller Sicherheit auszu­
weisen und auf öffentliche und priva­
te Online-Dienste in ganz Europa zu­
zugreifen.

Die europäische digitale Brieftasche 
(EU Digital Identity Wallet) soll die di­
gitale Identifizierung revolutionieren. 
Jeder Nutzer der Brieftasche wird in 
der Lage sein, Online-Dienste zu nut­
zen, digitale Dokumente wie einen 
mobilen Führerschein oder ein elek­
tronisches Rezept auszutauschen, 
Bankkonten zu eröffnen oder Zahlun­
gen unter voller Kontrolle der persön­
lichen Daten vorzunehmen.

Die Kommission hat bereits 46 Millio­
nen Euro aus dem Programm „Digi­
tales Europa“ in vier große Pilotpro­
jekte investiert, um die europäische 
digitale Brieftasche in einer Reihe 
von alltäglichen Anwendungsfällen 
zu testen, u. a. in den Bereichen mo­
biler Führerschein, elektronische Ge­
sundheitsdienste, Zahlungen sowie 
Bildungs- und Berufsqualifikationen; 
eine zweite Aufforderung zur Einrei­
chung von Vorschlägen für groß ange­
legte Pilotprojekte zur Unterstützung 
der Einführung der Geldbörsen wurde 
gerade veröffentlicht.

Nach Inkrafttreten der neuen Vor­
schriften wird die Kommission Durch­
führungsrechtsakte ausarbeiten. Das 
soll sicherstellen, dass alle Geldbörsen 
das gleiche hohe Sicherheits- und Da­
tenschutzniveau aufweisen und in der 
gesamten EU nahtlos funktionieren.� ■

Arbeitsschutz
Deutschland hat EU-Richtlinie zur Krebsgefahr 
nicht fristgerecht umgesetzt
Deutschland und elf weitere EU-Mit­
gliedstaaten haben die Richtlinie 
zum Schutz von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern vor Gefährdung 
durch Karzinogene, Mutagene oder 
reproduktionstoxische Stoffe bei der 
Arbeit nicht wie gefordert bis An­
fang April 2024 in nationales Recht 
umgesetzt. Deshalb hat die EU-Kom­
mission gegen diese Mitgliedstaaten 

Vertragsverletzungsverfahren eröff­
net. Deutschland hat nun zwei Mo­
nate Zeit, um auf die Aufforderungs­
schreiben zu antworten und die 
Richtlinien vollständig umzusetzen.

Im März 2022 nahmen das Euro­
päische Parlament und der Rat die 
Richtlinie (EU) 2022/431 an, mit der 
der Anwendungsbereich der Richt­

linie über Karzinogene und Mutage­
ne auf reproduktionstoxische Stoffe 
ausgeweitet wurde sowie Arbeits­
platzgrenzwerte für Acrylnitril und 
Nickelverbindungen festgelegt und 
für Benzol gesenkt wurden. Jedes 
Jahr sterben rund 80.000 Menschen 
in der EU, weil sie solchen Stoffen 
am Arbeitsplatz ausgesetzt sind.� ■
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Fachkräfte II
EU-Kommission baut Zusammenarbeit mit  
Bangladesch aus
Die EU-Kommission hat ein neues Pro­
gramm zur Unterstützung einer Fach­
kräftepartnerschaft mit Bangladesch 
gestartet. Ziel ist es, die Mobilität von 
Arbeitskräften zu fördern und die Zu­
sammenarbeit im Bereich Migration 
zu intensivieren.

In dieser Partnerschaft im Rahmen 
des Konzepts „Team Europa“ ermitteln 
Bangladesch, interessierte Mitglied­
staaten und die Kommission gemein­
sam Bedürfnisse und Maßnahmen, 
mit denen sich die Fachkräftemobili­
tät zu aller Vorteil steuern lässt. Durch 
diese strategische und nachhaltige Zu­
sammenarbeit können die EU, ihre 
Mitgliedstaaten und Bangladesch ein 

kohärentes Maßnahmenpaket zur Ar­
beitskräftemobilität und zur Kompe­
tenzentwicklung entwerfen.

Das Programm soll beim Aufbau von 
Kompetenzen und der Deckung des 
Ausbildungsbedarfs in Bangladesch 
und der EU helfen und die Mobilität 
in die EU in einer Reihe von Bereichen 
von gemeinsamem Interesse, darun­
ter Bau- und Gastgewerbe, Landwirt­
schaft sowie IT, vereinfachen.

Die Internationale Arbeitsorganisa­
tion führt das mit drei Millionen Euro 
ausgestattete Programm durch, da 
sie über das nötige Fachwissen in den 
Bereichen Arbeitsmarkttrends, Kom­

petenzentwicklung und sozialer Dia­
log verfügt. Alle interessierten Mit­
gliedstaaten können sich im gesamten 
Durchführungszeitraum beteiligen.

Fachkräftepartnerschaften sind ein 
zentraler Bestandteil des umfassenden 
und strategischen Ansatzes der EU zur 
Zusammenarbeit mit Partnerländern 
beim Migrationsmanagement. Die 
Kommission baut derzeit solche Part­
nerschaften mit vier weiteren Län­
dern auf, nämlich Ägypten, Marokko, 
Pakistan und Tunesien. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten beteiligen sich aktiv 
an den in diesem Zusammenhang ein­
geleiteten Maßnahmen.� ■

Fachkräfte I
Schulungen für 100.000 Arbeitskräfte  
in der Photovoltaik-Branche
Die EU-Kommission hat eine Euro­
päische Solarakademie ins Leben 
gerufen. Ziel der Solarakademie 
ist es, in den nächsten drei Jahren 
100.000 Arbeitskräfte in der Photo­
voltaik-Wertschöpfungskette auszu­
bilden. Die Gründung der Akademie 
soll dazu beitragen, die dringen­
de Qualifikationslücke in der euro­
päischen Photovoltaik-Branche zu 
schließen und eine neue Generation 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmern für die europäische Solar­
industrie auszubilden.

Die Solarakademie ist die erste in 
einer Reihe von EU-Akademien, die 
im Rahmen der Netto-Null-Indus­
trie-Verordnung eingerichtet werden 
sollen. Die Aufgabe dieser Akademien 
besteht darin, gemeinsam mit der In­
dustrie Lerninhalte und -program­
me zu entwickeln, um sicherzustel­
len, dass ausreichende Kompetenzen 
und Arbeitskräfte in der Wertschöp­
fungskette vorhanden sind. Schät­
zungen zufolge werden allein in der 
Photovoltaik-Industrie bis 2030 rund 
66.000 Fachkräfte benötigt, damit die 
EU ihre ehrgeizigen Ziele im Bereich 
der erneuerbaren Energien errei­
chen und gleichzeitig die industrielle 

Wettbewerbsfähigkeit sicherstellen 
kann. Die Solarakademie wird auch 
Lernberechtigungen entwickeln, mit 
denen die Kompetenzen beschei­
nigt werden, die die Menschen in 
ihren Ausbildungskursen erworben 
haben, wodurch auch die Mobilität 
der Arbeitskräfte im gesamten Bin­
nenmarkt gefördert wird. Die Um­
setzung der Programme erfolgt über 
lokale Partner. Dabei kann es sich 
um Berufsbildungsanbieter, Unter­
nehmen, Universitäten oder andere 
Bildungs- und Berufsbildungsanbie­
ter handeln, mit denen die Akademie 
einen Vertrag über die Durchführung 
ihrer Programme unterzeichnet.� ■
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Berufsbildungsbericht 2024
Weiterhin viele unbesetzte Ausbildungsstellen
Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) hat den Berufs­
bildungsbericht 2024 veröffentlicht. Er 
basiert auf dem Datenreport des Bun­
desinstituts für Berufsbildung (BIBB). 
Manches hat sich etwas verbessert, an­
dere Daten bereiten weiterhin Sorgen.

Wie der BIBB-Datenreport zeigt, stieg 
im Jahr 2023 die Nachfrage der Ju­
gendlichen nach einer dualen Be­
rufsausbildung nach Rückgängen in 
den Vorjahren um 17.300 auf 552.900 
(+3,2 Prozent) an. Auch das Ange­

bot an Ausbildungsstellen nahm in 
vergleichbarem Umfang zu (+18.600 
bzw. +3,4 Prozent) und liegt nun bei 
562.600. Damit übertraf das Angebot 
zum zweiten Mal in Folge die Nachfra­
ge der Jugendlichen.

Getrübt wird diese Entwicklung durch 
die erneut gestiegene Zahl unbesetzter 
Ausbildungsstellen (+4.600 auf 73.400). 
Auch die Zahl der noch eine Ausbil­
dungsstelle suchenden Bewerberin­
nen und Bewerber nahm zu (+3.300 
auf 73.700).

Der Anteil junger Erwachsener im 
Alter von 20 bis 34 Jahren ohne Be­
rufsabschluss ist erneut gestiegen. 
Waren im Jahr 2021 rund 2,64 Millio­
nen Personen (17,8 Prozent) betroffen, 
so stieg diese Zahl im Jahr 2022 auf 
2,86 Millionen an (19,1 Prozent).

Zu beachten ist, dass es sich bei allen 
Zahlen um Durchschnittswerte für 
Deutschland insgesamt handelt. Es 
gibt erhebliche Unterschiede zwischen 
Berufen und Regionen.� ■

Fachkräfte
Berufsvalidierung wird einfacher
Das Leben geht nicht immer den ge­
raden Weg – auch nicht im Beruf. Bis­
her war es äußerst schwierig, berufli­
che Qualifikationen, die außerhalb des 
klassischen Aus- und Fortbildungssys­
tems erworben wurden, anerkannt zu 
bekommen und nachweisbar zu ma­
chen. Das soll sich jetzt ändern. Mit 
dem Gesetz sollen Kompetenzen, Fä­
higkeiten und Erfahrungen, die auch 
ohne vorherige Ausbildung im Berufs­
leben gesammelt wurden, formal fest­
gestellt und bescheinigt werden. Ziel 
dieser Validierung ist es, Kompetenzen 
sichtbar und verwertbar zu machen 

und berufliche Lebensläufe zu hono­
rieren. Betroffene Personengruppen 
sollen so die Möglichkeit erhalten, im 
bestehenden System der beruflichen 
Bildung Anschluss zu finden.

Die Validierung setzt voraus, dass Be­
rufserfahrungen über einen Zeitraum 
gesammelt wurden, der dem Einein­
halbfachen der Ausbildungszeit im je­
weiligen Beruf entspricht. Teilnehmer 
am Validierungsverfahren müssen 
mindestens 25 Jahre alt sein. Die Al­
tersgrenze wurde eingeführt, weil es 
Befürchtungen gab, dass eine Berufs­

validierung ohne Altersgrenze junge 
Menschen animieren könnte, statt 
einer dualen Ausbildung den Weg einer 
Berufsvalidierung zu wählen, was zu 
Lasten der betrieblichen Ausbildung 
gegangen wäre.

Des Weiteren soll mit dem Gesetz die 
Digitalisierung der beruflichen Bildung 
vorangetrieben werden, indem konse­
quent digitale Dokumente und medien­
bruchfreie digitale Abläufe in der Ver­
waltung ermöglicht werden. Das neue 
Gesetz ist zum überwiegenden Teil am 
01.08.2024 in Kraft getreten.� ■
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Berufswahl
BIBB startet Portal für berufliche Orientierung
Der Übergang von der Schule in 
den Beruf ist ein Prozess, den es 
zu begleiten gilt. Bei der Berufs­
orientierung sollen sich Jugendli­
che einerseits ihrer Interessen und 
Kompetenzen bewusst werden. An­
dererseits müssen sie diese mit den 
sich ständig ändernden Anforderun­
gen der Arbeitswelt abgleichen und 
ihre Entscheidungen entsprechend 
abwägen. Vor diesem Hintergrund 
versteht sich das neue Portal „zynd“ 
des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung (BIBB) sowohl als Angebot für 
Jugendliche als auch und vor allem 
für pädagogische Fachkräfte, deren 
Anliegen ist es, junge Menschen im 
Prozess der beruflichen Orientierung 
erfolgreich zu unterstützen.

Im Zentrum stehen bei „zynd“ die 
„Playlets“ – spielerische Tools zum 

Selbstlernen, die sich zwischen 
Games und klassischen Lernangebo­
ten verorten lassen. Die frei zugäng­
lichen, in ein Gamification-Konzept 
eingebetteten „Playlets“ sollen in 
erster Linie zur Selbstreflexion an­
regen sowie entsprechende Hand­
lungen und Entscheidungen fördern. 
Das Angebot reicht von interak­
tiven 360°-Berufsfeldpanoramen 
über die Reflexionsmodule „Blick 
in die Zukunft“ und „Selbst- und 
Fremdeinschätzung“ bis zu kleine­
ren Lernmodulen wie „Who’s the 
Fachkraft? – Das Quiz“. Das Portal 
schließt eine Lücke. Denn eine digi­
tale Begleitung am Übergang Schule-
Beruf, die diesem reflexiven Ansatz 
folgt, findet bisher kaum statt.

Im geschlossenen Bereich von 
„zynd“ können die Fachkräfte mit 

den Jugendlichen Kontakt halten, 
etwa in Form eines Austausches 
über die Erkenntnisse aus den ge­
spielten Modulen. Die Fachkräfte 
erhalten als registrierte Mitglieder 
nicht nur Zusatzinformationen und 
begleitende Materialien zu den ein­
zelnen Angeboten, sondern außer­
dem Zugang zu diversen Funktio­
nen pädagogischer Arbeit. Beispiele 
dafür sind Dateiablage, Videokonfe­
renz und Kalender. Über Gruppen­
räume und sogenannte „Coaching 
Zones“ können sie mit den Jugendli­
chen kommunizieren und diese in­
dividuell begleiten. Die registrier­
ten Jugendlichen selbst können über 
ihr Dashboard nachhalten, an wel­
cher Stelle ihres persönlichen Ent­
wicklungsprozesses sie sich gerade 
befinden.� ■

Berufe
Neue Ausbildungsordnung für Fluggerätelektroniker/ 
-innen und Fluggerätmechaniker/-innen
Hintergrund für die Anpassung von 
Ausbildungsordnungen sind häufig 
Veränderungen der betrieblichen An­
forderungen an die Ausbildung oder 
neue technische Entwicklungen. Im 
Falle der Fluggerätelektroniker/-innen 
und Fluggerätmechaniker/-innen liegt 
der Grund in einer EU-Verordnung. 
Teil ihrer Ausbildung sind alle Inhalte, 
die für eine Lizenz für luftfahrttechni­
sches Personal zur Freigabe von Luft­
fahrzeugen gemäß Teil-66 der gülti­
gen EU-Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 
relevant sind.

Dies soll auch in Zukunft so bleiben, 
und die in Deutschland ausgebilde­
ten Fluggerätelektroniker/-innen und 
Fluggerätmechaniker/-innen sollen 
keine gesonderten Prüfungen für den 
Erhalt einer sogenannten CAT-A-Li­
zenz ablegen müssen. Daher wurden 
die Ausbildungsordnungen an die ver­
änderten EU-Anforderungen ange­

passt (Durchführungsverordnung (EU) 
2023/989). Die neue Ausbildungsord­
nung gilt ab 01.08.2024.

Fluggerätelektroniker/-innen und 
Fluggerätmechaniker/-innen arbeiten 
in Unternehmen der Luft- und Raum­
fahrtindustrie, bei Fluggesellschaften, 
in Herstellungs- und Instandhaltungs­

betrieben, bei der Bundeswehr und in 
Flugschulen. Die Änderungen der Aus­
bildungsordnungen und die darauf ab­
gestimmten, von der Kultusminister­
konferenz (KMK) für den schulischen 
Teil der dualen Ausbildung modifizier­
ten Rahmenlehrpläne aktualisieren 
die bestehenden Regelungen aus dem 
Jahr 2013.� ■
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Stier meint …!
Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber beim Blick auf den Wahlkampf in den Ver-
einigten Staaten von Amerika weiß man nicht, ob man darüber lachen oder weinen 
soll. Nun ist in den USA bekanntermaßen alles ein bisschen anders als bei uns und 
am Ende ist es nicht unsere Wahlentscheidung, aber dennoch hat es auch Auswir-
kungen auf uns in Deutschland.

Joe Biden ist mit 81 Jahren be­
reits jetzt der älteste amtieren­
de Präsident in der Geschichte 

der Vereinigten Staaten. Mit seinem 
Verzicht auf eine erneute Kandida­
tur machte er den Weg frei für die 
Vize-Präsidentin und neue Präsident­
schaftskandidatin Kamala Harris. Ihr 
Herausforderer Donald Trump macht 
mit 78 Jahren jedenfalls gesundheit­
lich noch einen besseren Eindruck als 
der amtierende Präsident Joe Biden. 
Die Gründe, warum viele US-Ameri­
kaner ihn als ungeeignet für das Prä­
sidentenamt sehen, sind derweil eher 
strafrechtlicher Natur. Mit der 59 Jahre 
alten Kamala Harris würde erstmals 
in der Geschichte der Vereinigten Staa­
ten von Amerika eine Frau ins Weiße 
Haus einziehen

Vor dem Rückzug von Joe Biden hatte 
eine Umfrage der New York Times und 
des Siena College gezeigt, wie groß die 
Bedenken in Bezug auf das Alter der 
damaligen Kandidaten wirklich sind. 
74 Prozent der registrierten Wähler 
glauben, dass Biden „einfach zu alt ist, 
um ein effektiver Präsident zu sein“, 
verglichen mit 43 Prozent, die dassel­
be über Donald Trump denken. Inter­
essanterweise finden rund 61 Prozent 
derjenigen, die 2020 für Biden ge­
stimmt haben, dass Trump jetzt zu alt 
ist, obwohl dieser nun ein ähnliches 
Alter erreicht hat wie Biden bei seiner 
Wahl zum US-Präsidenten.

Nun wird mit Kamala Harris die Dis­
kussion über das Alter der Kandida­
ten wohl etwas in den Hintergrund 
geraten. Ende August wählen die De­
mokraten offiziell den Präsident­
schaftskandidaten bzw. die Präsident­
schaftskandidatin.

Bei den Republikanern wurde Donald 
Trump in einer fulminanten Show 
zum offiziellen Kandidaten für das 
Amt des Präsidenten gekürt. Ein Event 
der Superlative. Nun kennen wir aus 
Amerika ohnehin die großen Shows: 
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Verleihung des Oscars, Super Bowl 
und Parteitage. In Deutschland 
unvorstellbar, dass ein solches 
Spektakel abgeliefert wird. In den 
Vereinigten Staaten von Amerika 
ist es Normalität. Ich kann es mir 
nicht vorstellen, in meinen Vor­
garten Pappschilder zu stellen, 
auf denen ich zur Wahl eines Kan­
didaten einer Partei aufrufe. Sie 
etwa? Nun gut, eine solche Maß­
nahme kann man sich noch ge­
fallen lassen, aber was da beim 
republikanischen Parteitag gelie­
fert wurde, ist dann doch zu viel 
für uns in Deutschland. Schon der 
Auftritt von Donald Trump kam 
einem Gladiatoreneinzug gleich. 
Nun sind für Amerikaner Bil­
der und Emotionen von entschei­
dender Bedeutung. Daher wurde 

mit emotionalen Momenten auch 
nicht gegeizt. Hulk Hogan huldig­
te in einer bizarren Rede Donald 
Trump und riss sich am Ende noch 
das T-Shirt vom Leib, unter dem 
ein Schriftzug mit Donald Trump 
erschien. Dieser selbst strahlte 
über beide Ohren.

Stellen Sie sich einmal vor, bei 
einem Parteitag stehen Helene Fi­
scher oder Roland Kaiser auf der 
Bühne, halten eine flammende 
Rede (was nun nicht negativ wäre) 
und reißen sich am Ende ihrer 
Rede das T-Shirt vom Leib, unter 
dem steht „Scholz muss Kanzler 
bleiben“.

Nun gut, es hätte einen gewissen 
Spaßfaktor. Aber würde Sie diese 
Aktion am Ende überzeugen? Ich 
glaube, wir würden alle verwun­
dert zurückbleiben.

Am Ende hatte der Parteitag der 
Republikaner dann doch eher 
etwas von einer Krönungszere­
monie. Die Briten werden fast 
schon neidisch bei so viel Pomp 
und Gloria. Und als dann doch 
alles zu Ende war, regnete es tau­
sende bunte Luftballons von der 
Hallendecke.

Ich stelle mir gerade einen Partei­
tag von Bündnis 90/Die Grünen 
vor, bei dem es am Ende tausen­
de grüne Luftballons regnet. Nun 
gut, ich bin schon zu sehr von den 
amerikanischen Wahlkämpfen be­
einflusst. Denn schließlich waren 
es auch die Grünen, die sich für 
ein Luftballonverbot eingesetzt 
haben.

Abschließend komme ich dann 
doch noch einmal auf Hulk Hogan 
zurück. Mal sehen, wer sich für 
unsere Kanzlerkandidaten oder 
Kanzlerkandidatinnen das T-Shirt 
vom Körper reißt.

In diesem Sinne … warten wir es 
ab!� ■

Markus Stier
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GFOS.Workforce Management

Ihr Software- 
Partner für HR
Optimierte HR-Prozesse für maximale 
Effizienz. Die smarte Lösung für 
erfolgreiche Personalsteuerung und 
Produktivität.

Der persönliche Austausch 
ist uns wichtig.

GFOS Messetermine
gfos.com/de/events

Workforce
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E in wesentlicher Aspekt der ZP 
Europe ist das Networking. Hier 
haben Fachleute die Möglich­

keit, wertvolle Kontakte zu knüpfen, 
Ideen auszutauschen und voneinander 
zu lernen. Es geht nicht nur darum, 
Wissen zu teilen, sondern auch darum, 
neue Perspektiven zu gewinnen und 
gemeinsam innovative Lösungen zu 
entwickeln. Die ZP Europe ist somit 
weit mehr als eine Messe – sie ist eine 
lebendige, kollaborative Plattform für 
die Transformation von Unternehmen 
und ihren Mitarbeitern.

Blog „Entgelt & Co.“

Die einzigartige HR-Welt – 
Innovation, Austausch und 
Vernetzung
Die Zukunft Personal Europe findet in diesem Monat statt. Als führende Veranstaltung in 
Europa bietet sie eine einzigartige Plattform, um sich mit den wichtigsten Akteuren der 
Branche zu vernetzen. Von großen Konzernen bis hin zu innovativen Start-ups, die ZP 
Europe bringt sie alle zusammen. Diese Messe ist nicht nur ein Schaufenster für neue 
Ideen, Tools und Lösungen, sondern auch ein Ort, an dem kreativer Austausch und in-
terdisziplinäre Zusammenarbeit großgeschrieben werden. Hier entstehen Synergien, die 
es Unternehmen ermöglichen, die komplexen Herausforderungen der modernen Per-
sonalarbeit zu meistern – ganzheitlich und nachhaltig.
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In diesem Umfeld ist auch 
DATAKONTEXT ein unverzichtba­
rer Akteur. Als langjähriger Aus­
steller auf der ZP Europe bringt 
das Unternehmen seine umfas­
sende Expertise in den Bereichen 
Entgeltabrechnung, Personal, Da­
tenschutz und IT-Sicherheit ein. 
Mit über vier Jahrzehnten Erfah­
rung hat sich DATAKONTEXT als 
führender Informationsanbieter 
etabliert und bietet eine breite Pa­
lette an Weiterbildungsveranstal­
tungen, Fachliteratur und Unter­
nehmensberatungen an.

Besonders im Bereich Daten­
schutz und IT-Sicherheit zeigt 
DATAKONTEXT seine Innovations­
kraft. Durch praxisnahe Ansätze 
und aktuelle Inhalte hilft das Un­
ternehmen seinen Kunden, sich 
sicher in der sich ständig verän­
dernden datenschutzrechtlichen 
Landschaft zu bewegen und ihre 
digitale Infrastruktur gegen Be­
drohungen zu schützen.

Auch in der Entgeltabrechnung 
setzt DATAKONTEXT Maßstäbe. 
Mit praxisorientierten Schulungen 
und Seminaren unterstützt das 
Unternehmen seine Kunden dabei, 
die komplexen Anforderungen der 
Entgeltabrechnung effizient zu be­
wältigen. Die enge Zusammen­
arbeit mit politischen Entschei­
dungsträgern sorgt dafür, dass 

Kunden stets auf dem neuesten 
Stand sind.

Darüber hinaus bietet 
DATAKONTEXT im Bereich Human 
Resources umfassende Unter­
stützung, um die Personalarbeit 
in Unternehmen zu optimieren. 
Mit maßgeschneiderten Schu­
lungen und Beratungen bringt 
DATAKONTEXT aktuelles Fachwis­
sen direkt zu den Unternehmen 
und hilft, die Mitarbeiter auf den 
neuesten Wissensstand zu bringen.

Insgesamt zeigt sich, dass die ZP 
Europe und ihre Aussteller wie 
DATAKONTEXT gemeinsam den 
Weg für eine erfolgreiche und 
nachhaltige Transformation der 
Arbeitswelt ebnen. Hier geht es 
nicht nur um Wissen, sondern um 
die aktive Gestaltung der Zukunft 
der Arbeit.� ■

Janette Rosenberg

Besuchen Sie 
uns auf der 
Zukunft Personal 
Europe in Köln!

10. bis 12.09.2024

Unseren Stand finden Sie in 
Halle 5.1, Standnummer N.56.

Ihre Mitarbeiter erhalten die Gehaltsab-
rechnung ab sofort über die Cloud.  
Und bekommen automatisch eine 

Benachrichtigung, wenn sie fertig ist.  
Für Sie als Lohnbuchhalter entfallen 

dadurch Falten, Kuvertieren und Frankie-
ren. Und der gesamte Aufwand, verlegte 
Lohnsteuerbescheinigungen nochmals 

auszustellen.

Überzeugen Sie sich selbst:
 agenda-unternehmen.de/lohnprofi

Wenn ich mit Wenn ich mit 
dir abgerechnet dir abgerechnet 

habe,habe,

bekommst du ne bekommst du ne 
Push-Nachricht.Push-Nachricht.
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D ie Rolle des Personalwesens 
hat sich erheblich verändert 
und ist von einer früheren 

Lohnabrechnungsabteilung zu einem 
strategischen HR-Partner im Unter-
nehmen geworden. Um dieser Aufgabe 
gerecht zu werden, ist häufig auch ein 
Umdenken innerhalb der Personalab-
teilung unabdingbar.

Der Fokus innerhalb der Abteilung 
muss strikt auf die wertschöpfende 
Personalarbeit ausgerichtet werden. 
Damit dies gelingt, benötigen die Per-
sonaler natürlich den nötigen Frei-
raum und die richtigen Werkzeuge, 
um den Aufgaben gerecht zu werden. 
Und sie benötigen, und dies ist sehr 
wichtig, die Unterstützung der Unter-
nehmenslenker und ein ausreichendes 
Budget. Denn ohne eine ausreichende 
Anzahl an gut ausgebildeten und mo-
tivierten Fachkräften ist ein Erhalt 
oder Ausbau der Marktposition Ihres 
Unternehmens ernsthaft in Gefahr. 
Zusätzlich kommen neue, in einer sol-
chen Ausprägung nie dagewesenen  
Gefahren im Bereich Datensicher-
heit/Cybersicherheit hinzu sowie viel-
schichtige gesetzliche Änderungen im 
Bereich der Entgeltabrechnung.

Ein Bündel von Aufgaben und Anfor-
derungen, die einer strategischen Vor-
bereitung und Planung bedürfen.

Wie sieht der Ablauf aus?
In Step 1 erstellen Sie im Unterneh-
men eine Aufstellung, welche Soft-
warepakete im HR-Bereich vorhan-
den sind und wie diese miteinander 
kommunizieren. Aus vielen Umstel-
lungsprojekten haben wir die Erfah-
rung gesammelt, dass hier aufgrund 
von „Insellösungen“ häufig wertvolle 
Arbeitszeit verloren geht. Der Hinter-
grund sind fehlende oder nicht aus-
gereifte Schnittstellen. Um den benö-
tigten Datenaustausch trotzdem zu 
erreichen, erfolgt die Kommunikation 
z. B. zwischen der Zeitwirtschaft und 
der Entgeltsoftware sehr häufig über 
CSV-Dateien oder über die manuelle 
Dateneingabe. Das kostet viel Zeit; Zeit, 
die Sie woanders dringend benötigen 
und viel effektiver einsetzen können.

Im nächsten Step definieren Sie detail-
liert das Ziel, das es mit der Neuaus-
richtung zu erreichen gilt. Zusätzlich 
hilft eine genaue Zieldefinition Ihnen 
und dem HR-Partner bei der eigenen 
Ausrichtung und dient mit gesetzten 
Milestones zusätzlich der Projektüber-
wachung bzw. der Projektkontrolle. 
Nicht zu vergessen sind die involvier-
ten Mitarbeiter. Neben den Mitarbei-
tern der HR-Abteilung ist es auch für 
die Führungskräfte oder die Geschäfts-
führung selbst von unschätzbarem 

Wert, alle Beteiligten früh mit einzu-
beziehen. Wenn Sie deren Erfahrung 
und Anforderungen von Beginn an be-
rücksichtigen, werden sie später gern 
als „Botschafter“ für die neue Lösung 
im Unternehmen tätig werden.

Wenn die Ist-Aufnahme durchgeführt 
wurde, haben Sie die erste Hürde er-
folgreich gemeistert und beginnen mit 
Step 3: der Suche nach einem zukünf-
tigen HR-Strategiepartner.

Und hier, ich muss es leider immer 
wieder wiederholen, beginnt eine der 
schwierigsten Aufgaben. Leider ist die 
Anzahl der leeren Versprechungen, der 
„Alles kein Problem“-Aussagen und der 
marktschreierischen Darstellungen 
auch im HR-Umfeld extrem gestiegen. 
Sie benötigen aber keine bunten Bilder 
etc., sondern erfahrene HR-Partner, die 
ein ausgereiftes Prozessverständnis 
mitbringen und in vielen nachprüfba-
ren Projekten gezeigt haben, was sie 
zu einem vernünftigen Preis leisten 
können. Schauen Sie in Fachzeitschrif-
ten nach, recherchieren Sie im Internet 
und lesen Sie Anwenderberichte. Be-
reits auf den Anbieterseiten erkennen 
Sie schnell, wie detailliert der Anbie-
ter seine Lösung vorstellt, welche Kun-
den er bedient und wie strukturiert 
er seine Lösung darstellt. Der Fokus 
liegt klar auf einer gesamtheitlichen 

Strategien für eine erfolgreiche Umsetzung

Personalwesen in Zeiten  
des Umbruchs
Die Welt des Personalwesens befindet sich in einer Phase des ständigen Wandels. 
Der Fachkräftemangel, globale Krisen, technologische Fortschritte und sich verän-
dernde Arbeitsmodelle stellen HR-Abteilungen permanent vor neue Herausforde-
rungen. Erschwerend kommt die allgemeine Marktsituation hinzu, die auch pers-
pektivisch keinen Hinweis auf eine strukturelle Verbesserung erkennen lässt. Daher 
ist es empfehlenswert, sich schnellstmöglich auf die veränderten Bedingungen ein-
zustellen und die notwendigen Schritte einzuleiten.  Erfahren Sie, welche Strategien 
das Personalwesen jetzt braucht, damit Ihr Unternehmen in Zukunft seine Fach-
kräfte und natürlich auch die Marktposition halten bzw. ausbauen kann.
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Lösung, egal welche Aufgabenbereiche 
später von Ihnen selbst oder von Ihrem 
HR-Partner übernommen werden.

Sehr häufig erscheint als Lösungsvari-
ante ein Mix aus ASP (Application Ser-
vice Providing) und FSP (Full Service 
Providing), auf die wir zu einem spä-
teren Zeitpunkt noch genauer einge-
hen werden.

Als nächster Schritt ist eine erste Prä-
sentation der ausgewählten HR-Part-
ner sinnvoll. Hier erkennen Sie bereits 
sehr früh, inwieweit Sie eine „Stan-
dardpräsentation“ vorgestellt bekom-
men oder ob die Vorstellung anhand 
des von Ihnen im Vorfeld abgestimm-
ten Zielkorridors erfolgt.

Nach dieser ersten Sichtung haben Sie 
bereits gute Vergleichsmöglichkei-
ten in Bezug auf wichtige Themen wie 
Hotline-Struktur, Datenhaltung (eige-
nes Rechenzentrum (RZ) oder Cloud), 
Verfügbarkeit der Hotline (in Deutsch-
land ansässig oder sitzt die Hotline im 
Ausland) usw.

Human Capital

3 Zahnräder

CAPITAL
HUMAN

RECRUITMENT
HR

TIME
HR

PAYROLL
HR

MANAGER
HR

Grafik: Designed by Freepik
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Die sicherste Variante in Bezug auf die 
Datensicherheit ist die Nutzung des ei-
genen Rechenzentrums Ihres HR-Part-
ners mit Sitz in Deutschland. Diese Va-
riante stellt sicher, dass Ihre Daten 
Deutschland nicht verlassen und die 
sehr strengen deutschen Datenschutz-
richtlinien umgesetzt werden müssen.  
Hier ist eine Prüfung relativ einfach, 
da Sie, angefangen von vorliegen-
den Wirtschaftsprüferzertifikaten bis 
hin zum Zertifikat des Bundesverban-
des der Datenschützer (Geprüfter Auf-
tragsverarbeiter) oder dem Zertifikat 
des Bundesverbandes IT Mittelstand 
e. V. „Hosted in Germany“, diese bei 
den Herstellern anfordern können.

Im nächsten Step laden Sie Ihre zwei 
Favoriten zu einer weiteren Präsen-
tation ein, bei der Sie sich detailliert 
die für Sie passenden Lösungen zei-
gen und danach diese in einem aus-
führlichen Angebot preislich vorstel-
len lassen. Gerade für mittelständische 
Unternehmen gibt es etablierte Lö-
sungen. Dies ist für Sie von großer Be-
deutung, da Sie bzw. der neue Part-
ner das Rad nicht neu erfinden muss. 
Aus der Praxis setzt sich immer mehr 
die Lösung einer Arbeitsteilung durch. 
Innerhalb einer gesamtheitlichen 

Lösung übernimmt der Anbieter z. B. 
im Full Service die Entgeltabrechnung, 
damit sich die eigenen Personaler zu 
100 Prozent auf die wertschöpfende 
Personalarbeit konzentrieren kön-
nen. Der Hintergrund für eine solche 
Auslagerung ist vielschichtig. Immer 
schneller ändern sich die gesetzlichen 
Vorgaben.

Die Anforderungen an die Datensi-
cherheit wachsen aufgrund der immer 
häufiger auftretenden Cyberattacken 
und auch die Verfügbarkeit von gut 
ausgebildeten Abrechnern wird nicht 
einfacher. Der wichtigste Punkt ist, die 
dringend benötigte Zeit für die wert-
schöpfenden Arbeiten zu nutzen, d. h. 
die eigenen Mitarbeiter weiterzuent-
wickeln und zu coachen. Denn nur 
durch eine an die neuen Anforderun-
gen ausgerichtete Personalarbeit kön-
nen Sie sicherstellen, dass die Mitar-
beiter im Unternehmen bleiben und 
Sie durch einen ansprechenden Karri-
ereseitenauftritt neue Fachkräfte fin-
den. Zusätzlich kommen Punkte wie 
das veränderte Werteempfinden, die 
Reduzierung der Arbeitszeit etc. er-
schwerend hinzu.

Für diese Aufgaben benötigen Sie soft-
waretechnische Unterstützung, und 
hier sind wir in dem zweiten Teilbe-
reich einer integrierten HR-Lösung 
angelangt, dem Personalmanagement 
und dem Recruiting. Eine professio-
nelle Personalmanagement-Lösung 
bietet Ihnen hier nicht nur software-
seitige, sondern auch prozesstechni-
sche Unterstützung an. Bestandteile 
einer professionellen HR-Lösung sind 
neben einer digitalen Personalakte 
sowie einer Onboard-, Workflow- und 
Self-Service-Funktion Bausteine für 
die Organigramm-Darstellung, für die 
Personalentwicklung oder die Ausbil-
dungsverwaltung. Last but not least 
gehört eine ausgereifte Recruitment-
Lösung natürlich ebenfalls zum Stan-
dardportfolio einer gesamtheitlichen 
Lösung.

Wie könnte der Ablauf der 
HR-Umstellung in der Praxis 
aussehen?
Wir beginnen grundsätzlich mit der 
Umstellung der Entgeltsoftware in un-
sere Lösung und starten mit einem 

Software + BISG

Bescheinigungen 2

HR manager

Application 
Service Providing

BUSINESS
Service Providing

FULL
Service Providing
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gemeinsamen Workshop. Für die Mi-
gration bedienen wir uns einer eige-
nen Migrationssoftware, die die Per-
sonaldaten etc. von der alten in die 
neue Entgeltumgebung transferiert. 
Danach schauen wir uns den Bereich 

der Lohnarten an und parametrieren 
diese auf den gewünschten aktuellen 
Stand. Im nächsten Schritt richten wir 
die Schnittstelle zu Ihrer Finanzbuch-
haltung ein und schulen die Mitarbei-
ter in den verschiedenen Bereichen. 

Der Schulungsumfang ist abhängig 
von der Lösungsvariante ASP oder FSP. 
Auch im FSP hat der Kunde bei uns 
komplette Lese- bzw. Auswertungs-
rechte und kann auf Wusch auf die Si-
mulationsumgebung der Entgeltsoft-
ware zugreifen.

Nach erfolgter Prüfung der Mitarbei-
ter-Daten im Entgelt übergeben wir 
diese in den Personalmanagement-
Bereich. Hier erstellen wir erstma-
lig ein Organigramm über die vor-
handenen Mandanten, Stellen und 
Mitarbeiter. Die Organigramm-Lö-
sung dient als Basis für viele andere 
Bereiche und umfasst neben der Dar-
stellung der Stellen und Jobfamilien 
auch die Möglichkeit einer Simula-
tion von Stellenveränderungen bzw. 
Stellenbesetzungen.

An das Recruitment liefern wir aus 
dem Organigramm auf Knopfdruck 
die unbesetzten Stellen, damit diese 
nahtlos weiterverarbeitet werden 
können. Nach dem Übertrag sehen 
wir im Stellenstammblatt alle rele-
vanten Informationen, ausgehend 
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von dem Start der Stellenbesetzung 
über die Karrierestufe bis hin zur 
Übersicht über den Verlauf der Be-
werbungen und die beteiligten Per-
sonen, wie z. B. den Fachvorgesetzten 
oder die gewünschten Publizierungs-
börsen. Im Anzeigenbereich kreieren 
wir schnell und intuitiv bedienbar die 
gewünschte Stelle, nutzen bereits vor-
handene Texte, Logos etc. und definie-
ren z. B. Pflichtfelder bzw. offene Zu-
satzfelder für die Außendarstellung. 
Wichtig dabei ist, dass die Stellenaus-
schreibungen für Suchmaschinen op-
timiert sind (SEO – Search Engine Op-
timization), um die Sichtbarkeit in den 
Ergebnislisten von Suchmaschinen zu 
verbessern. Denn nur so werden sie 
von externer Seite gefunden. Wichtig 
ist, dass Ihr HR-Partner Ihnen nicht 
nur bei der Erstellung der Webseite 
hilft, sondern diesen Bereich für Sie 
hostet und sich somit um die Datensi-
cherheit und die Erreichbarkeit küm-
mert. Ihre IT-Abteilung muss lediglich 
den Karrierebutton auf Ihrer eigenen 
Homepage auf die neue Karriereseite 
beim HR-Partner verlinken. Egal ob 
die Bewerbungen von der Homepage 

selbst kommen, über LinkedIn oder 
…, die Recruitment-Lösung liest diese 
aus und stellt sie den beteiligten Per-
sonen automatisiert in der gewünsch-
ten Form zur Verfügung. Das System 
prüft vorab über „Bewerber-Ver-
gleichsparameter“, inwieweit die Be-
werbung Ihren Vorgaben entspricht. 
Nach dem üblichen Prozess, natürlich 
in allen Varianten softwaretechnisch 
unterstützt, kommt es hoffentlich 
zu einer Einstellung und die Daten 
werden per Knopfdruck zur Erstel-
lung des Arbeitsvertrags, des Onboar-
ding-Workflows etc. in den HR-Mana-
ger-Bereich übertragen. Hier erfolgt 
die Hinterlegung z. B. von Workflows 
zur Arbeitssicherheitsunterweisung 
und zur Freigabe der Benutzerberech-
tigung durch die IT bis hin zum zu-
künftigen Probezeitgespräch oder der 
Erinnerung und Erstellung einer Be-
urteilung zum Ende der Probezeit. Na-
türlich automatisiert und mit Wieder-
vorlagefunktion bei den beteiligten 
Personen.

Im nächsten Schritt werden die be-
reits vorhandenen Bewerberdaten an 

das Entgelt übergeben und fehlende 
Daten analog oder digital beim neuen 
Mitarbeiter angefordert. Vom Ent-
gelt aus erfolgt die Übertragung an 
die Personalzeitwirtschaftslösung, so-
dass der Mitarbeiter von der Kommt-/
Geht-Buchung über den Urlaubsan-
trag bis hin zur Arbeitsunfähigkeits-
meldung (eAU) alle Aufgaben system-
seitig erfüllen kann.

Gerade bei den bestehenden Mitarbei-
tern werden Führung und Coaching 
immer wichtiger. Den technischen 
Part übernehmen vorhandene Perso-
nal-, Veranstaltungs- oder Weiterbil-
dungsmodule, bis hin zur Anbindung 
an Learning-Management-Systeme 
(LMS). Wichtig ist aber umso mehr, 
dass auch die Führungskräfte in der 
neuen Software geschult werden. Auf 
Wunsch vieler Kunden haben wir er-
gänzend zur reinen Softwareschu-
lung einen eigenen Bereich gegrün-
det, der sich mit dem Coaching der 
Führungskräfte und natürlich bei Be-
darf auch der HR-Mitarbeiter küm-
mert und Ihnen mit Rat und Tat zur 
Seite steht.

Fazit
Ihr HR-Bereich ist einer der wich-
tigsten Wachstums- und Innova-
tionsmotoren für den Erfolg Ihres 
Unternehmens geworden, nicht nur 
im Markt, sondern auch bei Be-
werbern und bei Ihren Mitarbeitern. 
Die Märkte, vom Bewerber- bis hin 
zum Fachkräftemarkt, zeigen mehr 
als deutlich, wo die Reise hingehen 
muss, um morgen weiterhin die 
Marktposition zu halten bzw. weiter 
auszubauen.� ■

Der Autor
Lothar Steyns ist Geschäftsführender 
Gesellschafter der SUMMIT IT CONSULT 
GmbH. Seit über 20 Jahren bietet die 
SUMMIT Komplettlösungen für alle 
Bereiche des Personalwesens an.

Der Autor ist erreichbar unter:  
L.Steyns@summit-it-consult.de

Foto: Robert Kneschke/stock.adobe.com  
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Jetzt anmelden: www.datakontext.com

Schwerpunkte:
 ✓ HR-Prozesslandkarte 

 ✓ Analyse von Personalprozessen – Schwachstellen erkennen 

 ✓ Optimierung und Neugestaltung effizienterer Prozesse 

 ✓ Methoden und Tools zur Prozessanalyse 

✓ Workflows und Robot Process Automation (RPA) 
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Entscheidend ist dabei, dass Un-
ternehmen unter der Vielzahl 
der möglichen Gehaltsextra-

Bausteine den finden, der ihren Mitar-
beitern Freude bereitet. Gleichzeitig ist 
es Betrieben wichtig, die Umsetzung 
möglichst verwaltungsarm zu gestal-
ten. Aus diesem Grund entscheiden 
sich viele für den Sachbezug.

Der Sachbezug mit  
seiner Vielfalt
Mit dem 50-Euro-Sachbezug stellen 
Unternehmen der Belegschaft im Rah-
men der Nettolohnoptimierung zu-
sätzliche Leistungen zum ohnehin 
geschuldeten Lohn zur Verfügung. Ar-
beitgeber zahlen für diesen Entgeltbe-
standteil keine Steuern und keine So-
zialversicherungsbeiträge. Das gilt 
auch für Arbeitnehmer. So erhält die 
Belegschaft am Ende deutlich spürbar 
mehr Netto vom Brutto.

Zwar vergüten einige Unternehmen 
ihre Mitarbeiter bereits mit Gehalts
extras – aber nicht alle nutzen die 
Möglichkeit oder schöpfen diese nicht 
voll aus. Abhilfe schafft ein eigenes, 
individuelles (Lohn-)Konzept, das für 
das jeweilige Unternehmen maßge-
schneidert ist. Doch welche Optionen 
haben Arbeitgeber zum Beispiel mit 
dem 50-Euro-Sachbezug? Von der Un-
ternehmenskarte über den Fitness-
studio-Vertrag bis hin zum Deutsch-
land-Ticket: Die Auswahl ist genauso 
vielfältig wie attraktiv.

Ein erster Überblick:

Unternehmenskarte: Unternehmen 
stellen ihren Mitarbeitern eine soge-
nannte Unternehmenskarte zur Ver-
fügung. Hier lädt der Arbeitgeber 
durch einen digitalen Prozess jeden 
Monat einen Betrag in Höhe von z. B. 
45 Euro auf. Mit diesem Geld-Lade-
betrag kann der Mitarbeiter an aus-
gesuchten Akzeptanzstellen nach Be-
lieben einkaufen. Der Arbeitnehmer 
kann den Betrag auch ansparen und 
beispielsweise zum Ende des 
Jahres einen Wohnzimmer-
schrank kaufen.

Deutschland-
Ticket: Einige 
Angestellte wäh-
len für ihren Ar-
beitsweg öffentliche 
Verkehrsmittel. Un-
ternehmen können für 
den Sachbezug als mo-
natliches Gehaltsextra das 
Deutschland-Ticket wählen. 
Der Belegschaft ist es erlaubt, 
das Ticket sowohl für dienstli-
che als auch für private Zwecke 
zu nutzen. Bei Jobtickets kann auch 
die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 15 
EStG zur Anwendung kommen.

Fitnessstudio-Vertrag: Bewegung 
und Fitness sind wichtig. Betriebe 
können sich auch für die Variante Fit-
nessstudio entscheiden. Das bedeutet, 
Unternehmen übernehmen im Zuge 

des Gehaltsextras die Kosten für das 
Fitnessstudio. Die Angestellten ent-
scheiden dabei selbst, in welches 
Fitnessstudio sie gehen.

Praxistipps: Unter-
nehmen sollten 
in jenem Fall 
genau 

Lukrative Gehaltsextras

Der 50-Euro-Sachbezug 
im Fokus
Unternehmen suchen zunehmend nach Möglichkeiten, ihren Mitarbeitern neben 
dem klassischen Bruttolohn attraktive Vergütungsmodelle zu bieten. Dabei ist ihnen 
wichtig, dass die Lohnkosten nicht übermäßig steigen. Hier kommt die Nettolohn
optimierung ins Spiel. Mehr Netto vom Brutto – Arbeitgeber zahlen ihren Mitarbeitern 
steuer- und sozialversicherungsfreie Entgeltbestandteile.

Foto: Kuzm
ick/stock.adobe.com
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überlegen, wen sie mit dem Gehalts-
extra erreichen wollen. Ist der Auf-
wand für individuelle Lösungen in der 
HR gerechtfertigt? Nutzen alle Mit-
arbeiter ein Fitnessstudio-Angebot? 
Schließlich soll jeder an dem Gehalts-
extra Freude finden. Um die Sachbe-
zugsgrenze nicht zu überschreiten, 
empfehlen Experten, den Sachbe-
zugswert auf 45 Euro festzulegen. So 
wird die Grenze auch unbewusst nicht 
überschritten.

Wie Unternehmen  
davon profitieren
Der Sachbezug ist mit seiner Frei-
grenze von 50 Euro für Arbeitgeber 
lukrativ und gleichermaßen attraktiv: 
Möchte ein Unternehmen seinen Mit-
arbeitern auf dem klassischen Brut-

toweg 50 Euro mehr für ihre Porte-
monnaies zur Verfügung stellen, 

muss es 100 Euro brutto 
zzgl. Lohnnebenkosten 

zahlen. In Summe 
kosten den Ar-

beitgeber 

50 Euro Nettogehalt schnell 125 Euro. 
Das zeigt: Der Einsatz des Sachbezugs 
lohnt sich. Doch nicht nur die finan-
ziellen Vorteile zählen. Gerade in Zei-
ten der demografischen Entwicklung 
und des Fachkräftemangels haben Un-
ternehmen allerhand zu tun. Die Be-
werbung um die besten Talente ist für 
Firmen zunehmend eine Herausfor-
derung. Die Anzahl der unbesetzten 
Fachkräftestellen steigt seit 2003 ste-
tig an – die der ausgebildeten Fach-
kräfte sinkt hingegen kontinuierlich. 
Der Wettbewerb um qualifizierte Mit-
arbeiter verschärft sich spürbar in 
allen Branchen. Wer seine Fachkräfte 
weiter an sein Unternehmen bin-
den möchte, muss sich als Arbeitgeber 
etwas einfallen lassen. Hier sind Ge-
haltsextras wie der Sachbezug ein we-
sentliches Mosaiksteinchen. Denn at-
traktive Zusatzleistungen stärken die 
Mitarbeiterbindung und die Arbeitge-
berattraktivität. Die Folge: Mitarbeiter 
fühlen sich wertgeschätzt, ihre Zufrie-
denheit steigt. Ein motiviertes Team 
arbeitet effizienter und engagierter. 
Das wirkt sich direkt auf den Erfolg 
des Unternehmens aus.

Reibungslose Umsetzung  
in die Praxis

In der Theorie ist die Umsetzung 
des Sachbezugs recht un-

kompliziert. Doch in der 
Praxis treten häu-

fig Fragen auf, die 
nicht sofort 

beantwortet werden können. Auf dem 
Weg zur optimalen Implementierung 
ist es für Unternehmen wichtig, Ent-
geltabrechner stets auf dem aktuel-
len Stand zu halten und sie umfassend 
zu unterstützen. Der Zugriff auf Fach- 
und Praxisliteratur sowie ergänzende 
Informationsquellen ermöglicht es 
Lohnexperten, sich einen umfassen-
den Überblick über das Thema zu ver-
schaffen. Ebenso entscheidend ist es, 
die Mitarbeiter in der Personalabtei-
lung gründlich zu informieren und 
zu schulen. Eine fundierte Einarbei-
tung in die Nettolohnoptimierung und 
die Handhabung entsprechender Soft-
ware trägt letztlich zu einer erfolg-
reichen Umsetzung im Betrieb und 
einem sicheren Umgang mit Rück
fragen bei.

Apropos Software: Die passende Lohn-
software ist für die erfolgreiche Im-
plementierung der Nettolohnopti-
mierung essenziell. Ohne geeignete 
Softwarelösung wird die Umsetzung 
für Betriebe schnell zur Herausforde-
rung. Das Programm unterstützt Un-
ternehmen bei der Verwaltung und 
stellt die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben sicher. Mitarbeiter in der 
Personalabteilung sehen in der Soft-
ware sowie auf der Gehaltsabrech-
nung die Sachbezüge getrennt vom re-
gulären Lohn. Dies erleichtert ihnen 
die Auswahl der richtigen Lohnart. So 
stellt das Programm fest, ob und für 
welche Abgaben der Betrieb aufkom-
men muss – Unternehmen und Ar-
beitnehmer haben den Überblick.

Die richtige Lohnsoftware spart nicht 
nur Zeit und Aufwand. Sie reduziert 
das Risiko von Fehlern und damit 

verbundenen rechtlichen Konse-
quenzen.� ■

Peter Reininghaus,  
Fachexperte des Lohn-Xpert

Rechtliche Verweise
§ 8 Abs. 1 EstG
§ 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG
BMF-Schreiben vom 13.04.2021
BMF-Schreiben vom 18.01.2019
BMF-Schreiben vom 28.10.2009

LOHN+GEHALT Ausgabe 5/2024	 FOKUS    23



Unter dem vollmundigen „wir 
bieten“ werden bei vielen Fir-
men zum größeren Teil immer 

noch die „Hygienefaktoren“ genannt. 
Wo und wie sollten wir noch mehr 
umdenken? Und was können oder 
sollten wir uns leisten?

Benefits werden inzwischen viel emo-
tionaler belegt und bewertet, was auch 
zu einem nicht unerheblichen Teil der 
aktuellen Work-Life-Balance-Debatte 
geschuldet ist:

Wer wünscht sich so etwas nicht: 
„Kinderbetreuung, unternehmens-
eigenes Fitnessstudio, Indoor-Was-
serfall, diverse Balkone und Dach-
terrasse“. Das gibt der Arbeitsmarkt 
tatsächlich her – dafür muss es der 
entsprechenden Branche oder dem 
Unternehmen natürlich richtig gut 
gehen: „Spendabel sein“ oder gene-
rell großzügig und locker sein, das 
muss erst einmal das Budget oder der 
entsprechende Handlungsspielraum 
bzw. der Arbeitsorganisationsrahmen 
zulassen.

Und in solche Branchen und Berufe 
müssen es die Arbeitnehmer von der 
Qualifikation und Leistung dann auch 
schaffen, um ein Stück von diesem Ku-
chen zu bekommen. Das muss man 
(sich) irgendwo verdienen.

Viel mehr als Vorsorge?
In Deutschland liegt die betriebliche 
Altersversorgung weiterhin vorn bei 
fast einem Drittel der Unternehmen, 
wenn es darum geht, Mitarbeitende 
zu gewinnen und zu halten. Wie wird 

sich das aber auswirken, wenn schnel-
lere Jobwechsel immer mehr zum 
Trend werden? Vielleicht ist es ein An-
satz, die „Zukunftsinvestition“ auch in 
Deutschland zusätzlich auf ein ande-
res Level zu heben, also etwas beizu-
tragen, wenn viele wichtige Dinge im 
Leben bereits entschieden bzw. pas-
siert sind.

Selbst wenn ein großer Teil der Arbei-
tenden entsprechende Zukunftsängste 
verspürt, so ist doch die „Erfüllung im 
Jetzt“ ein Faktor, der ebenso an Bedeu-
tung gewinnt. Der allgemeine Mind-
set-Wandel geht dahin, dass Jüngere 
nicht mehr auf das „(Rentner-)Leben 
danach“ vertröstet werden wollen. 
Bereits 2016 besagte ein Bericht von 
McKinsey nach Untersuchungen von 
Haushaltseinkommen in 25 Indust-
riestaaten, dass die Jüngeren eindeu-
tig ärmer sein werden als ihre Eltern. 
Dann sind wohl die Zeiten wirklich 
vorbei, in denen es hieß: „Unsere Kin-
der sollen es einmal besser oder zu-
mindest sicherer haben“?

Wenn also schon das Später nicht 
mehr so attraktiv wirkt oder wird, 
wie es einst der Fall oder zumindest 
die Möglichkeit war, dann braucht es 
auch andere Konzepte. Sehr wahr-
scheinlich müssen noch andere Ma-
gneten her, welche sowohl den tat-
sächlichen Bedürfnissen entsprechen 
als auch den aktuellen Trends auf ver-
nünftige Weise gereicht werden und 
zugleich weit genug vorausschauend 
konzipiert sind. Letztendlich geht es 
doch im Grunde darum, gemeinsam 
auf eine gute Arbeitszukunft bauen 
zu können, die sich nicht nur gut liest, 
sondern sich auch „gut lebt“. Da kann 
„das bisschen Benefit“ vielleicht schon 
mehr tun, als der eine oder andere zu-
nächst denken mag.

Entlohnungsstrategien: Brauchen wir (noch) bessere Benefits?

Gefühl schlägt Fakten
Wenn man mehr erwartet als Dienst nach Vorschrift, sollte man auch mehr tun bzw. 
bieten: Benefits sind längst zu einem viel größeren Thema geworden als nur „Gut-
scheine“, Zuschüsse oder kleine Anpassungen der Arbeitsbedingungen, die sonst 
gerade kaum über die Ausschöpfung des gesetzlichen Mindestanspruches hinaus-
gehen, wie bei Urlaub, Arbeitszeit etc.
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Zukunft inklusive?
Ein Baby „quasi auf Firmenspesen?“ 
Das geht dann aber doch zu weit? „Fer-
tility Benefits“ sind bisher vor allem in 
den USA und in Großbritannien ver-
breitet. Und dazu sollte man wissen: 
Namhafte Konzerne wie Google, Apple, 
Meta, Starbucks oder Netflix tun es 
schon. Der Fachkräftemangel macht 
nicht nur erfinderisch, sondern trägt 
definitiv bereits dazu bei, da viel wei-
ter und offener zu denken, wo die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie für 
viele Beschäftigte immer mehr an Be-
deutung gewinnt. So etwas hat dann 
auch eindeutige Auswirkungen auf 
das Employer Branding und Maßnah-
men zur Mitarbeiterbindung.

In den USA haben bereits 47 Prozent 
der Unternehmen mit mehr als 
5.000 Beschäftigten Fertility Benefits 
im Angebot.

Hier reicht das Spektrum von ersten 
Fruchtbarkeitsuntersuchungen (für 
Frauen und Männer) über besondere 
Vitaminbehandlungen und künstliche 
Befruchtungen bis hin zum Einfrieren 
von Eizellen. Aber auch die Unterstüt-
zung in Sachen Leihmutterschaft oder 
Adoption kann dazugehören.

In Deutschland sind solche Ange-
bote noch rar gesät und werden vor 
allem von amerikanischen Firmen mit 
einer deutschen Niederlassung ange-
boten – meist in Form von Unterstüt-
zung bei Kinderwunschbehandlungen. 
Das hängt unter anderem natürlich 
damit zusammen, dass wir ein ganz 
anderes Krankenversicherungssystem 
haben als die Amerikaner. Denn die 
Krankenkassen übernehmen unter be-
stimmten Voraussetzungen die Kosten 
(anteilig) für eine künstliche Befruch-
tung. Darüber hinaus kann es auch 
Zuschüsse vom Staat bzw. den Bun-
desländern geben, dies geschieht al-
lerdings im Rahmen von sehr engen 
Vorgaben und schließt (bisher) un-
verheiratete und/oder homosexuelle 
Paare aus.

Der Pharmakonzern Merck über-
nimmt als erstes Dax-Unternehmen 
in Deutschland die Kosten für Kinder-
wunschbehandlungen als „eine Inves-
tition fürs Leben“. Und diese Message 
verbreitet ihre Wirkung auf mehreren 
Ebenen: Der Pharma- und Chemiekon-
zern mit 64.000 Mitarbeitenden welt-
weit befindet sich hauptsächlich im 
Besitz der Gründerfamilie. Darüber hi-
naus wirbt das Unternehmen Merck 
damit, mithilfe seiner Medikamente 
bereits fünf Millionen Babys weltweit 
ermöglicht zu haben.

Seit Oktober 2023 unterstützt das Fa-
milienunternehmen Merck die eige-
nen Mitarbeitenden und deren Part-
ner finanziell sogar selbst bei der 
Familiengründung. Die damit verbun-
dene große Botschaft an die (künf-
tige) Belegschaft im Falle von Merck: 
„Hier seid ihr richtig, wenn euch Fa-
milie wichtig ist und ihr ein Unterneh-
men sucht, das euch zur Seite steht.“ 
Da passt der Benefit eben sehr gut zur 
Branche bzw. noch besser zum Pro-
dukt. Ein Ansatz, den das eine oder an-
dere Unternehmen für sich in seine 
Bereiche übertragen und zum eigenen 
Ansatz machen könnte. Was hier aber 
ebenso deutlich wird: Fertility Benefits 
lassen die Grenzen zwischen Privatem 
und Beruf weiter verschwimmen.

Voll flexibel?
Wer die Obstkorb-Debatte bei den Be-
nefits noch führt, dem ist Symbol-
trächtigkeit entgangen, wenn es 
um „Scheinzuwendungen“ geht. Zu 
Recht wird kritisiert, wenn später 
von der tatsächlich gelebten Arbeits-
kultur nahezu nichts zu den gemach-
ten Versprechen passt. Wie liest sich 
das wirklich, wenn unter dem Punkt 
„Work-Life-Balance“ genannt wird, 
dass Arbeitszeiten so geplant werden 
können, dass es möglich wird, beruf-
liche Anforderungen und persönliche 
Bedürfnisse in Einklang zu bringen. 
Zunächst gut!
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Was aber, wenn der Ansatz sich in kei-
nem Detail der angekündigten Ar-
beitsorganisation oder der zu leisten-
den Wochenstundenzahl wiederfinden 
lässt. Damit zu werben, dass man 
davon „profitiert“, dass die wöchent-
liche Arbeitszeit 38,5 Stunden anstatt 
der üblichen 39,5 Stunden beträgt, 
wirkt eher etwas „überakzentuiert“. 
Wer mit „Fakten“ beeindrucken will, 
sollte sich nicht „lumpen lassen“. Klar 
kann man entgegensetzen, man ver-
spricht nicht Falsches, aber wirklich 
attraktiv sollte es schon wirken – und 
auch sein. Am Ende wird trotzdem die 
Emotion entscheiden, und die sollte 
rundum gut sein.

Es gibt aber die andere Seite: Maxi-
male Flexibilität ist tatsächlich ebenso 
ein großes Privileg. Es gibt Verfech-
ter, die sagen: Ein bis zwei Monate Ex-
traurlaub oder Vier-Tage-Woche oder 
sonstige Arbeitszeitmodelle seien tat-
sächlich in allen Berufen möglich, 
wenn man das wirklich wolle (da 
bleibt die Gehaltsanpassung natürlich 
nicht außen vor). Es müsste dafür nur 
das Gegenstück gefunden werden. Das 
bedeutet aber gleichzeitig einen gro-
ßen Aufwand für das Unternehmen 
bzw. die Personaleinsatzplanung. Und 
dass muss es dem Unternehmen bzw. 
beiden Seiten mit allen Konsequenzen 
wert sein.

Machen wir uns dennoch nichts vor: 
Flexibilität erfordert gleichzeitig 
handfeste Prozesslösungen. Und das 
richtige Mindset – und zwar bei allen 
Beteiligten. Und gefragt ist hier die ab-
solute Eigenverantwortung. Wer nicht 
absprechen will, ob er später kommt 
oder früher geht, muss ebenso selbst 
im Griff haben, dass es dadurch nicht 
zu Problemen kommt, und selbst für 
die (funktionierende) Vertretung sor-
gen. Denn selbst die glänzendste Me-
daille hat ihre „Kehrseite“. Das wird 
von der „Wünsch-dir-was-Fraktion“ 
gern mal vergessen.

In manchen Berufen geht die spon-
tane Flexibilität vielleicht wirklich 
nicht, aber geplante Flexibilität durch-
aus. Wie das für das Handwerk oder 
die Pflege aussehen soll? Manche Bä-
cker öffnen bereits später oder eben 
einfach montags nicht mehr. Perso-
nalbedürfnisse – und ebenso die damit 

verbundene Planbarkeit – bekommen 
einen neuen Stellenwert. Auch das 
Städtische Klinikum Karlsruhe wirbt 
mittels Vier-Tage-Woche im Pflege-
bereich. Man trifft sich also mittler-
weile, wo es passt. Die Aufweichung 
von Starrheit und Sturheit früherer 
Anforderungsansprüche ist ebenso be-
reits im Grundversorgungssektor an-
gekommen. Fragt man Streifenpoli-
zisten, wie sie die Benefit-Diskussion 
erleben, so werden sich bestimmte Be-
rufsgruppen vor allem weiterhin mit 
ihrer „intrinsischen Motivation“ zu-
friedengeben müssen. Wo sich die 
noch etwas „aufweichen lässt“, wird 
sich mit der Zeit zeigen müssen – so-
lange bleibt es den Führungskräf-
ten vorbehalten, die Moral weiter 
hochzuhalten.

Dass die Benefit-Debatte weiterhin 
insgesamt unter ungleichen Bedin-
gungen geführt wird bezüglich der Be-
rufsgruppen, das wird sich nicht so 
schnell ändern. So viel steht aber fest: 
Der Wandel ist in vollem Gange. Die 
Fragen, die alle weiterhin beschäfti-
gen werden: Was wollen, können und 
dürfen wir uns leisten? Und wie muss 
es sich anfühlen oder vor allem sein?

Bindung „viel mehr“ als 
Benefit?
Wer als Arbeitgeber die mögliche ab-
werbende Konkurrenz so sehr fürch-
tet, dass er sogar die eigentlich belieb-
ten Bildungsangebote als Benefit gar 
nicht Betracht ziehen mag, für den hat 
Führungskräftecoach Dr. med. Timm 
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Steuber einen Rat: Man soll seine Mit-
arbeiter so gut ausbilden, dass sie je-
derzeit woanders arbeiten könnten. 
Gleichzeitig solle man sie aber so bin-
den, dass sie gar nicht wegwollen.

Daher sollten Unternehmen beson-
ders gut abwägen, ob es – je nach Ziel-
gruppe – eben mit ein paar „Goodies“ 
getan ist. Denn damit kann jeder an-
dere wieder genauso (ab-)werben. 
Weiter bleibt zu bedenken, dass „Ar-
beitsliebe“ immer auch „durch den 
Magen geht“. Laut Werbekampagne 
einer großen Lieferkette bekommen 
noch mehr als zwei Drittel der Arbei-
tenden keinerlei Essens-Benefits, wel-
che zu hybriden Arbeitsmodellen pas-
sen. Wenn man seinen Mitarbeitenden 
etwas Gutes tun möchte, sollte man 

darauf achten, dass die Verteilung ge-
recht ist und niemand das Gefühl hat, 
benachteiligt zu werden. So vermei-
det man Unzufriedenheit auf beiden 
Seiten.

Wer insbesondere an einer guten Will-
kommenskultur für jüngere Mitarbei-
ter arbeiten will, der sollte sich statt 
vieler kleiner hipper Benefit-Bonbons 
vielleicht sogar noch mehr Gedanken 
um eine Art „Bindungs-Booster“ ma-
chen, damit die gerade „gewonne-
nen“ Jungtalente nicht schnell wieder 
weg sind. Hier braucht es bereits in 
den Anfängen tiefergreifende Integra-
tions-Initiativen. Gerade Arbeitgeber 
in „älteren Regionen“ sind wesentlich 
stärker gefordert, junge Mitarbeitende 
zu binden. Laut aktuellem Zensus 

stehen Westdeutschland allgemein 
und Städte insbesondere (in Ost und 
West) bei 18- bis 39-Jährigen beson-
ders hoch im Kurs. Gleichzeitig leben 
in ländlichen Regionen deutlich we-
niger junge Menschen, was bedeu-
tet, dass die Bindung zum Unterneh-
men und die Attraktivität ihrer Region 
deutlich gesteigert werden müssen. Da 
ist vielleicht etwas anderes gefragt, als 
im „Start-up-Style“ einen Kickertisch 
aufzustellen und eine Kanu-Team
event zu planen.

Hier sollte die Bindung von jungen 
Mitarbeitenden umfassender und über 
den Arbeitsplatz hinaus gedacht wer-
den. Wer als Arbeitgeber mehr als 
Zeichen für die Zukunft setzen, son-
dern an wachsenden und nachhalti-
gen Strukturen arbeiten will, setzt auf 
Vernetzungsangebote für junge Be-
schäftigte in seiner Region. Es kommt 
dabei gar nicht so sehr darauf an, ob 
es insgesamt viele junge Menschen 
gibt. Viel entscheidender wird sein, ob 
die jungen Menschen sich ein gutes 
Umfeld aufbauen können in Bezug 
auf Freundschaften oder Partner-
schaft, ob gemeinsame Unternehmun-
gen möglich sind, sie sich wohlfüh-
len und echte Perspektiven in Aussicht 
sind. Was dafür zu tun ist, muss nicht 
immer groß und teuer sein. Der Ansatz 
könnte je nach gewünschtem Effekt 
noch ein bisschen davon abrücken, ob 
man etwas im Angebot hat, das sich 
gleichzeitig möglichst durch die Steuer 
abschreiben lässt.

Aktuelle Umfragen zeigen, dass ge-
rade die Jüngeren fast noch weniger 
optimistisch in die Zukunft blicken, 
als es die aktuelle Situation und wei-
tere Prognosen erwarten lassen. Viel-
leicht noch ein Grund mehr, damit sich 
Stellenangebote künftig so lesen, dass 
zumindest dem Glauben an eine gute 
Arbeitszukunft – trotz allem – keine 
Zweifel mehr im Wege stehen. Da 
kann bereits jeder weitere Bulletpoint 
in der Benefit-Liste seinen ganz eige-
nen Beitrag dazu leisten.� ■

Dr. Silvija Franjic,  
Jobcoach und Redakteurin
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Damit diese variablen Vergü-
tungskomponenten ihre volle 
Wirkung erzielen können, 

müssen Unternehmen sie effektiv ein-
setzen, etwa mit einer leistungsfähi-
gen, modernen Software. Dabei sind 
fünf Faktoren besonders zu beachten.

1.	 Transparenz als Grundsatz

Variable Vergütungskomponenten 
müssen klar und nachvollziehbar sein, 
um die erbrachte Leistung direkt zu 
honorieren. Mit der Vergütungssoft-
ware maXzie können Mitarbeitende 
stets alle Ziele umfassend und ver-
ständlich einsehen. Dies schafft Klar-
heit darüber, wie sich Bonus, Prämie 
oder Provision errechnen. Eine trans-
parente Berechnung fördert die Ak-
zeptanz und steigert die Motivation 
der Mitarbeitenden.

2.	 Aktualität und Feedback in der 
Leistungserbringung

Tagesaktuelles Feedback ist entschei-
dend, damit Mitarbeitende wissen, 
wo sie stehen und aktiv Einfluss auf 

die Zielerreichung nehmen können. 
maXzie zeigt den aktuellen Zielerrei-
chungsstatus und motiviert Mitarbei-
tende dazu, die letzte Meile zu gehen 
und die gesteckten Ziele sogar zu 
übertreffen.

3.	 Überall verfügbare Übersichten

Mitarbeitende sollten überall und je-
derzeit Zugang zu ihrem aktuellen 
Prämienstand haben, um das Errei-
chen oder Übertreffen der Ziele stets 
im Blick zu haben. Mit der Software-
lösung maXzie ist dies möglich – egal 
ob im Büro, im Homeoffice oder unter-
wegs. Durch den mobilen Zugriff über 
Smartphone oder Smartwatch bleiben 
High Performer stets informiert und 
können effektiv agieren.

4.	 Das Ziel bequem im Fokus

Oft müssen sich Mitarbeitende durch 
unübersichtliche Excel-Tabellen kämp-
fen, um ihren Prämienstand zu erken-
nen. maXzie bietet hingegen eine klar 
strukturierte Übersicht der Zielerrei-
chung. Dies spart Zeit und Nerven. Es 

ermöglicht Fachkräften, sich auf das 
Wesentliche zu konzentrieren. Eine 
übersichtliche Darstellung unterstützt 
die maximale Zielerreichung und för-
dert effizientes Arbeiten.

5.	 Umfassende Wahl der Ziele

Neben quantitativen Zielen sollten 
auch qualitative Ziele in variable Ver-
gütungssysteme integriert werden. 
maXzie erlaubt es, diverse Ziele – wie 
persönliche Leistungsbeurteilungen, 
Individual-, Projekt- und Teamziele – 
zu berücksichtigen. Dies fördert eine 
Kultur der gegenseitigen Unterstüt-
zung und stärkt den Teamgeist. Solche 
umfassenden Vergütungsmodelle wir-
ken motivierend und tragen zur lang-
fristigen Mitarbeitendenbindung bei.

Variable Vergütungskompo-
nenten als Strategievorteil
Richtig umgesetzt und soft-
waregestützt, etwa mit einer Lö-
sung wie maXzie, machen vari-
able Vergütungskomponenten 
Unternehmen zu attraktiven 

maXzie als Gamechanger im variablen Vergütungsbereich

Fünf Erfolgsfaktoren für die 
Umsetzung von variablen 
Vergütungsmodellen mit 
motivierender Software
Im aktuellen Arbeitsmarkt stehen Gewinnung und Bindung von Mitarbeiten­
den im Zentrum unternehmerischer Strategien. Variable Vergütungskom­
ponenten wie Provisionen, Boni, Prämien und non-monetäre Incentives er­
weisen sich dabei als vielversprechende Instrumente. Sie bieten – über ein 
attraktives Grundgehalt hinaus – zusätzliche Anreize und unterstützen so den 
Recruiting-Prozess sowie die dauerhafte Bindung von Fachkräften.
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Arbeitgebern. So lassen sich nicht nur 
die besten Talente gewinnen und mo-
tivierte Mitarbeitende sowie High Per-
former langfristig binden. Vielmehr 
gelingt es, die Leistungsbereitschaft 
und Begeisterung der Mitarbeitenden 
durch ein transparentes, jederzeit ein-
sehbares Belohnungssystem zu stei-
gern – sogar über die ursprünglich 
gesteckten Ziele hinaus.� ■

Stefan Rüttiger, Geschäftsführer 
News Innovativ GmbH

Kontakt
News Innovativ GmbH
Brückenstraße 11
63897 Miltenberg
info@news-innovativ.de
Tel. +49 9371 955 300

Stefan Rüttiger  
Geschäftsführer News Innovativ GmbH
Website:	 https://www.maxzie.de/de/
E‑Mail:	 stefan.ruettiger@news-innovativ.de

Stefan Rüttiger verfügt über 40 Jahre 
Erfahrung in der Effizienzerhöhung 
betriebsinterner Prozesse und Mit-
arbeitermotivation. Seit 2009 ist er Ex-
perte und Berater für die Umsetzung 
von variablen Vergütungskonzepten, 
sowohl im eigenen als auch in zahl-
reichen externen Unternehmen. Seit 
2015 entwickelt er mit seinem Team in 
der News Innovativ GmbH die Soft-
ware maXzie, die Unternehmensziele 
und Mitarbeiterziele verbindet sowie 
Zielerreichung und Vergütung auf allen 
Endgeräten transparent und nachvoll-
ziehbar macht. maXzie ist in Unter-
nehmen jeder Art und Größe in über 
20 Ländern im EMEA-Raum erfolgreich 
im Einsatz.

Moderne Softwaresysteme geben täglich aktuelle Übersichten zu Zielerreichung und Prämienhöhe 
über alle Ziele hinweg. Sie sorgen so, vor allem bei Leistungsträgern, für Motivation.
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Fachkräftemangel, demografi-
scher Wandel und die wach-
senden Erwartungen der 

Generationen Y und Z an ihren Ar-
beitsplatz stellen Unternehmen vor 
neue Herausforderungen. 2024 gibt 
es in Deutschland durchschnittlich 
700.000 freie Arbeitsstellen. Know-
how wird zur wichtigsten Ressource 
eines jeden Unternehmens.

Warum ist Arbeitgeberattraktivität 
heutzutage so wichtig?

1.	 Fachkräftemangel: Der Fachkräf-
temangel hat sich in den vergange-
nen Jahren verschärft. Laut einer 
Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW) fehlen in Deutsch-
land mehrere hunderttausend 
Fachkräfte, besonders in techni-
schen und medizinischen Berufen. 
Unternehmen müssen sich daher 
als attraktive Arbeitgeber positio-
nieren, um die besten Talente an-
zuziehen und zu halten.

2.	 Demografischer Wandel: Die al-
ternde Bevölkerung in vielen In-
dustrienationen führt dazu, dass 
weniger junge Menschen auf den 
Arbeitsmarkt strömen. Dies ver-
stärkt den Wettbewerb um junge 
Talente und macht Arbeitgeberat-
traktivität zu einem entscheiden-
den Faktor.

3.	 Generationen Y und Z: Diese 
Generationen haben andere Er-
wartungen an ihren Arbeits-
platz als frühere Generationen. 
Sie legen Wert auf Work-Life-Ba-
lance, Sinnhaftigkeit der Arbeit, 
flexible Arbeitsmodelle und eine 
positive Unternehmenskultur. 

Unternehmen, die diese Erwar-
tungen erfüllen, haben einen 
Wettbewerbsvorteil.

4.	 Technologische Entwicklung: Die 
Digitalisierung und die Automati-
sierung verändern die Arbeitswelt 

rasant. Arbeitgeber, die attrakti-
ve Weiterbildungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten anbieten, 
können besser mit diesen Verände-
rungen umgehen und ihre Mitar-
beiter langfristig binden.

Arbeitgeberattraktivität

Drum prüfe,  
wer sich ewig bindet
Wer als Arbeitgeber attraktiv sein möchte, muss seinen Mitarbeitern mehr als einen 
Obstkorb und kostenfreien Kaffee bieten. Das predigt die Theorie schon lange. Aber 
wie sieht eigentlich die gelebte Praxis aus?
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Beispiel aus der Praxis
Der Europa-Park zählt zu einem der 
größten Arbeitgeber im Breisgau. 
Mit rund 5.000 Beschäftigten aus 
100 Nationen zieht er jährlich Mil­
lionen von Besuchern an. Das Ver­
gnügen der Kunden steht im Fokus. 
Schnellere, wildere und spektakulärer 
Attraktionen sorgen seit Jahren für 
Schlagzeilen – erst kürzlich eröffnete 
die neue Achterbahn Voltron Nevera 
powered by Rimac. Für die Außenwelt 
attraktiv zu sein, ist das eine. Aber 
wie schafft es das Familienunterneh­
men in der achten Generation, bei den 
eigenen Mitarbeitern zu punkten? 
LOHN+GEHALT hat nachgefragt.

Welche Benefits und Zusatzleistun-
gen bieten Sie Ihren Mitarbeitern?

Die Mitarbeiter profitieren von einer 
Vielzahl von strukturierten Vergünsti-
gungen, die es ihnen ermöglichen, das 
gesamte Europa-Park Erlebnis-Resort 
zu erleben. Hier sprechen wir bei-
spielsweise von Freikarten oder ermä-
ßigten Europa-Park Karten für Familie 
und Freunde. Außerdem bieten wir 
eine Mitarbeiterkantine inklusive Es-
senszulage, Weiterbildungsangebote 
(MACK Akademie), Mitarbeiter-Events, 
die Möglichkeit zu einem Job-Rad, 
sportliche Aktivitäten, Mitarbeiter-
wohnungen und vieles mehr an.

Gibt es spezielle Programme zur 
Gesundheitsförderung oder zum 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz?

Ganz neu ist das Gesundheitszen
trum für Mitarbeiter. Im neuen „Feel 
good-Gesundheitszentrum“ steht 
ein erweitertes, vielfältiges Präven-
tions- und Untersuchungsangebot 
zur Verfügung. Zudem profitieren die 
Mitarbeiter von schnell und unkompli-
ziert verfügbaren Beratungs- und Vor-
sorgeterminen direkt vor Ort. Neben 
einem Arbeitsmediziner und einem 
Physiotherapeuten-Team bieten Fach-
ärzte, unter anderem aus den Berei-
chen Kardiologie, Dermatologie und 
Augenheilkunde, regelmäßig Präven-
tionsuntersuchungen an. Zahlreiche 
Zusatzleistungen zur ganzheitlichen 
Gesundheit, von Ernährungsberatung 
und -workshops, Kochkursen und ge-
sundem Kantinenessen über Büro-Yo-
ga und Rauchentwöhnung bis hin zu 
Brust- und Darmkrebsvorsorge sowie 
Knochendichtemessung, runden das 
Angebot ab.

Das Ziel ist es, die Gesundheit unserer 
Mitarbeiter aktiv zu fördern und ihnen 
eine Vielzahl von Möglichkeiten zur 
Verfügung zu stellen, um ihr körper-
liches und geistiges Wohlbefinden zu 
verbessern.� 
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Beliebte Maßnahmen zur Steige-
rung der Arbeitgeberattraktivität

5.	 Flexible Arbeitsmodelle: Home
office, flexible Arbeitszeiten und 
Teilzeitmodelle sind heute Stan-
darderwartungen vieler Arbeit-
nehmer. Unternehmen, die diese 
Möglichkeiten bieten, erhöhen ihre 
Attraktivität erheblich.

6.	 Work-Life-Balance: Eine gesunde 
Work-Life-Balance ist für viele Ar-
beitnehmer wichtiger denn je ge-
worden. Unternehmen, die Pro-
gramme zur Stressbewältigung, 
Freizeitangebote und Unterstüt-
zung bei der Kinderbetreuung an-
bieten, sind im Vorteil.

7.	 Unternehmenskultur: Eine posi-
tive Unternehmenskultur, die von 
Wertschätzung, Transparenz und 
Vertrauen geprägt ist, zieht Talen-
te an. Regelmäßiges Feedback, fla-
che Hierarchien und ein offenes 
Kommunikationsklima sind hier-
für essenziell.

8.	 Weiterbildung und Ent-
wicklung: Kontinuierliche 

Weiterbildungsmöglichkeiten und 
klare Karrierepfade sind für viele 
Arbeitnehmer entscheidend. Un-
ternehmen, die in die Entwick-
lung ihrer Mitarbeiter investieren, 
werden als attraktive Arbeitgeber 
wahrgenommen.

9.	 Sinnstiftende Arbeit: Besonders 
für die Generationen Y und Z ist es 
wichtig, dass ihre Arbeit einen Sinn 
hat und zur Lösung gesellschaftli-
cher Probleme beiträgt. Unterneh-
men, die sich sozial und ökologisch 
engagieren, punkten bei jungen 
Menschen.

10.	Gehalt und Zusatzleistungen: 
Neben einem wettbewerbsfähi-
gen Gehalt sind Zusatzleistungen 
wie betriebliche Altersvorsorge, 
Gesundheitsprogramme und Sab-
baticals wichtige Faktoren für die 
Arbeitgeberattraktivität.

11.	Employer Branding: Ein starkes 
Employer Branding hilft, die posi-
tiven Aspekte des Unternehmens 
nach außen zu kommunizieren. Dies 
umfasst eine ansprechende Karri-
ereseite, positive Bewertungen auf 

Plattformen wie Kununu und Glass-
door sowie authentische Einblicke in 
den Arbeitsalltag über Social Media.

Hannah Höschel

Fazit
Arbeitgeberattraktivität ist 2024 ein 
zentraler Erfolgsfaktor für Unterneh-
men. Angesichts des Fachkräfteman-
gels, des demografischen Wandels 
und der veränderten Erwartun-
gen junger Generationen müssen 
Unternehmen ihre Attraktivität als 
Arbeitgeber aktiv gestalten. Flexible 
Arbeitsmodelle, eine gesunde Work-
Life-Balance, eine positive Unterneh-
menskultur, Weiterbildungsange-
bote, sinnstiftende Arbeit, attraktive 
Gehälter und ein starkes Employer 
Branding sind die Schlüssel, um im 
Wettbewerb um die besten Talen-
te zu bestehen. Unternehmen, die 
diese Aspekte berücksichtigen, sind 
bestens gerüstet, um auch in Zu-
kunft erfolgreich zu sein.� ■

Welche Sozialleistungen können 
Ihre Mitarbeiter in Anspruch neh-
men?

Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment, betriebliche Altersvorsorge und 
vermögenswirksame Leistungen – um 
nur ein paar Beispiele zu nennen.

Wie messen Sie die Zufrieden-
heit Ihrer Mitarbeiter und welche 
Maßnahmen leiten Sie daraus ab?

Wir führen jährlich Mitarbeiterumfra-
gen und Zufriedenheitsanalysen durch, 
um sicherzustellen, dass wir ein konti-
nuierliches Feedback von den Mitarbei-
tern erhalten, und um ihre Bedürfnisse 
besser zu verstehen. Diese Umfragen 
sind ein wichtiger Bestandteil, um die 
Arbeitsumgebung und die Mitarbeiter-
erfahrung kontinuierlich zu verbessern.

Wie sorgen Sie dafür, dass Ihre 
Mitarbeiter langfristig im Unter-
nehmen bleiben wollen?

Das Europa-Park Erlebnis-Resort legt 
einen hohen Wert auf die Förderung 

des Teamgeistes und die Stärkung der 
Mitarbeiterbindung. Deshalb ver-
anstalten wir regelmäßig vielfältige 
Teambuilding- und Mitarbeiterevents. 
Außerdem gibt es Fort- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten in der MACK 
Akademie in den verschiedensten 
Bereichen. Hier werden neben fach-
lichen Kenntnissen für operative und 
administrative Bereiche auch Soft Skills 
wie Resilienz und Innovationsfähigkeit 
vermittelt. Außerdem bieten wir hier 
auch persönliche Coachings an.

Wie werden Mitarbeiter in Ent-
scheidungsprozesse eingebunden 
und wie transparent sind diese?

Das Europa-Park Erlebnis-Resort 
schätzt das Engagement und die Krea-
tivität der Mitarbeiter. Um die Ideen 
effektiv einzubringen, haben wir einen 
standardisierten Prozess etabliert, den 
sogenannten „Think Tank“. Hier können 
Mitarbeiter online und offline ihre 
Ideen aufschreiben und einbringen. 
Kreative Beiträge, die erfolgreich um-
gesetzt werden, honorieren wir.

Gibt es sonstige Punkte, die Ihnen 
im Zuge Ihrer Arbeitgeberattrak-
tivität wichtig sind, die Sie gern 
nennen möchten?

Der Europa-Park stellt seinen Mitarbei-
tern eine breite Palette an Mitarbeiter-
unterkünften zur Verfügung. Außer-
dem wurde im März 2024 das Welcome 
Center 75 eröffnet, das als zentrale und 
urbane Anlaufstelle für neue und be-
stehende Mitarbeiter dient und einen 
optimalen Berufseinstieg garantiert. 
Neuen Mitarbeitern werden an ihrem 
ersten Arbeitstag alle Fragen rund um 
den Job und das Leben in der Gemeinde 
Rust zuverlässig, schnell und unbüro-
kratisch beantwortet.

Ein weiterer Punkt ist die Vielfalt an Ar-
beitszeitmodellen: Mit insgesamt fast 
über 150 verschiedenen Arbeitszeitmo-
dellen unternehmensweit – speziell in 
der Gastronomie sind es etwa 50 ver-
schiedene Modelle – wird eine umfas-
sende Flexibilität gewährleistet.

Vielen Dank für das Gespräch.

 Mehr wissen mit 
Plus

Sichern Sie sich Ihren Wissensvorsprung  
in der Entgeltabrechnung!

Jetzt 30 Tage kostenfrei testen:  
www.lohnundgehalt-magazin.de

▪  Fachzeitschrift LOHN+GEHALT 8x jährlich  
per Post und digital.

▪  Exklusiver Zugriff auf Online-Premium-Artikel  
sowie kostenfreier on-demand Zugriff auf 
ausgewählte Online-Schulungen

▪  4x im Jahr exklusives Online-Refreshment 
der Chefredaktion mit vielen wichtigen 
Hintergrundinformationen. 

▪  10 % Rabatt auf alle 
Online-Kompaktkurse 
im Bereich Entgelt-
abrechnung sowie auf 
die Teilnahme gebühr 
zur alga-Regional-
tagung online.

▪  nur 449,— € im Jahr  
(inkl. Mwst. und Versand)
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E twa die Hälfte aller kleine-
ren und mittelständischen Un-
ternehmen in Deutschland 

sind Dienstleister. Ihr Geschäftsmo-
dell steht und fällt mit der Verfügbar-
keit und Qualität ihrer Mitarbeiten-
den. Aber auch in traditionell weniger 
dienstleistungsintensiven Märkten 
hängt der wirtschaftliche Erfolg zu-
nehmend vom Know-how jedes ein-
zelnen Mitarbeitenden ab.

Gleichzeitig dürfen die Personalkosten 
nicht aus dem Ruder laufen. Ein leis-
tungsfähiges HR-Controlling ist des-
halb das A und O.

Angesichts des Fachkräftemangels 
kommt es immer mehr auf ein ge-
schicktes Personalmanagement an. 
Erstklassige Mitarbeiter wissen heute 
ganz genau, was sie von ihrem beste-
henden oder zukünftigen Arbeitgeber 
erwarten. Das beginnt bei der Akquise, 
geht über die Bezahlung bis zu den Zu-
kunftsperspektiven. Junge Beschäftigte 
wollen genau wissen, wo sie in fünf 
Jahren auf der Karriereleiter stehen 
könnten. Ältere Mitarbeitende liebäu-
geln damit, in Zukunft mal kürzer zu 
treten. Allen Arbeitskräften ist gemein-
sam: Sie kennen ihren Wert, erwarten 
flexible Arbeitszeiten, verschiedenste 
Boni, Altersvorsorge und vieles mehr.

Die Komplexität des 
Personalmanagements 
im Griff behalten
Kein Arbeitgeber der Welt kann diese 
zunehmende Komplexität ohne ein 
professionelles, transparentes und zu-
verlässiges HR-Controlling managen. 
Denn mit den steigenden Ansprüchen 
der Arbeitnehmer wächst die Gefahr, 
dass Personalkosten aus dem Ruder 
laufen und die wirtschaftliche Basis 
des Unternehmens zerstören.

Personalplanung und -management 
haben daher heute einen viel höhe-
ren Stellenwert für ein Unternehmen 
als früher. Dieser Bereich steht zuneh-
mend auf einer Stufe mit Einkauf, Ver-
trieb und Umsatzplanung und ist für 
Unternehmen jeder Größenordnung 
zu einem wesentlichen Erfolgsfaktor 
geworden.

Doch viele Unternehmen mit 100 bis 
500 Beschäftigten tun sich in der Pra-
xis schwer mit dem HR-Controlling. Zu 
wenige Ressourcen, mangelndes Spe-
zialwissen und vermeintlich dringen-
dere Probleme führen oft dazu, dass 
das Thema Personal eher stiefmütter-
lich behandelt wird. Häufig werden 
Personalkosten immer noch als reine 
Sachkosten und Teilbereich des Rech-
nungswesens banalisiert.

4PLAN HR SMO macht jetzt Schluss 
damit. Die neue Best-Practice-Perso-
nalsoftware wurde speziell für mit-
telgroße Unternehmen entwickelt, die 
sich einen eigenen HR-Controlling-Ex-
pertenstab nicht leisten können und 
dennoch ihre Personalplanung auf ein 
höheres Level heben wollen.

In die Entwicklung der revolutionären 
Softwarelösung hat S4U Software, ein 
führender Spezialist für Personalsoft-
ware mit Sitz in München, sein gan-
zes kostbares Wissen aus hunderten 
erfolgreicher HR-Controlling-Projekte 
gesteckt. Vor 25 Jahren gegründet, hat 
S4U bereits über 200 große und mit-
telgroße Unternehmen von Aldi bis 
Velux betreut. Dieser Erfahrungs-
schatz ist nun in die neue Software 
eingeflossen. Sie bietet „out of the box“ 
ein umfassendes HR-Controlling, um-
fasst alle relevanten Oberflächen, 
Funktionen und Auswertungen – und 
ist dabei effizient, anpassungsfähig 
und leicht zu bedienen.

Die wichtigsten Funktionen von 4PLAN 
HR SMO im Überblick

•	Planung und permanente Hoch-
rechnung von Personalbedarf und 
-kosten auf Ebene der Mitarbei-
tenden, Stellen, Kostenstellen und 
Arbeitszeiten

Personalplanung

Weltklasse-Controlling 
für den Mittelstand
Ab sofort können sich auch mittelgroße Unternehmen mit 100 bis 500 Mit­
arbeitenden ein hochklassiges Personalcontrolling leisten. Möglich macht’s 
die neue Softwarelösung 4PLAN HR SMO der renommierten Software4You 
Planungssysteme GmbH. Der Spezialist für Personalsoftware bietet ab sofort 
sein World Class HR-Controlling aus der Welt der Großunternehmen auch Mit­
telständlern an. Warum? Weil auch Mittelständler eine transparente und zu­
verlässige Personalplanung wollen.
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•	Plan-Ist-Vergleiche ad hoc, 
nach festen Intervallen oder 
Stichtag-bezogen

•	Anzeige aller Entgelte, ihrer Ent-
wicklung – und im Vergleich zu den 
Entgelt-Benchmarks

•	diverse Auswertungen
•	Analyse der Personalstruktur
•	Erstellen von Organigrammen

Damit erledigt die Software einen 
Großteil der anfallenden Controlling-
Arbeiten nahezu selbstständig. Exper-
tenwissen ist für die Nutzung nicht 
notwendig. Im Gegenteil: Die Software 
beantwortet unterschiedlichste Fra-
gen rund um Personalthemen, gibt 
Hinweise und Tipps für ein erfolgrei-
ches HR-Controlling und unterstützt 
dabei auch diejenigen, die noch keine 

langjährige Erfahrung in diesem The-
mengebiet haben.

Zudem ist 4PLAN HR SMO keineswegs 
auf den Einsatz im Personalbereich li-
mitiert, sondern kann auch in anderen 
Controlling-Bereichen eingesetzt wer-
den. Insbesondere bei der Planung und 
Kontrolle von Umsatz, Sachkosten und 
Liquidität leistet sie exzellente Dienste.

Die ganze Welt des 
HR-Controllings per  
Software verfügbar
„Wir sind sehr stolz auf die ausgefeil-
ten Funktionen unserer neuen Best-
Practice-Software. Sie bietet ech-
tes World-Class-HR-Controlling. Was 
sie aber wirklich außergewöhnlich 
macht, sind die einfache Implemen-
tierung und Anwendung. Das bestäti-
gen uns auch unsere Kunden immer 
wieder“, fasst Hanns-Dirk Brink-
mann, CEO der S4U Software GmbH, 
zusammen.

Tatsächlich läuft 4PLAN HR SMO ge-
rade in der praktischen Anwendung 
zur Hochform auf und überzeugt auch 
Nicht-Experten von ihren Qualitäten.

Die wichtigsten sind:

1.	 Schnelle Implementierung 
4PLAN HR SMO ist aus dem Stand 
einsatzbereit. Umfangreiche Ent-
wicklungs- und Anpassungsarbei-
ten im Unternehmen entfallen. Der 
mitgelieferte Einführungsleitfa-
den ist eine Schritt-für-Schritt-An-
leitung, die alle Aspekte abdeckt. 
Technische Kenntnisse sind nicht 
erforderlich. Außerdem flankieren 
auf Wunsch „Onboarding-Work
shops“ durch S4U die Startphase.

2.	 Kostenplanbarkeit 
Da die Software bereits fertig ist, 
entfallen die unkalkulierbaren 
Kosten für maßgeschneiderte Ent-
wicklungen. Die Investition ist 
planbar und transparent.

3.	 Benutzerfreundlichkeit 
Eine weitgehend intuitive Benut-
zeroberfläche erleichtert die Bedie-
nung; die visuelle Aufbereitung der 
Daten unterstützt Verständlichkeit 
und Nutzbarkeit der Ergebnisse. 
Zusätzliche Erläuterungen durch 

die Software machen die Arbeit mit 
dem Tool noch effizienter.

4.	 Best Practices und standardisier-
te Prozesse 
In die Software sind die Erfahrun-
gen aus hunderten von Controlling-
Projekten in über 200 Unternehmen 
eingeflossen. Sämtliche Prozesse 
haben sich in der Praxis bewährt.

5.	 Schnelle Anpassung an Verände-
rungen 
Nichts bleibt, wie es ist. Gerade in 
der Wirtschaft gehören Verände-
rungen zum Alltag: Umstrukturie-
rungen, Zukäufe, Teilverkäufe – 
auf alles reagiert 4PLAN HR SMO 
unmittelbar und unkompliziert.

6.	 Erweiterbarkeit  auf andere Con
trolling-Bereiche 
Aufgrund ihrer Einfachheit und 
Stringenz ist 4PLAN HR SMO auch 
für andere Controlling-Aufgaben 
einsetzbar. Bei der Umsatz-, Kos-
ten- und Liquiditätsplanung in 
allen Unternehmensbereichen leis-
tet sie wertvolle Dienste.

7.	 Sicherheit und Compliance 
Selbstverständlich erfüllt 4PLAN 
HR SMO höchste Sicherheitsstan-
dards und Datenschutz-Richtlinien.

Kontaktdaten

Software4You Planungssysteme GmbH
Zielstattstraße 44
81379 München
www.software4you.com

Fazit
Jedes Unternehmen, das sein Perso-
nalmanagement professionalisieren 
will, wird mit 4PLAN HR SMO sein 
HR-Controlling entscheidend voran-
bringen. Das gilt insbesondere für 
mittelgroße Unternehmen, deren 
Budgets und Ressourcen naturge-
mäß begrenzt sind. Mit 4PLAN HR 
SMO heben sie ihr HR-Controlling 
dennoch auf Weltklasse-Niveau. 
Vom Start weg.

Melden Sie sich noch heute unter 
089 710504-0 oder mailto:info@
software4you.com bei uns!� ■
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Es ist ein bisschen paradox, 
künstliche Intelligenz (KI) zu 
nutzen, um KI aufzuspüren, und 

es gelingt auch nicht sonderlich gut. 
Denn wer etwa über ChatGPT nach 
konkreten Firmenbeispielen für den 
KI-Einsatz in der Payroll recherchiert, 
wird zwar fündig, allerdings weder 
konkret noch valide. So gäbe es eine 
ganze Reihe von Case Studies, behaup-
tet der mäßig intelligente digitale Re-
cherche-Helfer: Die KI von Workday 
sorge bei Netflix und Airbnb für „prä-
dikative Analysen“ und „automatisiere 
komplexe Abrechnungsprozesse“, KI-
Tools von Paychex überprüften „auto-
matisch die Einhaltung von Arbeits-
zeit- und Überstundengesetzen“ bei 
Sonic Drive-In oder 1-800-Flowers.

Gustos Tool helfe Plum Deluxe bei der 
automatischen Berechnung von „Steu-
ern und Abzügen“ und Rippling sorge 
bei Expensify dafür, dass „Gehaltsab-
rechnungs- und Spesenmanagement-
systeme in Echtzeit synchronisiert“ 
werden. Gebetsmühlenartig taucht der 
Satz auf: „Die KI analysiert kontinu-
ierlich die Daten, um sicherzustellen, 
dass alle Zahlungen korrekt und geset-
zeskonform sind.“

Viele schwammige 
Informationen
Payroll-Spezialistinnen und -Exper-
ten wissen, dass KIs halluzinieren, 
und erkennen in diesen Antworten so-
fort mindestens zwei Ungereimthei-
ten: Erstens sind einige der angespro-
chenen Aspekte schon länger Standard 
in gängigen Lösungen, zweitens mutet 

Künstliche Intelligenz in der Payroll

Blackbox reloaded
Auch einige Monate nach dem ersten KI-Boom, der durch die breite Zugänglichkeit 
über generative Sprachmodelle ausgelöst wurde, bleibt das Thema für die Payroll 
noch weitgehend im Dunkeln. Denn obwohl viele HR-Verantwortliche einen hohen 
Druck spüren, entsprechende Systeme einzusetzen, sieht es bei den Lösungen nach 
wie vor mau aus. Eine weltweite Spurensuche nach konkreten Anwendungsfällen – 
und ein Signal für mehr Entspannung.
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manches abenteuerlich an: So kann 
ein System schlecht die konkrete Ein-
haltung von Gesetzen überprüfen, 
sondern lediglich die Darstellung der 
Sachverhalte in den Daten. Die Verifi-
zierung der Case Studies verläuft üb-
rigens tatsächlich vergleichsweise 
erfolglos.

Fragt man ChatGPT selbst nach den 
Quellen für diese Aussagen, führt die 
KI sechs Websites an: allesamt unter 
der Domain des Anbieters ADP. Dieser 
taucht natürlich auch in den Aufzäh-
lungen auf und gibt sich zumindest in 
kommunikationstechnischer Hinsicht 
als marktführend. Ergänzend muss 

man wissen, dass auf dem deutschen 
Markt vertretene Anbieter abwinken, 
wenn sie nach konkreten Kunden-
beispielen für den KI-Ansatz gefragt 
werden, zu early state, heißt es dann 
schon mal.

Druck, KI einzusetzen
Was bringt dieses Experiment nun 
an Erkenntnissen für Payrollerinnen 
und Payroller? Zunächst einmal die 
schlichte Bestätigung, dass offene ge-
nerative Systeme alles andere als ver-
lässliche Informationen liefern. Das 
mindert möglicherweise bereits etwas 
die Last, der sich viele laut einer Studie 

bei diesem Thema im Moment ausge-
setzt sehen. So stellt etwa eine AI-Stu-
die des Anbieters Workday aus dem 
Jahr 2023 fest, dass 75 Prozent der 
Führungskräfte aus HR, Finance und 
IT Druck verspüren würden, den Ein-
satz von KI voranzutreiben. Allerdings 
fehlten dafür die entsprechenden Vo-
raussetzungen auf mehreren Ebenen, 
nämlich hinsichtlich der Datenquali-
tät, der konkreten Anwendungsszena-
rien und der Kompetenzen.

Nun geht insbesondere Workday in 
seiner Kommunikation ganz offen 
dazu über, von „KI und Machine Lear-
ning“ als Begriffspaar zu sprechen – 
was natürlich keineswegs ein ober-
flächliches IT-Verständnis offenbart, 
sondern den Weg bereitet für die Aus-
sage, man wäre bereits seit einem 
Jahrzehnt an der Technologie dran 
und daher führend. Diese Argumen-
tation erklärt die Begriffsverwir-
rung, die ChatGPT eingangs produziert 
hatte und führt zur zweiten Erkennt-
nis für Payrollerinnen und Payroller: 
Wo KI draufsteht, ist noch längst nicht 
KI drin. Ist das nun überhaupt ein Pro
blem? Jein.

Konkrete Anwendungs
szenarien entscheiden
Tatsächlich macht diese Verwässerung 
zwar die Abgrenzung dessen, was 
man denn da einkauft, schwieriger, im 
Hinblick auf die unternehmensstra-
tegische Seite ist das aber im Grunde 
egal. Denn beim Einsatz von KI in der 
Payroll kommt es immer auf zwei 
Dinge an: den konkreten Nutzen, der 
aus der Anwendung entstehen soll, 
und die Datenqualität, auf die sich das 
maschinelle Lernen – denn mehr ist es 
in der Regel nicht – stützt.

Hier kommt der offensivste Kommu-
nikator in Sachen KI in der Payroll ins 
Spiel, der Anbieter ADP. Eines der Key-
Elemente des Tools „ADP Assist“ ist 
der „Payroll Inspector“, der dafür sor-
gen soll, die Exaktheit der Payroll zu 
verbessern. Diese und andere Funk-
tionen werden in der Pressemittei-
lung folgendermaßen beschrieben: 
„Es ist nicht nur eine weitere tech-
nische Lösung, sondern eine umfas-
sende Erfahrung, die ADPs unüber-
troffenen HCM-Datenbestand und 
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Fachwissen kombiniert, um HR-Fach-
leute, Führungskräfte und Mitarbeiter 
zu unterstützen.“*

Das wollten die Tech-Journalisten des 
US-amerikanischen Magazins „Ven-
tureBeat“ genauer wissen und frag-
ten bei ADP an, welche Art von Basis-
modell „ADP Assist“ antreibe – und 
ob es sich dabei um ein Large Lan-
guage Model (LLM) wie GPT-3.5/4/4 
Turbo von OpenAI, Claude von Anthro-
pic, Command von Cohere oder Open-
Source-Alternativen wie Llama 2 von 
Meta oder Mixtral von Mistral handele.

Keine Auskünfte zur 
verwendeten Technologie
ADP Chief Product Owner Naomi Lari-
viere ließ per E‑Mail über einen Spre-
cher antworten: „Wir sind uns des 
großen Potenzials bewusst, das neue 
Technologien wie generative KI bei 
der Konzeption und Entwicklung in-
novativer Lösungen für die kritischen 
Bedürfnisse unserer Kunden und Mit-
arbeiter bieten können. Als Teil un-
serer breit angelegten generativen 
KI-Strategie verfügen wir über die 

*	Die zitierten Aussagen sind in den angesprochenen Quellen in englischer Sprache enthalten und wurden ins Deutsche übersetzt.

Infrastruktur, um diese neuen Innova-
tionen auf die richtige Art und Weise 
und aus den richtigen Gründen ein-
zubinden und sie in unserem gesam-
ten Unternehmen zu skalieren. ADPs 
umfangreicher und einzigartiger Da-
tensatz wird verwendet, um die KI 
von ADP zu trainieren, damit sie an-
tizipieren kann, was Nutzer wol-
len und brauchen. Während die Leis-
tung der KI wächst, konzentrieren wir 
uns weiterhin auf die menschliche 
Erfahrung.“*

Daraus wird deutlich, dass man sich 
nicht in die Karten schauen lässt und 
Fragen zur verwendeten Technolo-
gie nicht beantworten möchte. Über 
die Gründe lässt sich nur spekulieren. 
Worauf das Unternehmen aber sicher-
lich zu Recht als Asset verweist, ist der 
umfangreiche Datensatz, den es durch 
seinen Marktanteil zu Trainingszwe-
cken nutzen kann – allerdings stammt 
dieser wiederum von den Kundinnen 
und Kunden selbst. Und ob allein die 
Datenquantität nun bereits die voll-
mundigen Erwartungen erfüllen hilft, 
die dem KI-Einsatz zugesprochen wer-
den, darf offen bleiben.

Nur ein Marketing-Gag?
Eine qualifizierte Einschätzung aus 
dem Februar 2024 ist hierzu sicher-
lich interessant. So zitiert das US-
amerikanische IT-Online-Magazin 
„TechTarget“ Evelyn McMullen, eine 
Expertin von Nucleas Research, einem 
globalen Anbieter von ROI-orientier-
ter Technologieforschung und Bera-
tungsdienstleistungen, folgenderma-
ßen: Die ADP-Produkt-Upgrades sollen 
die Personalabteilung dabei unter-
stützen, durch die Automatisierung 
von Routineaufgaben „mehr mit we-
niger zu tun“*. Es sei jedoch schwierig, 
die Gesamtwirkung vorherzusagen, da 
ADP über einen breit gefächerten Kun-
denstamm verfüge und sich die Ein-
führung in einem frühen Stadium be-
finde. „Es ist immer noch fraglich, ob 
generative KI wirklich disruptiv sein 
wird oder nur ein Marketing-Gag ist“, 
so McMullen.*� ■

Alexandra Buba, M. A.,  
Wirtschaftsredakteurin
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Angesichts des technologischen 
und strukturellen Wandels un-
serer Arbeitswelt, der durch 

Faktoren wie den Fachkräfteman-
gel und die Digitalisierung (insbeson-
dere die künstliche Intelligenz) noch 
beschleunigt wird, werden Weiterbil-
dung und lebenslanges Lernen bzw. – 
besser gesagt – lebenslange Weiterbil-
dung immer wichtiger.

Dies belegt auch eine aktuelle Stu-
die des TÜV-Verbands, in der die teil-
nehmenden Unternehmen* u. a. be-
fragt wurden, welche Ziele sie mit der 
Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden 
verfolgen:

•	Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit 
(92 Prozent),

•	Erfüllung der gesetzlichen Anforde-
rungen (91 Prozent),

•	Mitarbeiterbindung (87 Prozent),
•	mit der Digitalisierung Schritt halten 

(81 Prozent) und
•	dem Fachkräftemangel entgegenwir-

ken (80 Prozent).

Ziel: Erhalt der Wettbewerbs-
fähigkeit
Ein bekanntes Sprichwort von Fried-
rich Schiller heißt: „Wer nicht mit der 
Zeit geht, geht mit der Zeit.“

Damit Unternehmen nicht nur 
heute, sondern auch in Zukunft 

*	Hinweis: Basis waren in diesem Fall die befragten Unternehmen, die Weiterbildungen anbieten. Sie haben die beruflichen Weiterbildungs-
ziele mit voll und ganz oder eher beantwortet.

wettbewerbsfähig sind, müssen sie 
darauf achten, dass sie Lösungen für 
die jeweils aktuellen Fragen und Pro
bleme ihrer Kunden anbieten und früh 
relevante zukünftige Trends erken-
nen. Firmen, denen dies nicht gelingt, 
können innerhalb kürzester Zeit ihre 
marktbeherrschende Stellung verlie-
ren, wie u. a. ein Beispiel aus der Mo-
bilfunkbranche gezeigt hat.

Um diese wichtige Aufgabe bewälti-
gen zu können, benötigen Unterneh-
men gut ausgebildete Mitarbeitende, 
die sich ständig über neue Entwick-
lungen am Markt informieren. 92 Pro-
zent der befragten Unternehmen 
stimmen dieser Aussage zu.

Ziel: Erfüllung der gesetzlichen 
Anforderungen
Unternehmen haben eine Vielzahl von 
gesetzlichen Anforderungen zu er-
füllen. Nach Artikel 37 Datenschutz-
Grundverordnung (DS‑GVO) und § 38 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
haben sie z. B. unter bestimmten Vo-
raussetzungen einen Datenschutzbe-
auftragten/eine Datenschutzbeauf-
tragte zu benennen.

Damit diese ihren Aufgaben nach-
kommen können, sind regelmäßige 
Weiterbildungen wichtig. 91 Prozent 
der befragten Unternehmen sehen 
deshalb in der Weiterbildung ein 

Grafik einfügen zur Studie

Vom Wettbewerb bis zum Fachkräftemangel

Warum Weiterbildung und 
lebenslanges Lernen immer 
wichtiger werden
Noch vor 50 Jahren reichte ein guter Schul-, Ausbildungs- und/oder Hochschulab-
schluss aus, um „ein Leben lang“ im Beruf erfolgreich zu sein. Dies ist heutzutage 
nicht mehr der Fall.
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Mittel zur Erfüllung der gesetzlichen 
Anforderungen.

Ziel: Mitarbeiterbindung
Eine hohe Fluktuationsrate ist teuer, 
da neue qualifizierte Mitarbeitende 
erst gefunden, rekrutiert und ausge-
bildet werden müssen. Nach der Wei-
terbildungsstudie 2023 der Bitkom 
Akademie und von HRpepper Manage-
ment Consultants

•	fühlen sich Mitarbeitende, die an 
Weiterbildungen teilnehmen kön-
nen, wertgeschätzt (87 Prozent),

•	sind nach eigenen Angaben siche-
rer bei der Ausübung ihrer Tätigkeit 
(86 Prozent) und

•	sehen hierin einen wichtigen Schlüs-
sel, um im Berufsalltag Schritt zu 
halten (84 Prozent).

So überrascht es nicht, dass sich 
87 Prozent der befragten Unterneh-
men durch zumeist individuell zuge-
schnittene Weiterbildungen von der 
Konkurrenz abheben und ihre Mit-
arbeitenden hierdurch an sich bin-
den möchten. Allerdings ist die Anzahl 
der Unternehmen, die diese Auffas-
sung voll und ganz teilt, niedriger als 

bei den beiden vorhergehenden Zielen. 
Gleiches gilt für die beiden nachfol-
genden Weiterbildungsziele.

Ziel: mit der Digitalisierung 
Schritt halten
Für rund acht von zehn der befragten 
Unternehmen ist ein weiteres Weiter-
bildungsziel das Erlernen/Vertiefen 
von (neuen) Skills, um mit der Digitali-
sierung Schritt zu halten.

Das Arbeiten mit digitalen Lösungen 
wie z. B. der elektronischen Personal-
akte ist in vielen Unternehmen be-
reits Standard. Lohn- und Gehaltsab-
rechnungen u. v. m. werden archiviert 
und müssen nicht mehr manuell in 
den Personalakten der Beschäftigten 
abgeheftet werden. Die Mitarbeiten-
den in der Personalabteilung werden 
auf diese Weise entlastet und können 
sich auf ihre Kernaufgaben oder an-
dere wertschöpfende Tätigkeiten kon-
zentrieren. Um diese Lösung einsetzen 
zu können, ist jedoch eine Einarbei-
tung in die elektronische Personalakte 
erforderlich.

Die KI-Revolution, d. h. der massen-
hafte Einsatz von Lösungen mit künst-
licher Intelligenz (KI) und die damit 
verbundenen Veränderungen, hat erst 
begonnen. Weiterbildungen in diesem 
Bereich sind deshalb noch die Aus-
nahme. Mit dem zunehmenden Ein-
satz dieser Technologie wird sich dies 
in Zukunft aber sicherlich ändern.

Ziel: Antwort auf den 
Fachkräftemangel
Fast 62 Prozent der befragten Unter-
nehmen berichten von einem eher 
starken bis sehr starken Fachkräfte-
mangel. Auch wenn dieser nach einer 
Konjunkturumfrage des ifo Instituts, 
die Ende März dieses Jahres veröffent-
licht wurde, leicht abgenommen hat, 
sehen acht von zehn der befragten 
Unternehmen in der Weiterbildung 
eine Antwort auf den Fachkräfteman-
gel. Mitarbeitende werden z. B. gezielt 
weitergebildet, damit sie die benötig-
ten Skills (wieder) erlernen oder um 
sie für neue bzw. veränderte Berufs-
bilder fit zu machen.� ■

Pamela van den HövelFo
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In den Messehallen 4.1, 4.2 und 5.1 
bietet die ZP Europe wieder Zu-
gang zu den vielfältigen Themen 

der HR-Welt und dient als lebendige, 
kollaborative Plattform für integrierte 
People-Transformation. Sie adressiert 
aktuelle Herausforderungen und prä-
sentiert neue Ideen, Lösungen und 
Tools entlang der gesamten Employee 
Experience.

Europas Leitmesse im Bereich Human 
Resources richtet sich an Führungs-
kräfte, Innovator:innen im HR-Busi-
ness und HR-Professionals.

Den Auftakt des vielseitigen Rahmen-
programms bildet die Paneldiskussion 
am 10.09.2024 auf der Keynote Stage, 
die sich mit einem der drängendsten 
Themen der heutigen Zeit beschäftigt:

Die Ära der „Großen 
Erschöpfung“: Wie kann 
HR die Symptome erkennen 
und bekämpfen?
Nina Weigel (AXA Konzern AG), 
Prof. Dr. Jutta Rump (Institut für Be-
schäftigung und Employability IBE) 
und Dr. Eva Elisa Schneider, Expertin 
für mentale Gesundheit, liefern in die-
ser Keynote Einblicke in die Ursachen 
und Folgen von Erschöpfung am Ar-
beitsplatz und zeigen, wie HR-Abtei-
lungen mit gezielten Strategien wir-
kungsvoll gegensteuern können.

Dialogorientierte Programm-
formate und HR Innovation 
Award

Im Fokus der Zukunft Personal Eu-
rope stehen mit insgesamt 780 Vor-
trägen und Workshops auf insgesamt 
24 Stages Themen und Lösungen rund 
um das HR-Management, Digitalisie-
rung, Leadership sowie menschen-
zentrierte Transformationsprozesse. 
Messebesucher:innen erwartet ein 
noch vielfältigeres Programm für Aus-
tausch, Vernetzung und Wissenstrans-
fer im HR-Bereich als in den vergange-
nen Jahren.

Ein Programm-
Highlight ist der HR 
Innovation Award. 
Damit werden Un-
ternehmen aus-
gezeichnet, die in-
novative Produkte 
oder Dienstleistun-
gen in den Berei-
chen Recruiting & 
Attraction, HR Tech 
& Digital Transfor-
mation, Learning & 
Development und 
Corporate Health 
bieten. Der HR In-
novation Award 
wird am 10.09.2024 
auf der ZP Europe 
verliehen.

Spitzengespräch: Woran 
Deutschland arbeiten muss
Am Tag zwei des insgesamt drei Tage 
dauernden Events, dem 11.09.2024, 
diskutieren im Rahmen des Spitzenge-
sprächs „Woran Deutschland arbeiten 
muss“ Lilian Tschan (Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales), Car-
men-Maja Rex (Heidelberg Materials), 
Inga Dransfeld-Haase (Bundesverband 
der Personalmanager:innen) und Rei-
ner Straub (Personalmagazin/haufe.
de) wirtschaftliche, politische und ge-
sellschaftliche Herausforderungen, die 

Zukunft Personal  
Europe 2024 inspiriert  
die Personalbranche
Vom 10. bis zum 12.09.2024 setzt die HR-Leitmesse wieder wertvolle Impulse 
für die gesamte Employee Experience und lädt unter dem Motto „People change 
things“ HR-Verantwortliche und Gestalter:innen ein, den Wandel im People Busi-
ness aktiv mitzugestalten.
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Deutschland heute prägen. Im Mittel-
punkt des Gesprächs steht die Frage, 
welche konkreten Maßnahmen Un-
ternehmen und das Personalmanage-
ment ergreifen, um diesen Herausfor-
derungen zu begegnen.

Zukunftstrends der 
Personalbranche
„Ob neue Arbeits- und Denkweisen, 
auch in Bezug auf Corporate Health, 
kreative Organisationsstrukturen oder 
Technologien wie KI, es sind die Men-
schen im Business, die Innovation und 
Wandel schaffen“, sagt Martina Hof-
mann, ZP Chief Marketing & Commu-
nications Officer. Und weiter: „Digitali-
sierung und Transformation sind nicht 
nur Buzzwords, sondern entschei-
dende Themen für die Zukunftsfähig-
keit von Organisationen. Die Zukunft 
Personal Europe unterstützt Unter-
nehmen konkret dabei, diese Verände-
rungen zu verstehen und zu nutzen.“

Programm-Highlights
Vielfältige dialogische Formate mit 
konkretem Mehrwert wurden für die 
Zukunft Personal Europe 2024 neu ge-
schaffen: An der Thesen-Theke spre-
chen HR-Expert:innen unverstellt, 
direkt und mit hohem Entertain-
ment-Faktor. Ebenso neu ist die Ex-
perten-Sprechstunde, zu welcher sich 

HR-Expert:innen aus dem ZP-Umfeld 
zu konkreten Fragestellungen und zur 
Problemlösung für ein Coaching vor 
Ort buchen lassen.

Renommierte Expert:innen referieren 
über die Bedürfnisse und Lösungen im 
Personalwesen, zum Beispiel:

•	Laura Bornmann, New Work & Lea-
dership Ambassador und LinkedIn 
Top Voice: „The future of work is a 
matter of being human“

•	Carmen-Maja Rex, Global Head of HR 
bei Heidelberg Materials AG und Vor-
standsvorsitzende der Deutschen Ge-
sellschaft für Personalführung

•	Verena Pausder, Vorstandsvorsit-
zende des Startup-Verbands, Exper-
tin für Digitale Bildung und Co-Grün-
derin des FC Viktoria Berlin

•	Dr. Stefan Frädrich, Arzt, Bestseller-
autor und Gründer von Greator

•	Silvia Wiesner, Leadership Advisory 
bei Egon Zehnder, Young Global Lea-
der @World Economic Forum, Exe-
cutive Committee Member der Euro-
pean Women on Boards	 ■

Bild: Innovative People

Exklusiv für Leser:innen  
von LOHN+GEHALT: Tickets für 
Ihren Messebesuch

Der Veranstalter schenkt Leser:innen 
ein Ticket für den Besuch zu Europas 
Leitmesse im Personalmanagement: 
einfach QR-Code scannen und Ticket 
im Webshop einlösen.

Alle Infos auf: 
www.zukunft-personal.com
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direkter Link: 

Zukunft Personal Europe
10. bis 11.09.2024 |  
09:00 bis 17:30 Uhr 
12.09.2024 | 09:00 bis 17:00 Uhr 
Halle 4/5, Koelnmesse
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Vorbereitende Lohnbuchhaltung

Warum die Auslagerung 
der Payroll sinnvoll ist
Die Lohn- und Gehaltsabrechnung ist ein hochkomplexer Prozess, der besondere 
Expertise und präzise Arbeit erfordert. Gerade für kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) stellt sich häufig die Frage, ob sie ihre Payroll-Prozesse intern abwi-
ckeln oder an externe Spezialisten auslagern. HRworks bietet hier eine Lösung, 
die KMU hilft, die Herausforderungen der Lohnbuchhaltung effizient zu meistern.

Die Komplexität in 
Deutschland ist enorm
In Deutschland ist die Lohnabrech-
nung hochkomplex. Das erfordert 
Fachwissen, das Personaler oft nicht 
in der notwendigen Tiefe besitzen. 
Doch sie sind es, die den Lohnabrech-
nungsprozess intern oft abwickeln. 
Die Folge: hohe Fehleranfälligkeit und 
ein enormer Zeitaufwand. Jedes Jahr 
ändern sich die gesetzlichen Vorgaben, 
und diese Änderungen müssen korrekt 
und zeitnah in die Abrechnungspro-
zesse integriert werden. Der Aufwand, 
den Überblick zu behalten und stets 
auf dem neuesten Stand zu sein, ist 
immens und kann für Unternehmen 
eine erhebliche Belastung darstellen.

Die Vorteile der Auslagerung 
von Payroll-Prozessen
Angesichts dieser Herausforderungen 
liegt es nahe, die Lohnbuchhaltung an 
erfahrene Steuerberater oder Lohnbü-
ros auszulagern.

Die Vorteile:

1.	Fachwissen und Expertise: Externe 
Dienstleister verfügen über Spezi-
alwissen und sind stets über die ak-
tuelle Gesetzeslage informiert. Dies 
gewährleistet eine korrekte und 
rechtssichere Abrechnung.

2.	Zeit- und Kostenersparnis: An-
statt zusätzliche Payroll-Experten 

einzustellen, profitieren KMU von 
der Arbeit und Expertise externer 
Dienstleister.

3.	Fehlerreduktion und Sicherheit: 
Externe Spezialisten minimieren die 
Fehlerquote und übernehmen die 
Haftung für die korrekte Abwick-
lung der Lohnabrechnung.

4.	Technologische Integration: Mo-
derne HR-Software wie HRworks 
bietet exzellente Schnittstellen zu 
DATEV und ADDISON, Deutsch-
lands führenden Lohnabrech-
nungsprogrammen. Dies ermög-
licht die nahtlose Übertragung 
von Lohndaten und sorgt für volle 
Datentransparenz.

HRworks – Ihre Lösung 
für die vorbereitende 
Lohnbuchhaltung
Mit HRworks haben Sie einen zu-
verlässigen Partner an Ihrer Seite, 
der Ihnen hilft, die Herausforderun-
gen der Payroll-Prozesse souverän zu 
meistern: Erhöhte Effizienz, reduzierte 
Fehleranfälligkeit und größere Rechts-
sicherheit – bei HRworks wird die 
vorbereitende Lohnbuchhaltung in-
tern erledigt, während die eigentliche 
Abrechnung durch den Steuerberater 
erfolgt. Dies ist rechtssicher und spart 
Zeit, Arbeit und Nerven. Nutzen Sie die 
Vorteile der Auslagerung und setzen 
Sie auf HRworks, um Ihre Lohn- und 
Gehaltsabrechnung zukunftssicher zu 
gestalten.	 ■

HRworks 
zählt mit über 300.000 Nutzern zu 
den führenden HR-Software-An-
bietern in Deutschland. Das 1998 
gegründete Unternehmen bietet 
eine Komplettlösung, um manuelle 
Prozesse im Personalwesen zu digi-
talisieren und automatisieren – ob 
Bewerbermanagement, Zeiterfas-
sung oder Reisekostenabrechnung.

Die attraktive Cloud-Anwendung 
verschafft KMU neue Freiräume im 
Daily Business, damit sich Persona-
ler auf strategische Themen fokus-
sieren können. Durch das Prinzip 
des Employee Self Service erledigen 
Mitarbeiter zahlreiche Aufgaben 
selbst via App, wie etwa Arbeitszeit-
erfassung und Urlaubsanträge.

Kontaktdaten
HRworks GmbH 
Waldkircher Str. 28 
79106 Freiburg 
www.hrworks.de

Zukunft Personal Europe
Sie finden uns in Halle 4.2,  
Stand: H.30

HRPerformance

Mehr Wissen 
für Ihren Erfolg! 
Besuchen Sie uns und informieren  
Sie sich über unsere praxisnahen  
Seminare und Schulungen. 

Stand N.56
Halle 5.1
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HRPerformance

Mehr Wissen 
für Ihren Erfolg! 
Besuchen Sie uns und informieren  
Sie sich über unsere praxisnahen  
Seminare und Schulungen. 

Stand N.56
Halle 5.1



Pannen im Urlaub können 
passieren – bei der Lohnab-
rechnung lieber nicht
Die Lohnabrechnung in Deutschland ist eine der komplexesten der 
Welt. Kein Wunder also, dass sich immer wieder Fehler einschleichen 
und Payroll-Verantwortliche neben dem Deadline-Stress am Monats-
ende zusätzlich unter Beschwerden aus der Belegschaft leiden.

Machen Sie Schluss mit dem Lohnabrechnungs-Chaos!  
Personio Payroll hilft Ihnen, dank integrierter Compliance und  
Fehlercheck in Echtzeit, Ihre Lohnabrechnung schnell, präzise  
und mühelos abzuwickeln.

 Jetzt Personio  
Payroll entdecken

personio.de

Herr Stephan Flörke 
Universitätsallee 5 
28359 Bremen 
Tel.: 04 21/2 01 52-34 
E-Mail: stephan.floerke@brz.ag 
www.brz.ag

Halle: 4.2
Stand: J.15 
Ansprechpartner: Stephan Flörke 

Das Bremer Rechenzentrum (kurz: BRZ) ist 
seit 50 Jahren professioneller Partner für IT-
Lösungen und Services rund um die Lohn- 
und Gehaltsabrechnung und das Personal-
management. Unser Anspruch ist es, die 
komplexen HR-Prozesse unserer Kunden 
möglichst einfach und effizient zu gestal-
ten.

Unser Serviceangebot ist auf eine Vielzahl 
von Anforderungen abgestimmt: Personal-
abrechnung im Teil- und Fulloutsourcing, 
Personalmanagement, Personalkosten-
planung, Digitale Personalakte, Meldema-
nagement, Self-Services u.  v.  m. Das ska-
lierbare Leistungspaket bietet Ihnen ein 
Maximum an Flexibilität zu marktgerech-
ten Preisen. Dabei unterstreichen individu-
elle Servicelevels die intensive und partner-
schaftliche Zusammenarbeit mit unseren 
Kunden.

In unseren zwei in Deutschland betriebe-
nen, hochverfügbaren Rechenzen tren wer-
den Ihre sensiblen Daten nach aktuellen 
Datenschutzrichtlinien vorgehalten. Unsere 
hohen Qualitäts- und Sicherheitsstandards 
werden durch regelmäßige Zertifizierun-
gen belegt.

Bremer Rechenzentrum 
GmbH

Herr Mischa Wittek 
Am Lichtbogen 9 
45141 Essen 
Tel.: 02 01/61 30 00 
E-Mail: info@gfos.com 
www.gfos.com

Halle: 4.2
Stand: J.35 
Ansprechpartnerin: Dr. Kerstin Kipper 

Die GFOS mbH wurde 1988 gegründet. Heu-
te sind wir ein international aufgestelltes 
Unternehmen in zweiter Generation und 
erwirtschaften einen Umsatz in zweistelli-
ger Millionenhöhe. GFOS steht für innova-
tive Softwarelösungen und ganzheitliche 
Ressourcenoptimierung in den Bereichen 
Workforce Management, Smart Manu-
facturing und Access Control sowie siche-
re und flexible Cloud Services und IT-Infra-
struc tures.

Unsere Software ist modular aufgebaut und 
branchenunabhängig einsetzbar – sowohl 
in Großkonzernen als auch in kleinen und 
mittelständischen Betrieben. Gemäß unse-
rem Slogan „Designing the Future of Work“ 
unterstützt GFOS mehr als 4.500 Kunden 
in 30 Ländern mit umfassenden Systemen 
und smarten Tools auf dem Weg zur Arbeit 
& Industrie 4.0.

GFOS mbH

Highlights ZPE_2024.indd   46Highlights ZPE_2024.indd   46 20.08.24   19:4020.08.24   19:40
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Pannen im Urlaub können 
passieren – bei der Lohnab-
rechnung lieber nicht
Die Lohnabrechnung in Deutschland ist eine der komplexesten der 
Welt. Kein Wunder also, dass sich immer wieder Fehler einschleichen 
und Payroll-Verantwortliche neben dem Deadline-Stress am Monats-
ende zusätzlich unter Beschwerden aus der Belegschaft leiden.

Machen Sie Schluss mit dem Lohnabrechnungs-Chaos!  
Personio Payroll hilft Ihnen, dank integrierter Compliance und  
Fehlercheck in Echtzeit, Ihre Lohnabrechnung schnell, präzise  
und mühelos abzuwickeln.

 Jetzt Personio  
Payroll entdecken

personio.de

Herr Stephan Flörke 
Universitätsallee 5 
28359 Bremen 
Tel.: 04 21/2 01 52-34 
E-Mail: stephan.floerke@brz.ag 
www.brz.ag

Halle: 4.2
Stand: J.15 
Ansprechpartner: Stephan Flörke 

Das Bremer Rechenzentrum (kurz: BRZ) ist 
seit 50 Jahren professioneller Partner für IT-
Lösungen und Services rund um die Lohn- 
und Gehaltsabrechnung und das Personal-
management. Unser Anspruch ist es, die 
komplexen HR-Prozesse unserer Kunden 
möglichst einfach und effizient zu gestal-
ten.

Unser Serviceangebot ist auf eine Vielzahl 
von Anforderungen abgestimmt: Personal-
abrechnung im Teil- und Fulloutsourcing, 
Personalmanagement, Personalkosten-
planung, Digitale Personalakte, Meldema-
nagement, Self-Services u.  v.  m. Das ska-
lierbare Leistungspaket bietet Ihnen ein 
Maximum an Flexibilität zu marktgerech-
ten Preisen. Dabei unterstreichen individu-
elle Servicelevels die intensive und partner-
schaftliche Zusammenarbeit mit unseren 
Kunden.

In unseren zwei in Deutschland betriebe-
nen, hochverfügbaren Rechenzen tren wer-
den Ihre sensiblen Daten nach aktuellen 
Datenschutzrichtlinien vorgehalten. Unsere 
hohen Qualitäts- und Sicherheitsstandards 
werden durch regelmäßige Zertifizierun-
gen belegt.

Bremer Rechenzentrum 
GmbH

Herr Mischa Wittek 
Am Lichtbogen 9 
45141 Essen 
Tel.: 02 01/61 30 00 
E-Mail: info@gfos.com 
www.gfos.com

Halle: 4.2
Stand: J.35 
Ansprechpartnerin: Dr. Kerstin Kipper 

Die GFOS mbH wurde 1988 gegründet. Heu-
te sind wir ein international aufgestelltes 
Unternehmen in zweiter Generation und 
erwirtschaften einen Umsatz in zweistelli-
ger Millionenhöhe. GFOS steht für innova-
tive Softwarelösungen und ganzheitliche 
Ressourcenoptimierung in den Bereichen 
Workforce Management, Smart Manu-
facturing und Access Control sowie siche-
re und flexible Cloud Services und IT-Infra-
struc tures.

Unsere Software ist modular aufgebaut und 
branchenunabhängig einsetzbar – sowohl 
in Großkonzernen als auch in kleinen und 
mittelständischen Betrieben. Gemäß unse-
rem Slogan „Designing the Future of Work“ 
unterstützt GFOS mehr als 4.500 Kunden 
in 30 Ländern mit umfassenden Systemen 
und smarten Tools auf dem Weg zur Arbeit 
& Industrie 4.0.

GFOS mbH
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Im Blick: Lohnsteuerrecht

Entwurf eines 
Steuerfortentwicklungsgesetzes
Im Juni hat das Bundeskabinett den Entwurf eines 
Jahressteuergesetzes (JStG 2024) beschlossen. Das Jahres­
steuergesetz ist noch nicht endgültig, da bringt die Bundes­
regierung einen weiteren Referentenentwurf auf den Weg. 
Zuerst wurde der Entwurf als zweites Jahressteuergesetz 2024 
bezeichnet. Der Name des Gesetzes wurde mit Beschluss des 
Bundeskabinetts in Gesetz zur Fortentwicklung des Steuer­
rechts und zur Anpassung des Einkommensteuertarifs (Steu­
erfortentwicklungsgesetz) geändert. Die Begründung für das 
neue Gesetzesvorhaben ist, dass Deutschland ein Steuerrecht 
braucht, dass Bürgerinnen und Bürger nicht über Gebühr be­
lastet und ihnen den finanziellen Raum für eigenständige 
Entscheidungen lässt. Dabei gilt es sicherzustellen, dass die 
Steuerlast nicht allein durch die Inflation ansteigt und damit zu 
Belastungen führt, ohne dass sich die Leistungsfähigkeit erhöht 
hat. Deshalb müssen nicht nur die Sozialausgaben, sondern 
auch deren staatliche Finanzierung angemessen an die Preis­
entwicklung angepasst werden.

Daher plant die Bundesregierung mehrere Maßnahmen, um 
das oben genannte Ziel zu erreichen. Neben notwendigen Ent­
lastungen bei der Einkommensteuer werden mit dem Steuer­
fortentwicklungsgesetz eine Vielzahl an Einzelmaßnahmen 
aufgegriffen, die thematisch nicht oder nur partiell miteinander 
verbunden sind.

Der im Herbst 2024 zu erwartende 15. Existenzminimumbericht 
wird den für die Freistellung des Existenzminimums verfas­
sungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das Jahr 2025 
beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtli­
chen Vorgaben dieses Berichts wird der Freibetrag für das säch­
liche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag) für jeden 
Elternteil von 3.306 Euro um 30 Euro auf 3.336 Euro erhöht. Der 
ab dem Veranlagungszeitraum 2025 für ein Kind insgesamt zu 
berücksichtigende Kinderfreibetrag wird somit von 6.612 Euro 
um 60 Euro auf 6.672 Euro erhöht. Zusammen mit dem Freibe­
trag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbe­
darf (2.928 Euro) ergibt sich eine Anhebung des zur steuerlichen 
Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden Be­
trags von insgesamt 9.540 Euro um 60 Euro auf insgesamt 
9.600 Euro. Weitere Erhöhungen für 2026 sind ebenfalls enthal­
ten. Der Kinderfreibetrag für jeden Elternteil soll demnach von 
3.336 Euro um 78 Euro auf 3.414 Euro erhöht werden. Der ab 
dem Veranlagungszeitraum 2026 für ein Kind insgesamt zu be­
rücksichtigende Kinderfreibetrag wird somit von 6.672 Euro um 
156 Euro auf 6.828 Euro erhöht.

Zusätzlich soll das Kindergeld zum 01.01.2025 von 250 Euro auf 
255 Euro monatlich angehoben werden. Außerdem soll geregelt 
werden, dass das Kindergeld ab 2026 regelmäßig entsprechend 
der prozentualen Entwicklung der Freibeträge für Kinder ange­
passt wird. Dementsprechend soll das Kindergeld mit Wirkung 
zum 01.01.2026 um weitere 4 Euro von 255 Euro auf 259 Euro 
im Monat für jedes Kind angehoben werden.

Foto: YURIMA/stock.adobe.com
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Ebenfalls auf Grundlage des Existenzminimumberichts wird 
auch der Grundfreibetrag erhöht. Ab 01.01.2025 soll der Grund­
freibetrag dann um 300 Euro auf 12.084 Euro steigen. Im Ver­
gleich zum geltenden Recht würde dies eine Steuerentlastung 
2025 von acht Milliarden Euro bedeuten. Ab 01.01.2026 soll der 
Grundfreibetrag um 252 Euro auf dann 12.336 Euro erhöht wer­
den. Der Spitzensteuersatz würde auf 69.798 Euro angehoben 
werden. Die jährliche Steuerentlastung steigt gegenüber dem 
Jahr 2024 dann auf gut 13,3 Milliarden Euro.

Die Eckwerte des Einkommensteuertarifs – mit Ausnahme des 
Eckwerts der sogenannten „Reichensteuer“ – werden 2025 
entsprechend den voraussichtlichen Ergebnissen des 6. Steuer­
progressionsberichts nach rechts verschoben. Dadurch wird die 
Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und insbe­
sondere für kleinere und mittlere Einkommen trotz steigender 
Inflation eine lediglich progressionsbedingt höhere Einkom­
mensbesteuerung verhindert.

Interessant sind auch die Pläne zur Abschaffung der Steuer­
klassen III und V und zur Überführung dieser in die Steuerklas­
senkombination IV und IV bzw. IV und IV mit Faktor. Noch am 
11.04.2024 hieß es im Bundestag, dass die Bundesregierung 
dazu keine Angaben machen könne. Die regierungsinternen 
Beratungen zur Umsetzung des Auftrags aus dem Koalitions­
vertrag zur Überführung der Steuerklassen III und V in das Fak­
torverfahren dauerten damals noch an. Doch jetzt werden die 
Planungen aus dem Koalitionsvertrag im Referentenentwurf in 
die Tat umgesetzt. Der neue § 52 Abs. 35e Einkommensteuer­
gesetz (EStG) besagt, dass die Bestimmungen zur Neuregelung 
des Faktorverfahrens erstmals ab dem 01.01.2030 anzuwenden 
sind.

Die Änderungen in § 38b EStG beinhalten die Regelungen zum 
neuen Faktorverfahren. Das neue Faktorverfahren ist einfach 

und unbürokratisch anwendbar und schafft mehr Fairness. Ins­
besondere wird für jeden Ehegatten, jede Lebenspartnerin oder 
jeden Lebenspartner die steuermindernde Wirkung des Split­
ting-Verfahrens bereits beim monatlichen Lohnsteuerabzug für 
den eigenen Arbeitslohn berücksichtigt, die höhere Besteue­
rung in der Steuerklasse V vermieden sowie eine gerechtere 
Verteilung der Lohnsteuerbelastung anhand der in der Ehe/ 
Lebenspartnerschaft gemeinsam bezogenen Arbeitslöhne er­
reicht. Durch die weitgehende Digitalisierung und Automa­
tisierung wird das bisherige Verfahren deutlich vereinfacht. 
Die zusätzliche Erweiterung des neuen Faktorverfahrens um 
die sogenannte Alleinverdiener-Ehen/-Lebenspartnerschaften 
macht es zudem möglich, künftig alle familiären Konstellatio­
nen im Lohnsteuerabzugsverfahren hinreichend abzubilden.

Der neue automatisierte Faktor wird zukünftig jeweils zum 
01.04. eines Kalenderjahres anhand der Daten gebildet, die dem 
Bundeszentralamt für Steuern von den Landesfinanzbehör­
den aus den für das vorangegangene Kalenderjahr übermittel­
ten Lohnsteuerbescheinigungen (§ 41b Abs. 1 EStG) mitgeteilt 
werden (z. B. der Jahresarbeitslohn, die Sozialversicherungsbei­
träge). Dabei sind im Jahr der Eheschließung auch Datensätze 
der Steuerklassen I oder II mit in die Ermittlung des Faktors 
einzubeziehen. Pauschbeträge für Menschen mit Behinde­
rung, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§ 39a Abs. 1 Satz 1 
Nummer 4 EStG), die als elektronisches Lohnsteuerabzugs­
merkmal vom Wohnsitzfinanzamt gebildet wurden, sind für 
die jeweilige Geltungsdauer des Pauschbetrags bei der Bildung 
des Faktors ebenfalls mit zu berücksichtigen. Der automati­
siert gebildete Faktor wird vom Bundeszentralamt für Steuern 
als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal zum Abruf durch 
den Arbeitgeber bereitgestellt. In den Fällen, in denen ein Fak­
tor ausgehend davon ermittelt wurde, dass nur ein Ehegatte/
Lebenspartnerin oder -partner Arbeitslohn bezieht, wird ab 
dem folgenden ersten des Monats, an dem der Arbeitgeber für 
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den zweiten Ehegatten/Lebenspartnerin oder -partner ein ers­
tes Dienstverhältnis im Verfahren ELStAM angemeldet hat, ein 
Steuerklassenwechsel zur Steuerklasse IV für jeden Ehegatten, 
Lebenspartnerin oder -partner automatisiert durch das Bun­
deszentralamt für Steuern vorgenommen. Der automatisierte 
Steuerklassenwechsel zu IV/IV unterbleibt, wenn die Ehegat­
ten/Lebenspartnerinnen oder -partner beim Wohnsitzfinanz­
amt den Faktor entsprechend den künftigen Arbeitslöhnen 
angepasst haben. Durch diese Regelung soll eine unverhältnis­
mäßig hohe Nachzahlung in der Einkommensteuerveranlagung 
vermieden werden.

Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner, die anstelle der 
Steuerklasse IV das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) 
für den Lohnsteuerabzug nutzen möchten, können – wie bis­
her – dazu einen gemeinsamen Antrag zur Bildung eines Fak­
tors bei dem Finanzamt stellen, das für die Besteuerung des 
Einkommens (Wohnsitzfinanzamt) zuständig ist. Neu ist, dass 
nun auch alleinverdienende Ehegatten/Lebenspartnerinnen 
und -partner das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) 
nutzen können und die Parameter der bisherigen Steuer­
klasse III im Faktorverfahren abgebildet werden.

Die Freigrenze beim Solidaritätszuschlag wird ab dem 
01.01.2025 von 18.130 Euro auf 19.450 Euro (Steuerklassen I, II, 
IV, V und VI) und von 36.260 Euro auf 39.900 Euro (Steuerklasse 
III) erhöht. Die Freigrenze beim Solidaritätszuschlag wird ab 
dem 01.01.2026 von 19.450 Euro auf 20.350 Euro (Steuerklassen 
I, II, IV, V und VI) und von 39.900 Euro auf 40.700 Euro (Steuer­
klasse III) erhöht.

Beim Abzug vom laufenden Arbeitslohn ist der Solidaritäts­
zuschlag nur zu erheben, wenn die Bemessungsgrundlage im 
jeweiligen Lohnzahlungszeitraum bei monatlicher, wöchent­
licher oder täglicher Lohnzahlung die im Gesetz genannten 
Werte nicht übersteigt.

Auch beim Solidaritätszuschlag wird das ab dem 01.01.2030 an­
zuwendende Faktorverfahren in der Steuerklassenkombination 
IV und IV redaktionell berücksichtigt.

Weitere Änderungen in diesem Gesetz sind die Steuerbefreiung 
der Stiftung Generationenkapital und die Digitalisierung der 
Sterbefallanzeigen.

Das Gesetz muss noch von Bundestag und Bundesrat beschlos­
sen werden.

Grundfreibetragserhöhung 2024
Lange diskutiert und im Steuerfortentwicklungsgesetz bereits 
erkennbar, hat das Bundeskabinett mit dem Entwurf eines Ge­
setzes zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums 
2024 eine Änderung des Steuertarifs beschlossen.

Mit der weiteren Anhebung des in den Einkommensteuertarif 
integrierten Grundfreibetrags um 180 Euro auf 11.784 Euro wird 
die steuerliche Freistellung des Existenzminimums der einkom­
mensteuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger für das Jahr 2024 
sichergestellt. Der Kinderfreibetrag für das Jahr 2024 soll um 
228 Euro auf 6.612 Euro (zusammenveranlagte Ehegatten) er­
höht werden.

Nach § 52 Abs. 32a EStG-E soll die Anhebung des Grundfreibe­
trags für 2024 lohnsteuerlich bei der Lohn-, Gehalts- bzw. Be­
zügeabrechnung für Dezember 2024 umgesetzt werden. Damit 
sollen Bürokratiekosten, die durch die Änderung einzelner Ab­
rechnungen entstehen würden, vermieden werden.

Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der weiteren steuerlichen 
Entlastung für 2024 soll ebenfalls bei der Lohn-, Gehalts- bzw. 
Bezügeabrechnung für Dezember 2024 erfolgen (Nachholung), 
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§ 52 Abs. 32a Satz 2 EStG-E. Von der Finanzverwaltung sollen 
gesonderte Programmablaufpläne aufgestellt werden, die dies 
berücksichtigen.

Das Gesetz muss noch von Bundestag und Bundesrat beschlos­
sen werden.

Anpassungen bei ELStAM geplant
Im Entwurf des Jahressteuergesetzes 2024 ist eine Anpas­
sung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) 
geplant.

Benötigt ein Arbeitgeber für die Durchführung des Lohn­
steuerabzugs elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale 
(ELStAM), stellt ihm das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
diese zum Abruf bereit. Grundsätzlich bildet es die ELStAM 
automatisiert auf der Grundlage der gespeicherten Daten 
(ELStAM-Datenbank).

Bildet hingegen das Finanzamt auf Antrag von Arbeitnehmen­
den Lohnsteuerabzugsmerkmale, übermittelt es diese zunächst 
dem BZSt. Damit den Arbeitgebern die ELStAM zum Abruf be­
reitgestellt werden können, wird die gesetzliche Aufzählung 
mit Verkündung des Gesetzes um weitere notwendige Daten 
ergänzt, die vom BZSt gespeichert werden dürfen. Dies ist nach 
§ 39e Abs. 2 EStG geregelt.

Zu den neuen Merkmalen gehören:

•	bei Verheirateten, ob und in welchem Zeitraum der Ehegatte 
im Inland nicht meldepflichtig ist oder die Ehegatten dauernd 
getrennt leben,

•	die Bildung einer geringeren Zahl der Kinderfreibeträge als 
Lohnsteuerabzugsmerkmal (§ 38b Abs. 3),

•	Freibeträge (§ 39a Abs. 1 EStG),
•	ein Grad der Behinderung sowie der Gültigkeitszeitraum,
•	ob und in welchem Zeitraum der oder die Beschäftigte die 

Voraussetzungen für einen Hinterbliebenen-Pauschbetrag 
erfüllt,

•	und das Datum, ab dem die elektronischen Lohnsteuer­
abzugsmerkmale dem Arbeitgeber zum Abruf bereitgestellt 
werden (Referenzdatum).

Steuerliche Behandlung von  
betrieblichen Losveranstaltungen

Die Senatsverwaltung für Finanzen des Landes Berlin hat zur 
Frage der steuerlichen Behandlung von betrieblichen Losver­
anstaltungen Stellung genommen.

Mit Erlass vom 10.11.2023 bezieht sich die Finanzverwaltung 
Berlin ausdrücklich auf zwei Urteile des Bundesfinanzhofs vom 
02.09.2008 (X R 8/06 und X R 25/07) und übernimmt die dort 
getroffenen Aussagen.

Mit den Entscheidungen und auch bei dem Erlass steht die 
Frage im Vordergrund, unter welchen Voraussetzungen Sach­
preise aus einer betrieblichen Losveranstaltung zu Betriebs­
einnahmen führen.

Nach § 8 Abs. 1 und § 4 Abs. 4 EStG sind Betriebseinnahmen alle 
Zugänge in Geld oder Geldeswert, die durch den Betrieb veran­
lasst sind. Erforderlich ist ein Wertzuwachs im Betrieb. Zudem 
muss ein sachlicher und wirtschaftlicher Zusammenhang mit 
dem Betrieb gegeben sein.

Nach dem Erlass sind Sachgewinne aus Verlosungen, an denen 
nur ein bestimmter Personenkreis wegen besonderer Leis­
tungen teilnimmt, die gegenüber dem Veranstalter erbracht 
worden sind, regelmäßig Betriebseinnahmen. Hier steht die 
Belohnung oder Förderung im Mittelpunkt.

Ein Losgewinn ist nicht steuerbar, wenn verschiedene Merk­
male kumulativ erfüllt sind. Sind nicht alle Merkmale erfüllt, 
liegen Betriebseinnahmen vor. Folgende Merkmale gelten:

•	Das Los wurde freiwillig gekauft.
•	Es wurde ein Entgelt für die Teilnahme bezahlt.
•	Das Entgelt für die Teilnahme wurde nicht als Betriebs­

ausgabe geltend gemacht.
•	Nicht jedes Los führt zu einem Sachgewinn.
•	Das Entgelt für die Teilnahme ist nicht nur symbolisch.
•	Die Gewinner werden zufällig ausgewählt.	 ■

Markus Stier
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Lohnsteuer – KOMPAKT für die Personalpraxis

Klarstellung des BFH zur 
Pauschalversteuerung für 
Betriebsveranstaltungen
Darf eine Pauschalversteuerung der Aufwendungen nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
EStG als Betriebsveranstaltung mit 25 Prozent vorgenommen werden, wenn bei 
der betreffenden Veranstaltung nicht alle Arbeitnehmer eines Bereichs oder eines 
Betriebs teilnehmen konnten?

D ie Richter des BFH haben mit 
Urteil vom 27.03.2024 zum 
Aktenzeichen VI R 5/22 die 

Lohnsteuerpauschalierung bei Be­
triebsveranstaltungen erörtert.

Sachverhalt

Im Urteilsfall veranstaltete eine Firma 
im Jahr 2015 Weihnachtsfeiern, zu 
denen nur ausgewählte Teilnehmer 
aus dem Führungskreis eingeladen 
worden waren (sog. Führungs­
kräfteveranstaltungen). Dabei han­
delte es sich um Mitarbeiter, die eine 
bestimmte Karrierestufe erreicht hat­
ten, aber keinen eigenständigen Be­
triebsteil bildeten.

Der Arbeitgeber behandelte diese Fei­
ern als Betriebsveranstaltungen und 
versteuerte die Aufwendungen dafür 
gemäß § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG mit 
25 Prozent pauschal. Dem widersprach 

das Finanzamt und erließ einen Nach­
forderungsbescheid. Das Finanzamt 
verneinte eine Betriebsveranstaltung 
und versteuerte die Veranstaltungen 
mit 30 Prozent

Lohnsteuer. Denn der Begriff der Be­
triebsveranstaltung setze voraus, so 
die Finanzverwaltung, dass die Teil­
nahme an der Veranstaltung allen 
Arbeitnehmern des Betriebs oder des 
Betriebsteils offenstehe.

Dagegen klagte der Arbeitgeber. Er 
begründete dies damit, dass die Pau­
schalversteuerung eine Betriebsver­
anstaltung voraussetze. Diese habe 
aber auch bei der Führungskräftever­
anstaltung vorgelegen, weil auch hier 
Arbeitnehmer beteiligt waren. Das Of­
fenstehen verlange das Gesetz nicht 
bei der Definition einer Betriebsveran­
staltung, sondern lediglich bei der An­
wendung des Freibetrags von 110 Euro 

je Arbeitnehmer. Die Finanzverwal­
tung gehe daher über den Gesetzes­
wortlaut seit 2015 hinaus.

Entscheidung

Die Richter des BFH gaben dem Ar­
beitgeber recht und stellten damit 
die Pauschalversteuerung für Be­
triebsveranstaltungen endgültig klar. 
Entgegen der Auffassung der Finanz­
verwaltung erkannte der BFH nach 
aktueller Rechtslage die Aufwendun­
gen als im Rahmen von Betriebsver­
anstaltungen entstanden an und ließ 
eine Pauschalversteuerung nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG mit 25 Prozent 
zu. Dass die Veranstaltungen nicht 
allen Betriebsangehörigen offenstan­
den, steht laut BFH der Pauschalver­
steuerung nicht entgegen.

Die Legaldefinition in § 19 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG erfordere 

Foto: Apirak/stock.adobe.com
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als  Betriebsveranstaltung lediglich 
eine Veranstaltung auf betrieblicher 
Ebene mit gesellschaftlichem Cha­
rakter, so die Richter. Bis zu der ge­
setzlichen Neuregelung im Jahr 2015 
hat der erkennende Senat in ständi­
ger Rechtsprechung unter den Begriff 
der Betriebsveranstaltung nur Ver­
anstaltungen auf betrieblicher Ebene 
mit gesellschaftlichem Charakter 
subsumiert, bei denen die Teilnahme 
grundsätzlich allen Betriebsangehö­
rigen offenstand (z. B. Urteile vom 
16.05.2013 – VI R 94/10, 16.05.2013 – 
VI R 7/11).

Mit der gesetzlichen Regelung ab 2015 
wurde das bisherige Begriffsverständ­
nis des Senats in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a 
Satz 1 EStG jedoch nur teilweise auf­
gegriffen, so die Richter. So hat das 
auf der Rechtsprechung des Senats 
gründende Tatbestandsmerkmal des 
Offenstehens in der gesetzlichen Le­
galdefinition der Betriebsveranstal­
tung keinen Niederschlag gefunden. 
Diese Voraussetzung findet sich, so die 
Richter weiter, nur in § 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1a Satz 3 EStG und steht damit 
nur noch in Verbindung mit der Ge­
währung des Freibetrags in Höhe von 
110 Euro. Die Richter haben in dem Ur­
teil den Wortlaut des § 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1a Satz 1 EStG herangezogen.

Danach setzt eine Betriebsveranstal­
tung ab dem Veranlagungszeitraum 
2015 mithin nur noch eine Veran­
staltung auf betrieblicher Ebene mit 
gesellschaftlichem Charakter vor­
aus. Nach Auffassung der Richter lag 
dies bei der streitbefangenen Veran­
staltung, an der ausschließlich Be­
schäftigte des Betriebs und deren 
Begleitpersonen teilnehmen konnten, 
vor, auch wenn diese Veranstaltung 
nicht allen Angehörigen eines Betriebs 
offensteht.

Nach Ansicht der Richter geht davon 
offensichtlich auch die Finanzver­
waltung aus und sieht Veranstal­
tungen auf betrieblicher Ebene mit 
gesellschaftlichem Charakter, wie 
beispielsweise Betriebsausflüge, 
Weihnachtsfeiern und Jubiläums­
feiern, als Betriebsveranstaltungen 
an, wenn der Teilnehmerkreis sich 

überwiegend aus Betriebsangehöri­
gen, deren Begleitpersonen und ge­
gebenenfalls Leiharbeitnehmern oder 
Arbeitnehmern anderer Unternehmen 
im Konzernverbund zusammensetzt. 
Ein Offenstehen der Veranstaltung für 
alle Beschäftigten wird anders als in 
den bis zum Veranlagungszeitraum 
2014 geltenden Lohnsteuer-Richtlinien 
(LStR) R 19.5 Abs. 2 Satz 1 nicht mehr 
gefordert. So auch das Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen 
vom 14.10.2015, BStBl I 2015, 832,  
unter 1. Nach Ansicht der Richter exis­
tiert das Kriterium des Offenstehens 
auch weiterhin im Gesetzeswortlaut, 
steht jedoch in einem anderen Kon­
text. Nunmehr ist das Offenstehen für 
alle Angehörigen des Betriebs oder 
eines Betriebsteils ausschließlich Tat­
bestandsvoraussetzung für die Ge­
währung des Freibetrags von 110 Euro.

Aus Sicht der Richter kann das Krite­
rium daher nicht als (ungeschriebenes) 
einschränkendes Kriterium des Be­
triebsveranstaltungsbegriffs im Sinne 
des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG 
herangezogen werden.

Nach Auffassung der Richter gebieten 
auch Sinn und Zweck der Vorschrift 
kein vom Wortlaut abweichendes Ver­
ständnis des Begriffs der Betriebs­
veranstaltung. Die Neuregelung in 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG dient der 
Steuervereinfachung.

Der Gesetzgeber hat mit der Neurege­
lung des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG 
im Rahmen eines Systemwechsels 
einen eigenständigen Besteuerungs­
gegenstand geschaffen, für den die 
bisherigen Rechtsgrundsätze nur noch 
insoweit herangezogen werden kön­
nen, als sie im Wortlaut ihren Nie­
derschlag gefunden haben. Hätte der 
Gesetzgeber das Kriterium des Offen­
stehens als Tatbestandsmerkmal einer 
Betriebsveranstaltung sehen wol­
len, so hätte er es eindeutig formu­
lieren müssen, so die Richter weiter. 
Nach Ansicht der Richter ist das Tat­
bestandsmerkmal der Betriebsver­
anstaltung in § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
EStG entsprechend der Legaldefinition 
des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG 
auszulegen.

Das Offenstehen für alle Angehöri­
gen des Betriebs oder eines Betriebs­
teils ist seit der Gesetzesänderung mit 
Wirkung ab 2015 ausschließlich Tat­
bestandsvoraussetzung für die Ge­
währung des Freibetrags von 110 Euro 
gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 1a Satz 3 EStG.

Es bleibt nun abzuwarten, wie die Fi­
nanzverwaltung auf dieses BFH-Urteil 
reagiert. Mit einer Veröffentlichung 
im Bundessteuerblatt wäre die Ent­
scheidung seitens der Finanzverwal­
tung in allen vergleichbaren offenen 
Fällen nach aktueller Rechtslage 
anzuwenden.

Praxishinweis
Das Urteil hat nicht nur steuerliche 
Auswirkungen. Werden Sachbezüge 
für die Teilnahme an Betriebsveran­
staltungen anstatt nach dem häu­
fig von Unternehmen optierten 
§ 37b EStG mit 30 Prozent nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG mit 25 Pro­
zent pauschal versteuert, verringert 
sich nicht nur die steuerliche Belas­
tung. Zudem tritt gem. § 1 Abs. 2 So­
zialversicherungsentgeltverordnung 
Beitragsfreiheit in der Sozialversi­
cherung ein. Bei der Pauschalver­
steuerung nach § 37b EStG ist eine 
Sozialversicherungsabführung zu 
prüfen.

Bei Betriebsveranstaltungen ist die 
klarstellende Entscheidung des Bun­
dessozialgerichts vom 23.04.2024 
(B 12 BA 3/22 R) zu beachten, nach 
der eine Beitragsfreiheit durch eine 
Nachholung der Pauschalbesteu­
erung nur bis zu dem Zeitpunkt 
möglich ist, zu dem die Lohnsteu­
erbescheinigung für das Vorjahr 
übermittelt werden muss. Die­
ser Zeitpunkt ist spätestens Ende 
Februar des Folgejahres.	 ■

Urteil abrufbar unter:

Daniela Karbe-Geßler
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Im Blick: 
Sozialversicherungsrecht

Erstattung von Pflegeversicherungs-
beiträgen und die Verzinsung
Im Wachstumschancengesetz wurden einige Regelungen zum 
Pflegeversicherungsbeitrag getroffen. Zunächst wurden damit 
die rechtlichen Grundlagen für das digitale Nachweisverfahren 
gelegt. Damit sollen die Einzugsstellen zukünftig entscheiden 
können, ob und wie viele Kinder bei der Berechnung des Pfle­
geversicherungsbeitrags berücksichtigt werden müssen.

Geregelt wurde auch die Berechnung von Zinsen bei Rück­
erstattungen, wenn die Beitragsabschläge nicht korrekt 
berücksichtigt wurden. Zu diesen Themen hat der GKV-Spit­
zenverband am 03.04.2024 ein Rundschreiben veröffentlicht, 
das Klarheit zur Umsetzung der Regelungen im Wachstums­
chancengesetz schaffen soll (Rundschreiben des GKV-Spit­
zenverbands 2024-183 vom 03.04.2024 zu Verzinsung der 
Pflegeversicherungsbeiträge und zu dem automatisierten 
Verfahren ab 2025).

Und das steht drin:

Erstattung und Verzinsung im Übergangszeitraum  
bis Juli 2025

Familien mit mehreren Kindern unter 25 Jahren zahlen seit Juli 
2023 niedrigere Beiträge. Dafür muss die Elterneigenschaft 
bzw. Anzahl der Kinder nachgewiesen werden – es sei denn, 
die Informationen sind bereits bekannt.

Die Berechnung der richtigen Beiträge bedeutet seitdem einen 
erhöhten Aufwand für die Arbeitgeber und – für andere Ver­
sicherte – auch für die Krankenkassen. Deshalb soll ab Juli 2025 
ein neues digitales Nachweissystem den Prozess vereinfachen. 
Bis dahin gilt eine Übergangsregelung. Beitragsabschläge sol­
len so bald wie möglich berücksichtigt oder bis spätestens zum 
30.06.2025 zurückgezahlt werden.

Für Erstattungen wurden nun Regeln für die Verzinsung festge­
legt. Ab dem Kalendermonat nach der Zahlung bis zum Kalen­
dermonat vor der Erstattung wird der Erstattungsanspruch mit 
einem Satz von vier Prozent pro Jahr verzinst. Ein Antrag ist für 
die Verzinsung nicht erforderlich.

Digitale Verfahren ab dem 01. 07.2025

Eine Verzinsung von überzahlten Pflegeversicherungsbeiträ­
gen findet vor allem dann statt, wenn die Beitragsabschläge für 
Kinder erst mit der Einführung des digitalen Verfahrens ab dem 
01.07.2025 berücksichtigt werden. Sollten die Beitragsabschläge 
in diesem Verfahren wegen verspäteter Berücksichtigung der 
Kinderanzahl zunächst nicht korrekt angewendet werden, ent­
steht rückwirkend ab dem 01.07.2023 ein Anspruch auf Erstat­
tung der überzahlten Beiträge. Dieser Anspruch ist dann zu 
verzinsen.

Vereinfachte und reguläre Verfahren im Übergangszeitraum  
bis zum 30.06.2025

Bei der Anwendung des vereinfachten oder regulären Nach­
weisverfahrens wird die Anzahl der Kinder bereits berück­
sichtigt. Wenn in diesem Übergangszeitraum Erstattungsfälle 
auftreten, etwa aufgrund verspäteter Mitteilung der Kinderan­
zahl, besteht laut GKV-Spitzenverband grundsätzlich kein An­
spruch auf Verzinsung der überzahlten Beiträge.

Ergänzend wurden vom GKV-Spitzenverband die „Grundsätz­
lichen Hinweise – Differenzierung der Beitragssätze in der 
Pflegeversicherung nach Anzahl der Kinder und Empfehlungen 
zum Nachweis der Elterneigenschaft“ mit der Neufassung vom 
28.03.2024 überarbeitet. Die Regelungen zur Verzinsung wur­
den nach dem aktuellen Stand eingearbeitet.
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Ab 01.07.2025 soll das neue elektronische Verfahren zur Ver­
fügung stehen. Bis dahin soll ein bundeseinheitliches Abruf­
verfahren zur Verfügung stehen, bei dem dezentrale Daten 
der Melderegister und Finanzämter zentral für einen digitalen 
Abruf zur Verfügung gestellt werden.

Zudem sollen Arbeitgeber und Pflegekassen dann aktiv infor­
miert werden, wenn sich an der Elterneigenschaft oder der 
Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder etwas ändert. Wie 
genau das Verfahren ablaufen soll, welche Datensätze ver­
wendet und welche die Meldungen haben sollen, wird aktuell 
erarbeitet und soll dann in Gemeinsamen Grundsätzen ver­
öffentlicht werden.

SV-Meldeportal und 
Insolvenzverwalter

Insolvenzverwalter werden in vielen Fällen wie ein Arbeitgeber 
tätig. Sie handeln dann aber oft nicht in eigenem Namen, son­
dern stellvertretend für das in Schieflage geratene Unterneh­
men. Für die Beschäftigung während des Insolvenzverfahrens 
gibt es besondere Meldungen.

Damit diese vom Insolvenzverwalter auch über das neue 
SV-Meldeportal abgegeben werden können, wurde dieses 
entsprechend erweitert. In manchen Fällen kann dem Insol­
venzverwalter der Zugang zu den Login-Daten des SV-Melde­
portals nicht durch die Firma selbst ermöglicht werden. Dann 
kann der Insolvenzverwalter jetzt über das SV-Meldeportal 
einen Antrag auf die vereinfachte Einrichtung eines Mandats 
stellen.

Für die Einrichtung ist es erforderlich, dass der insolvente Be­
trieb selbst bereits im SV-Meldeportal registriert ist und dem 
Insolvenzverwalter kein Zugang zu den Login-Daten gewährt 

werden kann. Der Insolvenzverwalter kann dann für einen ein­
zelnen insolventen Beschäftigungsbetrieb ein Mandat bean­
tragen. Hierfür schickt der Insolvenzverwalter eine E‑Mail von 
der Adresse aus, mit der auch die Betriebsnummer des Unter­
nehmens im Meldeportal verknüpft ist, an das SV-Meldeportal 
(mandate_grossunternehmen@itsg.de).

Der Insolvenzverwalter erhält dann eine E‑Mail mit einem Link, 
über den der Mandats-Beantragungsprozess gestartet werden 
kann und die dafür erforderlichen Daten verschlüsselt übermit­
telt werden können.

Rechtskreistrennung  
bei Beitragsnachweisen  
auch weiterhin erforderlich

Die Grenzwerte in Ost und West werden ab 01.01.2025 gleich 
hoch sein. Damit ist eigentlich keine Notwendigkeit mehr ge­
geben, zwischen den Rechtskreisen West (alte Bundesländer) 
und Ost (neue Bundesländer) zu differenzieren.

Bei den Meldungen ist die Kennzeichnung des Rechtskreises 
für alle Zeiträume nach dem 31.12.2024 nicht mehr erforderlich. 
Das gilt aber nicht für die Beitragsnachweise. Diese sind als 
Grundlage für die Monatsabrechnung und die Beitragsweiter­
leitung über den 31.12.2024 hinaus getrennt nach Rechtskreisen 
abzugeben.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat zur Begründung 
hierfür mitgeteilt: Zum einen werde die Rechtskreistrennung 
für die Ermittlung des Bundeszuschusses bis zum

Ende des Jahres 2025 erforderlich sein. Zum anderen seien 
verschiedene Schnellmeldungen und Finanzstatistiken ge­
trennt für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne 
das Beitrittsgebiet und das Beitrittsgebiet zu erstellen. Auf­
grund bestehender Verpflichtungen der Rentenversicherung 
bei der Ermittlung des Bundeszuschusses sowie der Abgabe 
von Finanzstatistiken müsse die unveränderte Fortführung der 
bestehenden Verfahren zur Beitragsabrechnung nach § 6 Bei­
tragsverfahrensverordnung (BVV) (Monatsabrechnung) und 
Beitragsweiterleitung nach § 5 BVV unter Berücksichtigung der 
Rechtskreistrennung bis mindestens 31.12.2025 gewährleistet 
werden.

Deshalb müssen die Beitragsnachweise von den Arbeitge­
bern auch über den 31.12.2024 hinaus wie bisher getrennt nach 
den Rechtskreisen (West/Ost) abgegeben werden, unabhän­
gig davon, ob die Beiträge für Zeiten vor oder für Zeiten ab dem 
01.01.2025 nachzuweisen sind.	 ■

Jürgen Heidenreich
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Auswirkungen des Rentenüberleitungs-Abschlussgesetzes

Wegfall der Rechtskreis
trennung zum 01.01.2025
In der Sozialversicherung gelten in den alten und den neuen Bundesländern noch 
unterschiedliche Rahmenbedingungen. Seit der Wiedervereinigung unterschei-
den sich die Bezugsgrößen und Beitragsbemessungsgrenzen in der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung in West- und Ostdeutschland genauso wie die Umrech-
nungsfaktoren und Rentenwerte für die Berechnung gesetzlicher Renten. Damit ist 
ab 2025 Schluss.

M it dem Gesetz über den Ab­
schluss der Rentenüberlei­
tung wurde 2017 beschlossen, 

dass die Unterschiede zwischen den 
alten und den neuen Bundesländern 
aufgehoben werden. Seither werden 
die Rechengrößen in der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung Jahr für Jahr 
schrittweise angeglichen.

Zum 01.01.2025 ist diese Angleichung 
abgeschlossen. Es gelten dann bun­
deseinheitliche Beitragsbemessungs­
grenzen und Bezugsgrößen in der 
Renten- und Arbeitslosenversiche­
rung. Die gesetzlichen Renten in 

West- und Ostdeutschland sind be­
reits zum 01.07.2024 erstmals in 
einheitlicher Höhe auf Basis bun­
deseinheitlicher Rechengrößen in 
der Rentenversicherung angepasst 
worden.

Auswirkungen auf die 
betriebliche Praxis

Die Rechtskreistrennung nach 
„West“ und „Ost“ ist in der betrieb­
lichen Praxis von Arbeitgebern ak­
tuell im Meldeverfahren nach der 
Datenerfassungs- und übermitt­
lungsverordnung (DEÜV) und im 

Beitragsnachweisverfahren vorzu­
nehmen. Sie ist wichtig, damit in der 
Rentenversicherung die richtigen Be­
rechnungen für die spätere gesetzliche 
Rente der betroffenen Arbeitnehmer 
vorgenommen werden können. Die 
Kennzeichnung mit „West“ oder „Ost“ 
richtet sich danach, ob die jeweilige 
Beschäftigung in den alten oder in den 
neuen Bundesländern ausgeübt wird.

Aufgrund der ab 01.01.2025 bundesein­
heitlichen Rechengrößen in den alten 
und den neuen Bundesländern erge­
ben sich Änderungen für die Arbeitge­
ber im DEÜV-Meldeverfahren und im 
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Beitragsnachweisverfahren. Die Spit­
zenorganisationen der Sozialversiche­
rung haben konkrete Festlegungen für 
die betriebliche Praxis getroffen.

DEÜV-Meldeverfahren und 
Beitragsnachweisverfahren 
betroffen

DEÜV-Meldeverfahren:
•	Für Meldezeiträume ab dem 

01.01.2025 ist von Arbeitgebern in 
den DEÜV-Meldungen kein Rechts­
kreiskennzeichen mehr anzu­
geben. Im entsprechenden Feld 
„KENNZ-RECHTSKREIS“ im DEÜV-
Meldeverfahren wird die Grund­
stellung ausgewählt. Das betrifft 
sowohl Anmeldungen als auch 
Entgeltmeldungen.

•	Für Meldezeiträume bis 31.12.2024 ist 
in den DEÜV-Meldungen wie bisher 
der jeweils zutreffende Rechtskreis 
„West“ oder „Ost“ anzugeben. Das gilt 
auch für Stornierungsmeldungen 
und für nach dem 01.01.2025 abgege­
bene Meldungen.

•	Die DEÜV-Jahresmeldungen für das 
Jahr 2024, die bis zum 17.02.2025 ab­
gegeben werden, sind noch mit dem 
zutreffenden Rechtskreis „West“ oder 
„Ost“ zu erstellen.

•	Allein aus Anlass der Aufgabe der 
Rechtskreistrennung im DEÜV-Mel­
deverfahren sind keine Ab- und An­
meldungen zum 01.01.2025 durch die 
Arbeitgeber erforderlich.

Beispiel: 
Ein sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitnehmer ist für einen in Dres­
den ansässigen Arbeitgeber tätig. Die 
Beschäftigung endet 
a) zum 31.12.2024 
b) zum 31.01.2025
Beurteilung: 
a) Die DEÜV-Abmeldung zum 
31.12.2024 ist mit dem Rechtskreis 
„Ost“ zu erstellen. 
b) Die DEÜV-Abmeldung zum 
31.01.2025 ist ohne Kennzeichnung 
des Rechtskreises zu erstellen. Die 
Jahresmeldung für 2024 wird mit 
dem Rechtskreis „Ost“ abgegeben.

Weiterführende 
Informationen
Besprechung des GKV-Spitzenver­
bandes, der Deutschen Rentenversi­
cherung Bund, der 
Bundesagentur für Arbeit und der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi­
cherung zu Fragen 
des gemeinsamen Meldeverfah­
rens am 13.03.2024, Tagesordnungs­
punkt 5

Beitragsnachweisverfahren
Im Beitragsnachweisver­
fahren ist die Rechtskreis­
trennung über den 01.01.2025 
hinaus weiterhin erforderlich. 

Gesamtsozialversicherungsbeiträge 
für in den alten Bundesländern aus­
geübte Beschäftigungen werden im 
Beitragsnachweis auch ab Januar 2025 
weiterhin mit „West“ gekennzeichnet, 
in den neuen Bundesländern ausge­
übte Beschäftigungen mit „Ost“.

Hintergrund für die weiterhin erfor­
derliche Rechtskreistrennung trotz der 
ab 2025 bundeseinheitlichen Rechen­
größen ist, dass die Deutsche Renten­
versicherung die Trennung für die 
Ermittlung des Bundeszuschusses bis 
Ende des Jahres 2025 benötigt. Zudem 
sind weiterhin verschiedene Finanz­
statistiken der Rentenversicherung 
getrennt für die alten und die neuen 
Bundesländer zu erstellen.	 ■

Weiterführende 
Informationen
Besprechung des GKV-Spitzen­
verbandes, der Deutschen Ren­
tenversicherung Bund und der 
Bundesagentur für Arbeit über 
Fragen des gemeinsamen Bei­
tragseinzugs am 24.04.2024, Tages­
ordnungspunkt 1

Timo Geiger, Abteilungsleiter 
Versicherungs- und Beitragswesen
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Beitragsrechtliche Beurteilung

Leistungen des Arbeit-
gebers im Rahmen eines 
Mitarbeiter-PC-Programms
Zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung gehören 
alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, die eine Ar-
beitnehmerin oder ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber erhält. Lohnsteuer-
freie oder pauschalbesteuerte Leistungen führen in der Sozialversicherung zur 
Beitragsfreiheit.

Bei einigen Einnahmen gilt dies nur 
dann, wenn diese zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Lohn vom 

Arbeitgeber gewährt werden. Ebenfalls 
zum Arbeitsentgelt gehört als Sachbezug 
der geldwerte Vorteil für die aufgrund 
des Beschäftigungsverhältnisses vom 
Arbeitgeber auch zur privaten Nutzung 
gewährte Überlassung von betrieblichen 
Datenverarbeitungs- und Telekommuni­
kationsgeräten (z. B. Laptops, Tablets und 
Smartphones). Bei aktuell bestehenden 
Leasing-Modellen wie dem sogenannten 
„Mitarbeiter-PC-Programm“ (MPP) ver­
zichten die Beschäftigten für die Vertrags­
laufzeit der Nutzungsüberlassung der 
Geräte auf einen Teil ihres Gehalts.

Anders als bei der Steuer

Die Zuwendung in Form des geldwer­
ten Vorteils des Arbeitnehmers aus der 
privaten Nutzung der betrieblichen 
Geräte stellt sich unter den Voraus­
setzungen des § 3 Nr. 45 Einkommen­
steuergesetz (EStG) als steuerfreie 
Einnahme dar, und zwar unabhängig 
davon, ob die Zuwendung zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeits­
lohn gewährt wird oder nicht. Für die 
Beitragsfreiheit wird hingegen ver­
langt, dass diese Arbeitgeberleistung 
„zusätzlich zu Löhnen und Gehältern“ 
gewährt wird. Diese Voraussetzung ist 
bei einer Entgeltumwandlung jedoch 
nicht erfüllt. Bei Lohnumwandlungen 
im Sinne eines vorherigen Entgeltver­
zichts fehlt es an der Zusätzlichkeit.

Bei der Festsetzung des geldwerten 
Vorteils bei betrieblichen Datenver­
arbeitungs- und Telekommunikati­
onsgeräten sind nicht die amtlichen 
Sachbezugswerte heranzuziehen. 
Maßgeblich ist allein der Wert des 
Sachbezugs, der sich ergibt, wenn man 
die üblichen Preisnachlässe vorher ab­
zieht. Der Betrag, der übrig bleibt, ist 
als geldwerter Vorteil als Sachbezugs­
wert anzusetzen. Für die Vorteile aus 
der privaten Nutzung von betriebli­
chen Datenverarbeitungs- und Tele­
kommunikationsgeräten sind keine 
amtlichen Sachbezugswerte, pauscha­
len oder durchschnittlichen Werte der 
Nutzungsüberlassung festgesetzt.

Abgabepreis maßgebend

Grundsätzlich ist der übliche Abga­
bepreis als Sachbezugswert heran­
zuziehen. Die Bewertung nach dem 
üblichen Abgabepreis ist bei den in 
Rede stehenden Geräten jedoch auf­
wendig. Hinzu kommt, dass die Geräte 
nicht übereignet, sondern im Wege 
des Leasings nur zeitlich befristet 
überlassen werden. Die Spitzenorgani­
sationen der Sozialversicherung (Be­
sprechungsergebnis vom 04.05.2023, 
TOP 5) sind daher der Auffassung, dass 
als Wert für die Nutzungsüberlassung 
das Nutzungsentgelt anzusetzen ist, 
das in der Regel dem Betrag der Ge­
haltsumwandlung entspricht. Weichen 
im Einzelfall die Höhe der Leasing­
rate und die Höhe des Entgeltverzichts 

voneinander ab, ist als Wert für die 
Nutzungsüberlassung die Höhe der 
vom Arbeitgeber als Leasingnehmer 
vereinbarten Leasingrate in Ansatz zu 
bringen. Die sich dadurch ergebende 
Ermittlung der Beitragsbemessungs­
grundlage des geldwerten Vorteils als 
Sachbezug soll mit den nachstehenden 
Beispielen veranschaulicht werden.	 ■

Ulrich Frank, Sozialversicherungs­
fachwirt und Wirtschaftsjournalist

Beispiel
Ein Arbeitnehmer bekommt von sei­
nem Arbeitgeber im Rahmen einer 
Lohnumwandlung ein Smartphone, 
welches er auch privat verwen­
den darf. Der Lohn des Arbeitneh­
mers beträgt vor der Umwandlung 
des Gehalts monatlich 3.000 Euro. 
Die monatliche Leasingrate, die 
der Arbeitgeber trägt, beläuft sich 
auf 50 Euro. Der monatliche Lohn­
verzicht beträgt 50 Euro. Der neue 
monatliche Barlohnanspruch be­
trägt 2.950 Euro. Beiträge zur So­
zialversicherung sind monatlich 
auch aus den 50 Euro (Lohnverzicht) 
zu entrichten. Der Arbeitgeber hat 
monatlich aus 3.000 Euro Sozialver­
sicherungsbeiträge zu erheben.
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Erfolgreiches Payrollmanagement

Compliance in der 
Entgeltfortzahlung
Arbeitnehmer haben einen gesetzlichen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei krank-
heitsbedingter Arbeitsunfähigkeit, bei gesetzlichen Feiertagen sowie bei gesetzlich, 
tarifvertraglich oder einzelvertraglich vereinbartem Erholungsurlaub.

Wenn Arbeitgeber diese An­
sprüche nicht vollständig 
befriedigen, so handelt es 

sich um einen arbeitsrechtlichen Ver­
stoß. Weitere Risiken bestehen, wenn 
Arbeitgeber im Rahmen der Sozialver­
sicherungsprüfung von der Deutschen 
Rentenversicherung geprüft werden.

Entgelt­
fortzahlung

Rechtsgrundlage

während des 
Erholungsurlaubs

Bundesurlaubs­
gesetz (BUrlG)

an gesetzlichen 
Feiertagen

Entgeltfort­
zahlungsgesetz 
(EFZG)

bei ärztlich fest­
gestellter Arbeits­
unfähigkeit (AU)

EFZG

Risiko Phantomlohn:  
Nachzahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen
Im Rahmen einer Sozialversiche­
rungsprüfung werden solche Pflicht­
verstöße aufgegriffen, um zu 
vermeiden, dass den Sozialversiche­
rungsträgern Beitragseinnahmen 
entgehen. Arbeitgeber haften für die 
Sozialversicherungsbeiträge, da es sich 
in diesen Fällen stets um laufendes 
Arbeitsentgelt handelt. Die Beitrags­
schuld erwächst bereits mit Entstehen 
des arbeitsrechtlichen Entgeltan­
spruchs (sog. Entstehungsprinzip).

Dieser Tatbestand wird unter dem Be­
griff des Phantomlohns (oder Fiktiv­
lohns) subsumiert. Die Wirkung tritt 
auch dann ein, wenn die Entgeltdiffe­
renz weder von den Arbeitnehmern 
bemerkt noch von diesen nachgefor­
dert wird. Die Arbeitgeberhaftung 

greift gem. § 25 Abs. 1 Satz 1 Sozial­
gesetzbuch (SGB) IV bis zu vier Jahre 
rückwirkend und umfasst sowohl den 
gesetzlichen Arbeitgeber- als auch den 
Arbeitnehmeranteil, denn der Arbeit­
geber ist Beitrags- und Haftungs­
schuldner. Bei Vorsatz verlängert sich 
die Frist gem. § 25 Abs. 1 Satz 2 SGB IV 
auf 30 Jahre. Im Übrigen fallen Säum­
niszuschläge in Höhe von ein Pro­
zent für jeden Monat der verspäteten 
Zahlung an. Zusätzlich steht der Vor­
wurf im Raum, der Arbeitgeber habe 
Arbeitsentgelt gem. § 266a Strafge­
setzbuch (StGB) vorenthalten und 
veruntreut. Die vom Arbeitgeber zu 
übernehmenden Arbeitnehmeran­
teile zur gesetzlichen Sozialversiche­
rung stellen einen geldwerten Vorteil 
dar, und folglich muss der Arbeitge­
ber hierfür Lohnsteuern abführen. 
Aus den genannten Gründen sind die 

gesetzlichen Bestimmungen zwin­
gend zu beachten, denn es gibt Un­
terschiede bei der Berechnung der 
Entgeltfortzahlung für die erwähnten 
Sachverhalte. Angesichts der Fülle von 
Entgeltbestandteilen in Verbindung 
mit einer Vielzahl flexibler Arbeitszeit­
gestaltungen gilt es für die Mitarbeiter 
im Lohnmanagement, nicht den Über­
blick zu verlieren.

Höhe der Entgeltfortzahlung

Die Höhe der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall bestimmt sich nach 
dem sog. Entgeltausfallprinzip. Das 
heißt, der Arbeitnehmer ist so zu 
vergüten, als hätte er während der 
Krankheitszeit gearbeitet. Das Ur­
laubsentgelt bemisst sich hingegen 
nach dem durchschnittlichen Ver­
dienst, den der Arbeitnehmer in den 
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letzten 13 Wochen vor Urlaubsbeginn 
bezogen hat.

Erhalten Arbeitnehmer üblicherweise 
Zuschläge für Sonn-, Feiertags- und 
Nachtarbeit (SFN-Zuschläge), so sind 
diese auch bei der Berechnung des 
fortzuzahlenden Entgelts bei Krank­
heit und Urlaub zu berücksichtigen. 
Hier gibt es die Besonderheit, dass 
diese Vergütungsbestandteile dann 
nicht steuerfrei gezahlt werden kön­
nen. Denn die Steuerfreiheit der SFN-
Zuschläge gilt nur bei tatsächlich 
geleisteten Arbeitsstunden. Da wäh­
rend der Entgeltfortzahlung im Krank­
heitsfall, an Feiertagen und während 
des Erholungsurlaubs keine tatsäch­
liche Arbeitsleistung erbracht wird, 
greift weder die Steuerbefreiung noch 
die Beitragsfreiheit in der Sozialversi­
cherung. Dies führt wie oben beschrie­
ben zum sog. Phantomlohnrisiko für 
den Arbeitgeber. Insgesamt können 
tarifvertragliche Regelungen eine ab­
weichende Berechnung vorsehen. Dies 
beinhaltet auch mögliche Ansprüche 
auf fortzuzahlende Zuschläge.

Entgeltfortzahlung bei Urlaub

Die Rechtsgrundlage, aus der sich die 
Höhe des während des Urlaubs vom 
Arbeitgeber zu zahlenden Entgelts er­
gibt, ist § 11 BUrlG. Demnach bemisst 
sich das Urlaubsentgelt nach dem 
durchschnittlichen Arbeitsverdienst, 
den der Arbeitnehmer in den letz­
ten 13 Wochen vor Antritt des Urlaubs 

erhalten hat, mit Ausnahme des zu­
sätzlich für Überstunden gezahlten 
Arbeitsverdienstes. Unter diesen Ar­
beitsverdienst fallen: allgemein ge­
schuldetes Entgelt (Lohn /Gehalt), 
Zuschläge für Sonn- und Feiertagsar­
beit sowie Nachtzuschläge, Erschwer­
nis- und Gefahrenzulagen, Prämien 
für besondere Leistungen, wenn sie 
innerhalb der letzten 13 Wochen er­
bracht und vergütet wurden, sowie 
die Vergütung für Bereitschaftsdienst 
und Rufbereitschaft. Verdiensterhö­
hungen wirken sich steigernd aus. 
Verdienstkürzungen infolge von Kurz­
arbeit, Arbeitsausfällen oder unver­
schuldeter Arbeitsversäumnis sind für 
die Berechnung des Urlaubsentgelts 
unbeachtlich. Das Urlaubsentgelt ist 
vor Antritt des Urlaubs auszuzahlen. 
Von der Regelung des § 11 BUrlG kann 
in Tarifverträgen zugunsten von Ar­
beitnehmern abgewichen werden.

Entgelt­
fortzahlung

Berechnung

Urlaubsentgelt Durchschnitts­
entgelt

Entgeltfortzah­
lung (Feiertage)

Entgeltausfall­
prinzip

Entgeltfortzah­
lung (Arbeits­
unfähigkeit)

Entgeltausfall­
prinzip

Für die oben genannten Beträge gilt, 
dass sie im Referenzzeitraum ge­
leistet sein müssen oder der Arbeit­
nehmer sie bereits beanspruchen 
können muss. Vermögenswirksame 

Leistungen werden auch während des 
Urlaubs gezahlt. Nicht zum Arbeitsver­
dienst der letzten 13 Wochen zählen: 
Über- und Mehrarbeitsvergütungen, 
Weihnachtsgeld sowie Gratifikationen. 
Der Betrag ist weder auf die Wochen 
vor dem Urlaubsantritt umzurechnen, 
noch ist er bei einem Urlaub unmit­
telbar nach dem Auszahlungsdatum 
insgesamt zu berücksichtigen. Der Ar­
beitgeber hat die ausgefallene Arbeits­
zeit zu bezahlen, die der Arbeitnehmer 
gearbeitet hätte, wenn er an diesem 
Tag nicht im Urlaub gewesen wäre. 
Auf die Arbeitszeit im Bezugszeitraum 
der letzten 13 Wochen kommt es nicht 
an.

Entgeltfortzahlung  
bei Arbeitsunfähigkeit

Dem Arbeitnehmer ist gem. § 4 EFZG 
während einer Erkrankung sowie bei 
einer Spende von Organen, Gewebe 
etc. das ihm bei der vertraglich ge­
schuldeten Arbeitszeit zustehende Ar­
beitsentgelt fortzuzahlen. Hierunter 
fallen die folgenden Entgeltbestand­
teile: regelmäßig zustehendes Arbeits­
entgelt (Lohn/Gehalt), Zuschläge, wie 
Nachtzuschläge, Sonntagszuschläge, 
Erschwerniszulagen, Funktionszula­
gen, Gefahren-zulagen, Leistungszula­
gen. Naturalleistungen sind weiter zu 
gewähren (Bsp.: Dienstwagen).

Erhält der Arbeitnehmer einen Leis­
tungslohn, so ist gem. § 4 Abs. 1a Satz 2 
EZFG der von dem Arbeitnehmer in 
der für ihn maßgebenden regelmä­
ßigen Arbeitszeit erzielbare Durch­
schnittsverdienst der Berechnung zu 
Grunde zu legen. Auch hier kommt 
es darauf an, was der Arbeitnehmer 
während der Zeit seiner Arbeitsun­
fähigkeit durchschnittlich verdient 
hätte, und nicht darauf, was für einen 
Leistungslohn er in der Vergangen­
heit erzielt hat. Urlaubsgeld und 
Weihnachtsgeld sind ungeachtet der 
Arbeitsunfähigkeit zu erbringen, so­
fern der Anspruch in dieser Zeit ent­
steht. Entgeltanpassungen etwa aus 
einer tariflichen Entgelterhöhung 
wirken sich unmittelbar auf die Ent­
geltfortzahlung aus. Reisekosten, Spe­
sen und Wegeentschädigungen sind 
zu leisten, wenn diese pauschal und 
damit unabhängig vom tatsächlichen 
Entstehen der Kosten gezahlt werden. 
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Ebenso sind Tantiemen, Prämien (bei 
leistungsorientierter Bezahlung des 
Arbeitnehmers) und vermögenswirk­
same Leistungen zu gewähren.

Zum Arbeitsentgelt gehört gem. § 4 
Abs. 1a Satz 1 EZFG nicht das zusätzlich 
für Überstunden gezahlte Arbeitsent­
gelt. Dies gilt auch für die Leistung von 
Aufwendungen des Arbeitnehmers, 
soweit der Anspruch auf sie im Falle 
der Arbeitsfähigkeit davon abhängig 
ist, dass dem Arbeitnehmer entspre­
chende Aufwendungen tatsächlich 
entstanden sind, und dem Arbeitneh­
mer solche Aufwendungen während 
der Arbeitsunfähigkeit nicht entste­
hen. Liegt ein Fall der Entgeltfort­
zahlung wegen Krankheit oder einer 
Spende von Organen etc. vor und ist 
die Arbeitszeit gleichzeitig aufgrund 
eines gesetzlichen Feiertags ausgefal­
len, bemisst sich die Höhe des fortzu­
zahlenden Arbeitsentgelts nach der 
Berechnung der Entgeltzahlung an 
Feiertagen. Aus § 4 Abs. 4 EZFG ergibt 
sich, dass durch einen Tarifvertrag 
– sowie in dessen Geltungsbereich 
auch einzelvertraglich – eine andere 
Bemessungsgrundlage für die Höhe 
des Entgelts festgelegt werden kann.

Dem Arbeitnehmer ist grundsätzlich 
das Entgelt während des Entgeltfort­
zahlungszeitraums zu zahlen, das er 
erhalten hätte, wenn er in dieser Zeit 
gearbeitet hätte und nicht arbeitsun­
fähig gewesen wäre. Folglich ist die 

Arbeitszeit maßgeblich, die der Ar­
beitnehmer gearbeitete hätte, wenn 
er nicht arbeitsunfähig erkrankt 
wäre. Entscheidend ist die vom Ar­
beitnehmer geschuldete individu­
elle Arbeitszeit. Bei Schwankungen 
der individuellen Arbeitszeit ist eine 
vergangenheitsbezogene Betrach­
tung vorzunehmen. Hier ist ein Ver­
gleichszeitraum von zwölf Monaten 
vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit he­
ranzuziehen. Die vergangenheitsbe­
zogene Betrachtung darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass allein 
die Arbeitszeit maßgeblich ist, die der 
Arbeitnehmer gearbeitet hätte, wäre 
er nicht arbeitsunfähig erkrankt. Tre­
ten also im Entgeltfortzahlungszeit­
raum Änderungen der Arbeitszeit ein, 
die den Arbeitnehmer getroffen hät­
ten, wenn er gearbeitet hätte, so sind 
diese Änderungen bei der Feststel­
lung der regelmäßigen Arbeitszeit zu 
berücksichtigen.

Entgeltfortzahlung  
an gesetzlichen Feiertagen

Die Rechtsgrundlage für die Entgelt­
zahlung an gesetzlichen Feiertagen er­
gibt sich aus § 2 EZFG. Für Arbeitszeit, 
die infolge eines gesetzlichen Feier­
tags ausfällt, hat der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt zu 
zahlen, das er ohne den Arbeitsaus­
fall erhalten hätte. Arbeitnehmer, die 
am letzten Arbeitstag vor oder am 
ersten Arbeitstag nach Feiertagen 

unentschuldigt der Arbeit fernbleiben, 
haben keinen Anspruch auf Bezahlung 
für diese Feiertage.

Für Feiertage sind nach Entscheidung 
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 
06.12.2017 abweichende Regelungen 
in Tarifverträgen möglich. Der Ar­
beitgeber schuldet das Arbeitsentgelt, 
das der Arbeitnehmer erhalten hätte, 
wenn der Feiertag ein Arbeitstag für 
den Arbeitnehmer gewesen wäre. Die 
Entgeltfortzahlung an gesetzlichen 
Feiertagen setzt sich grundsätzlich aus 
den gleichen Entgeltbestandteilen zu­
sammen wie bei Krankheit. Werden 
an Feiertagen Gratifikationen oder 
Weihnachtsgeld fällig, so sind diese 
Leistungen unabhängig vom Feiertag 
zu erbringen.

Unterschied zwischen 
Feiertagen und Krankheit

Abweichend gilt, dass an Feiertagen 
im Gegensatz zur Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall auch die Überstun­
den-/Mehrarbeitsvergütung gezahlt 
wird. Die Regelung in § 4 Abs. 1a EZFG 
nimmt Überstunden von der Berech­
nung des zu zahlenden Entgelts im 
Fall von Krankheit bzw. bei der Spende 
von Organen etc. aus. Diese Regelung 
gilt jedoch nicht für die in § 2 EZFG ge­
regelten Feiertage. Deshalb besteht 
an Feiertagen ein Anspruch auf Über­
stunden- und Mehrarbeitsvergütung. 
Es kommt auf die Arbeitszeit an, die 
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individuell am Feiertag zu leisten ge­
wesen wäre. Erhält der Arbeitnehmer 
ein variables Entgelt, ist festzustellen, 
wie viel Zeit an dem Feiertag ausge­
fallen ist. Bei einem variablen Entgelt 
haben die Arbeitnehmer Anspruch auf 
Mehrarbeitsvergütung, wenn diese 
auch an dem Feiertag geleistet wor­
den wäre. Es wird darauf abgestellt, 
ob vor und nach dem Feiertag Mehr­
arbeit geleistet wurde. Ist dies der Fall, 
so ist davon auszugehen, dass auch 
am Feiertag Mehrarbeit zu leisten ge­
wesen wäre. Beim Zusammentreffen 
von Krankheit und Feiertag erhält der 
Arbeitnehmer Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall, deren Höhe sich nach 
den Regeln des Feiertagsrechts be­
stimmt. Der Arbeitnehmer hat danach 
z. B. auch Anspruch auf Zahlung der 
Feiertagszuschläge.

Zusammenfassung
In der Sozialversicherung besteht 
abweichend vom Steuerrecht eine 
wichtige Unterscheidung zur Fällig­
keit von Beitragszahlungen. So gilt 
für laufende Arbeitsentgelte das 
Entstehungsprinzip und für Einmal­
zahlungen das Zuflussprinzip. Damit 
fallen Beiträge auch auf arbeits­
rechtlich geschuldetes, aber nicht 
gezahltes laufendes Arbeitsentgelt 
an. Angesichts der Vielzahl von Ent­
geltbestandteilen in Verbindung mit 
flexiblen Arbeitszeitgestaltungen ist 
es für die Mitarbeiter im Lohnma­
nagement wichtig, stets den Über­
blick zu behalten.

Dies beinhaltet, die regelmäßigen 
gesetzlichen Änderungen genauso 
im Blick zu behalten wie Ände­
rungen in der Rechtsprechung des 
BAG. Regelmäßige Schulungen sind 
ebenso notwendig wie die standar­
disierte Arbeitsweise mit Checklis­
ten und Leitfäden. Dies hat zum Ziel, 
die notwendigen Arbeiten zur Er­
stellung einer sachlich und rechne­
risch richtigen Entgeltabrechnung 
auf effiziente Weise zu erledigen 
und die anstehenden Prüfungen er­
folgreich zu bestehen.	 ■

Raschid Bouabba, MCGB GmbH

Fo
to

: A
ne

ly
a/

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m



64    PRAXIS  Sozialversicherung � LOHN+GEHALT Ausgabe 5/2024

Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung

Pauschalversteuerung  
muss rechtzeitig erfolgen
Arbeitgeber können bestimmte Bezüge wie zum Beispiel Mahlzeiten oder Zuwen-
dungen aus Anlass von Betriebsveranstaltungen pauschal versteuern (§ 40 Abs. 2 
Einkommensteuergesetz (EStG)). Die Pauschalversteuerung hat in diesem Zusam-
menhang eine wichtige Relevanz in der betrieblichen Praxis.

Das Bundessozialgericht hat 
mit einem aktuellen Urteil die 
bisherige Rechtsauffassung 

der Spitzenorganisationen der Sozial­
versicherung bei nachträglich durch­
geführten Pauschalversteuerungen 
bestätigt.

Beitragsfreiheit bei  
tatsächlich durchgeführter 
Pauschalversteuerung

In der Sozialversicherung sind pau­
schal versteuerte Entgeltbestandteile 
analog zur steuerlichen Regelung bei­
tragsfrei (§ 1 Sozialversicherungsent­
geltverordnung (SvEV)). Voraussetzung 

dafür ist, dass der Arbeitgeber die Pau­
schalversteuerung auch tatsächlich für 
den jeweiligen Abrechnungszeitraum 
durchgeführt hat. Nur die Option der 
Pauschalversteuerung der entspre­
chenden Entgeltbestandteile ist für die 
Beitragsfreiheit in der Sozialversiche­
rung nicht ausreichend.

Korrekturmöglichkeit  
bis zur Übermittlung der 
Lohnsteuerbescheinigung

Bereits 2016 haben die Spitzenorga­
nisationen der Sozialversicherung 
festgelegt, dass die beitragsrecht­
liche Behandlung mit Blick auf die 

erforderliche tatsächliche Pauschal­
versteuerung noch so lange korrigiert 
werden kann, bis die Lohnsteuerbe­
scheinigung für das jeweilige Jahr an 
die Finanzverwaltung übermittelt 
wird. Die Lohnsteuerbescheinigung 
muss spätestens bis zum letzten Tag 
des Monats Februar des Folgejahres 
abgegeben werden.

Besprechungsergebnis der Spit­
zenorganisationen der Sozial­
versicherung vom 20.04.2016 
Tagesordnungspunkt 5
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Bundessozialgericht bestätigt 
die Rechtsauffassung der 
Spitzenorganisationen

Das Bundessozialgericht hat die 
Rechtsauffassung der Spitzenorga­
nisationen der Sozialversicherung in 
einem aktuellen Urteil vom 23.04.2024 
(Aktenzeichen B 12 BA 3/22 R) bestätigt. 
Nach dem Urteil sind Entgeltbestand­
teile beitragspflichtig in der Sozial­
versicherung, wenn sie nicht mit der 
Entgeltabrechnung, sondern erst er­
heblich später pauschal versteuert 
werden.

In dem Gerichtsurteil ging es um 
ein Unternehmen, das ein Firmen­
jubiläum gefeiert hatte. Erst im 
März des Folgejahres zahlte es für 

September auf einen Betrag von rund 
163.000 Euro die für 162 Arbeitneh­
mer angemeldete Pauschalsteuer. Auf­
grund einer Betriebsprüfung forderte 
der Rentenversicherungsträger von 
dem Unternehmen Sozialversiche­
rungsbeiträge und Umlagen in Höhe 
von rund 60.000 Euro nach.

Das Bundessozialgericht hat diese 
Nachforderung aus der Betriebsprü­
fung als rechtmäßig anerkannt. Die 
gesetzlichen Vorschriften sind nach 
Auffassung des Bundessozialgerichts 
dahingehend auszulegen, dass es ent­
scheidend darauf ankommt, dass die 
pauschale Besteuerung „mit der Ent­
geltabrechnung für den jeweiligen Ab­
rechnungszeitraum“ erfolgt.

Das war im verhandelten Sachver­
halt nicht der Fall. Sonst hätte die 
Pauschalbesteuerung im September 
erfolgen müssen. Tatsächlich wurde 
die Pauschalbesteuerung aber erst im 
März des Folgejahres vorgenommen 
und damit sogar nach dem Zeitpunkt, 
zu dem die Lohnsteuerbescheinigung 
für das Vorjahr (Ende Februar des Fol­
gejahres) übermittelt werden muss.

Das Bundessozialgericht hat klarge­
stellt, dass es an der sozialversiche­
rungsrechtlichen Beurteilung nichts 
ändert, wenn im Steuerrecht anders 
verfahren werden kann.	 ■

Timo Geiger, Abteilungsleiter 
Versicherungs- und Beitragswesen
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Im Blick: Arbeitsrecht

Kosten einer Betriebsratsschulung: 
kein Verweis auf Online-Schulung
Bundesarbeitsgericht (BAG),  
Urteil vom 07.02.2024 – 7 ABR 8/23
Im Seminar-Bereich sind Online-Formate inzwischen nicht 
mehr wegzudenken. Gleiches gilt im Schulungsangebot für 
Betriebsräte. Dennoch hat das BAG klargestellt, dass der Be­
triebsrat das Recht hat, auf Kosten des Arbeitgebers an Prä­
senzschulungen teilzunehmen, selbst wenn gleichzeitig eine 
Online-Schulung zum gleichen Thema angeboten wird. Die 
Entscheidung stärkt die Wahlfreiheit des Betriebsrats: Er kann 
selbst entscheiden, welche Lernform für ihn zweckmäßiger ist. 
Dabei müssen die Online- und Präsenzveranstaltungen qualita­
tiv gleichwertig sein. In dem entschiedenen Fall sprachen gute 
Gründe für das Präsenzseminar: Vor Ort sind Nachfragen, Aus­
tausch und Diskussionen besser möglich. Die Hemmschwelle, 
sich online zu beteiligen, war höher als bei einem Präsenzse­
minar. Der Arbeitgeber wurde daher verpflichtet, die Kosten für 
das Präsenzseminar zu übernehmen. Eine Entscheidung, die 
Arbeitgeber kennen müssen.

Verortung des Urteils

Im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) ist in § 37 Abs. 6 der 
Schulungsanspruch des Betriebsrats normiert. Bei der Aus­
wahl der von Betriebsratsmitgliedern zu besuchenden Schu­

lungen – soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit 
des Betriebsrats erforderlich sind – hat der Betriebsrat einen 
weiten Spielraum. Das BAG macht nun wieder einmal deutlich, 
dass der Arbeitgeber diesen auch aus rein monetären Grün­
den nicht zwingend eingrenzen kann. Dieser Spielraum besteht 
sowohl bei der Wahl des Schulungsformats, des Schulungs­
inhalts (jedenfalls im Bereich des Betriebsverfassungsrechts 
und des allgemeinen Arbeitsrechts) als auch bei der Wahl des 
Schulungsortes.

Die Kostentragungspflicht des Arbeitgebers ergibt sich aus 
§ 40 Abs. 1 BetrVG. Diese wird begrenzt durch den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, den Grundsatz der Kostenschonung 
und das in § 2 Abs. 1 BetrVG normierte Gebot der vertrauens­
vollen Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. 
Es hat in jedem konkreten Einzelfall eine Abwägung der wider­
streitenden Interessen von Arbeitgeber und Betriebsrat statt­
zufinden. Die entstandenen Kosten dürfen insbesondere nicht 
„unnötig“, sondern müssen erforderlich und angemessen sein. 
Der Betriebsrat hat bei der Prüfung der Erforderlichkeit darauf 
zu achten, dass der Schulungszweck in einem angemessenen 
Verhältnis zu den hierfür vom Arbeitgeber aufzuwendenden 
Mitteln steht. Nicht erforderlich ist die Teilnahme an einer kon­
kreten Schulung, wenn vergleichbare Kenntnisse zumutbar und 
kostengünstiger im Rahmen einer anderen Schulung erworben 
werden können. Der Betriebsrat muss jedoch nicht das kos­
tengünstigste Schulungsformat wählen, wenn er eine andere 
Schulung für inhaltlich passender oder qualitativ besser hält. 
Hieran knüpft auch die Begründung des BAG.

Foto: Montri/stock.adobe.com
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Sachverhalt
Die Beteiligten (Arbeitgeberin und die Personalvertretung) 
stritten über die Freistellung von Übernachtungs- und Verpfle­
gungskosten, die anlässlich der Teilnahme zweier Personal­
vertretungsmitglieder an einer viertägigen Präsenzschulung 
entstanden sind. Der Freistellungsanspruch richtete sich dabei 
aufgrund tariflicher Bestimmung nach § 40 Abs. 1, § 37 Abs. 6 
BetrVG.

Die Arbeitgeberin stellte die Erforderlichkeit der Schulung an 
sich nicht in Abrede, war aber der Ansicht, die Personalvertre­
tung hätte eine vom selben Schulungsträger angebotene und 
inhaltsgleiche Onlineschulung wählen müssen, in deren Rah­
men keine Übernachtungs- und Verpflegungskosten angefallen 
wären. Daher verweigerte sie die Übernahme dieser Kosten.

Die Personalvertretung vertrat hingegen die Ansicht, dass Prä­
senz- und Onlineschulung qualitativ nicht gleichwertig seien. 
Zum einen sei die sogenannte Nettoschulungszeit beim Online­
seminar kürzer als beim Präsenzseminar. Zum anderen würden 
die bei Onlineschulungen virtuell vermittelten Inhalte erfah­
rungsgemäß nicht so intensiv behandelt werden, was sich im 
Verhältnis zu Präsenzseminaren in einem geringeren Lerner­
folg niederschlage. Auch sei der Austausch zwischen den Teil­
nehmern und den Referenten bei Onlineseminaren deutlich 
erschwert.

Die Entscheidung

Das BAG entschied in Übereinstimmung mit den Vorinstanzen 
zugunsten der Personalvertretung und verpflichtete die Arbeit­
geberin, die schulungsbedingten Übernachtungs- und Verpfle­
gungskosten zu tragen.

Das Gericht argumentierte, dass dem Betriebsrat bei der Ent­
scheidung über die Erforderlichkeit einer Schulungsmaßnahme 
ein Beurteilungsspielraum zustehe. Zwar dürfe der Betriebsrat 
seine Entscheidung nach dem Gebot der vertrauensvollen Zu­
sammenarbeit nicht allein an seinen subjektiven Bedürfnissen 
ausrichten, sondern müsse auch die betrieblichen Verhältnisse 
berücksichtigen. Gleichwohl sei er aber nicht verpflichtet, sich 
für eine günstigere Schulung zu entscheiden, wenn er eine an­
dere für qualitativ besser halte.

Vielmehr beziehe sich der Beurteilungsspielraum des Betriebs­
rats neben dem Inhalt der Schulung auch „auf Format und 
Methoden sowie Art und Weise der Wissens- und Kenntnis­
vermittlung“. Nur dann, wenn mehrere gleichzeitig angebo­
tene Schulungen auch nach Ansicht des Betriebsrats qualitativ 
gleichwertig seien, kommt eine Beschränkung der Kostentra­
gungspflicht des Arbeitgebers auf die Kosten der preiswerteren 
Veranstaltung in Betracht. Nach diesen Grundsätzen durfte die 
Personalvertretung im streitgegenständlichen Fall die Präsenz­
schulung der Onlineschulung vorziehen.

Konsequenzen für die Praxis
Die Entscheidung überrascht nicht, sondern reiht sich konse­
quent in die bisherige Rechtsprechungslinie zugunsten eines 
weitreichenden Beurteilungsspielraums des Betriebsrats bei 
den Kosten seiner Tätigkeit ein. So wird dem Betriebsrat etwa 
auch bei der Frage der Erforderlichkeit von Raumbedarf, Büro­
personal und Sachausstattung ein weiter Beurteilungsspiel­
raum zugestanden.

Praxistipps
Der Beurteilungsspielraum des Betriebsrats bei Schulungs­
maßnahmen greift nicht nur im Verhältnis von Präsenz- zu 
Onlineschulungen, sondern auch bei der Wahl zwischen 
mehreren Präsenzschulungen. Insoweit können Arbeitge­
ber ihre Betriebsräte nicht pauschal auf die jeweils güns­
tigere Schulung verweisen. Gleichwohl ist weiterhin eine 
Einzelfallbetrachtung angezeigt. Besonders bei unverhält­
nismäßigen Mehrkosten der gewählten Schulungsver­
anstaltung ist genau zu prüfen, ob der Betriebsrat seinen 
Beurteilungsspielraum nicht doch überschritten hat.

Dauerbrenner 
Scheinselbstständigkeit
Landessozialgericht (LSG)  
Bayern, Urteil vom 18.08:2023 –  
L 7 BA 72/23 B ER

Bei dem Einsatz von freien Mitarbeitern stellt sich in der Praxis 
häufig die Frage, ob nicht tatsächlich eine abhängige Beschäfti­
gung vorliegt. Arbeitgeber müssen deshalb stets sorgfältig prü­
fen, ob und inwieweit ein freier Mitarbeiter in die betrieblichen 
Abläufe eingebunden ist, wodurch das Risiko einer Schein­
selbstständigkeit begründet wird.

In Fitnessstudios tätige Fitnesstrainer stehen in der Regel in 
einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält­
nis. Die vom LSG Bayern angewandten Kriterien für die Prüfung 
einer abhängigen Beschäftigung sind für jeden interessant, der 
freie Mitarbeiter beschäftigen will.

Verortung des Urteils

Unternehmen engagieren Freelancer aus den unterschiedlichs­
ten Gründen, wobei die Bandbreite der Freelancer ebenso viel­
fältig ist. Sie reicht vom gefragten IT-Experten in Indien über 
die erfahrene Marketing-Beraterin aus den USA bis hin zur 
deutschen Webdesignerin und dem hochgeschätzten ehema­
ligen Mitarbeiter, der auch nach seinem Renteneintritt beruf­
lich aktiv bleiben möchte. Mitunter wird ein Freelancer-Vertrag 
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auch genutzt, um die Wartezeit auf die notwendige Arbeits­
erlaubnis für eine abhängige Beschäftigung zu überbrücken, 
was jedoch nicht empfehlenswert ist.

So verlockend die freie Mitarbeit oft erscheinen mag, birgt sie 
dennoch erhebliche Risiken – insbesondere in Bezug auf die 
Nachzahlung von immensen Summen an Sozialversicherungs­
beiträgen. Nach der jüngsten Rechtsprechung kann das selbst­
ständige Ärzte, Architekten und Steuerberater treffen – aber 
auch Fitnesstrainer.

Der Sachverhalt

Im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes wehrte sich die Be­
treiberin eines Fitnessstudios gegen die Einstufung von einer 
bei ihr als freie Mitarbeiterin tätigen Kursleiterin und Traine­
rin durch die Deutsche Rentenversicherung – Bund (DRV). Die 
behördliche Prüfung im Rahmen einer Betriebsprüfung hatte 
zu einem Beitragsbescheid über knapp 60.000 Euro als Folge 
der Feststellung von sozialversicherungspflichtigen Beschäfti­
gungsverhältnissen geführt.

Die Betreiberin des Fitnessstudios setzte unterschiedliche Trai­
ner ein. Hierbei handelte es sich um sogenannte „freie Mit­
arbeiter“, die entsprechende Kurse in den Räumlichkeiten der 
Beschwerdeführerin durchführten. Sämtliche freien Mitarbeiter 

stellten der Beschwerdeführerin Rechnungen nach vereinbar­
ten Stunden- bzw. Minutensätzen.

Bei der Beschwerdeführerin fand im Jahr 2018 eine Betriebs­
prüfung nach § 28p Sozialgesetzbuch (SGB) IV für den Zeitraum 
vom 01.01.2014 bis zum 31.12.2017 statt. Im Rahmen dieser Be­
triebsprüfung stellt sich heraus, dass insgesamt 17 Personen als 
sogenannte freie Mitarbeiter tätig wurden. Dabei wurde fest­
gestellt, dass es sich bei den freien Mitarbeitern um abhängig 
Beschäftigte handelt, sodass eine entsprechende Versiche­
rungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung besteht. Es 
wurden deshalb Sozialversicherungsbeiträge inklusive Säum­
niszuschläge festgesetzt. Gegen diesen Beitragsbescheid legte 
die Beschwerdeführerin erfolglos Widerspruch ein.

Die Beschwerdeführerin erhob deshalb eine entsprechende An­
fechtungsklage gegen den Beitragsbescheid. Ferner beantragte 
die Beschwerdeführerin die Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung der Anfechtungsklage, weil durch eine Vollstreckung 
des Beitragsbescheids eine Zahlungsunfähigkeit bei der Be­
schwerdeführerin drohte.

Das Sozialgericht München lehnte den Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung ab. Der Beitragsbescheid sei nach 
summarischer Prüfung weder offensichtlich rechtswidrig noch 
sei eine unbillige Härte glaubhaft gemacht worden. Gegen die­
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sen Beschluss legte die Beschwerdeführerin beim LSG Bayern 
Beschwerde ein.

Die Entscheidung

Das LSG Bayern wies die Beschwerde zurück. Der streitige 
Bescheid sei nicht offensichtlich rechtswidrig, weil eine ab­
hängige Beschäftigung bei den Trainern vorliege. Beurteilungs­
maßstab für das Vorliegen einer abhängigen Beschäftigung 
sei § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV. Danach stelle eine abhängige Be­
schäftigung die nicht selbstständige Arbeit dar, die insbeson­
dere in einem Arbeitsverhältnis angenommen werden könne. 
Anhaltspunkte für eine abhängige Beschäftigung seien eine 
Weisungsgebundenheit und eine Eingliederung in die Arbeits­
organisation des Weisungsgebers.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) 
setze eine abhängige Beschäftigung voraus, dass der Arbeit­
nehmer vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Bei einer Be­
schäftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn 
der Beschäftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei 
einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung umfassenden 
Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Demgegenüber 
ist eine selbstständige Tätigkeit vornehmlich durch das eigene 
Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen Betriebs­
stätte, die Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft 
und die im Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeits­
zeit gekennzeichnet. Ob jemand abhängig beschäftigt oder 
selbstständig tätig ist, hängt davon ab, welche Merkmale über­
wiegen. Maßgebend ist stets das Gesamtbild der Arbeitsleis­
tung. Dies bestimmt sich nach den tatsächlichen Verhältnissen, 
zu denen die rechtlich relevanten Umstände gehören, die im 
Einzelfall eine wertende Zuordnung zum Typus der abhängigen 
Beschäftigung erlauben.

Unter Verweis auf die Rechtsprechung des BSG urteilte das LSG 
Bayern, dass eine betriebliche Eingliederung in die Arbeitsor­
ganisation des Auftraggebers und eine Weisungsgebunden­
heit nicht kumulativ vorliegen müssen und das Vorenthalten 
von Arbeitnehmerschutzrechten keine Selbstständigkeit impli­
ziert. Auch soll bei einem Tätigwerden für andere Auftraggeber, 
der Möglichkeit, Aufträge abzulehnen, und der bloß abstrakten 
Möglichkeit einer Delegationsbefugnis bei der Gesamtabwä­
gung kein entscheidendes Gewicht beizumessen sein.

Konsequenzen für die Praxis

Die Entscheidung des LSG ist konsequent nach dem gängigen 
Prüfungsschema ergangen. Sie ist uneingeschränkt auf ver­
gleichbare Fälle zu übertragen. Daher verwundert es, dass der­
art hochriskante Beschäftigungsverhältnisse auch angesichts 
der langjährigen und gefestigten Rechtsprechung der Sozial­
gerichtsbarkeit und der ständigen Praxis bei den regelmäßig 
stattfindenden Betriebsprüfungen eingegangen werden. Auch 
wenn hier regelmäßig die Parteien übereinstimmend oder 
sogar auf Wunsch der freien Mitarbeiter genau die vermeint­

liche Freiheit in der Zusammenarbeit beabsichtigen, muss den 
Unternehmen klar sein, dass sie am Ende „den Großteil der 
Zeche zahlen“ und die finanzielle Last einer solchen Fehlein­
schätzung zu tragen haben. Ein Abwälzen der Risiken auf die 
Beschäftigten ist nach dem Gesetz nicht zulässig.

Praxistipps
Auch wenn die Möglichkeit der Durchführung eines Sta­
tusfeststellungsverfahrens seit einigen Jahren besteht 
und auch immer wieder vom Gesetzgeber nachgebessert 
und erweitert wird, wird hiervon immer noch zu wenig 
Gebrauch gemacht. Mit diesem Verfahren haben die Be­
teiligten die Möglichkeit, bereits vor Aufnahme der beab­
sichtigten Tätigkeit die Einstufung als freie oder abhängige 
Beschäftigung von der Deutschen Rentenversicherung 
(DRV) verbindlich feststellen zu lassen. Erfolgt ein solcher 
Antrag bis zu einem Monat nach Aufnahme der Tätigkeit, 
tritt erst mit Rechtskraft der Feststellung als abhängige 
Beschäftigung die Beitragspflicht ein. Dies gilt aber nur, 
wenn der Beschäftigte zustimmt und sich für den Zeitraum 
bis zu einer Entscheidung im ähnlichen Umfang wie ein Ar­
beitnehmer gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und 
zur Altersvorsorge absichert.

Hinzuweisen ist auch auf die seit dem 01.04.2022 beste­
hende Option der sogenannten Gruppenfeststellung nach 
§ 7a Abs. 4b SGB IV. Danach kann ein Auftraggeber im Fall 
der Feststellung eines Einzelfalls über einen Erwerbssta­
tus eine gutachterliche Äußerung der DRV zum Status von 
anderen Auftragnehmern in „gleichen Auftragsverhältnis­
sen“ beantragen. Eine solche Gruppenfeststellung ist zwar 
kein Verwaltungsakt und hat nicht dessen bindende Wir­
kung, gibt aber rein faktisch ein höheres Maß an Sicherheit 
für alle Beteiligten. Außerdem tritt bei einer später von der 
gutachterlichen Äußerung abweichenden neuen Entschei­
dung eine Versicherungspflicht erst ab deren Bekanntgabe 
ein.

Achtung bei der Zustellung einer 
Kündigung per Einwurf-Einschreiben
Landesarbeitsgericht (LAG) Baden-
Württemberg, Urteil vom 12.12.2023 – 
15 Sa 20/23

Eine Zustellung per Einschreiben gilt oft als rechtssicherste 
Form. Aber Vorsicht! Auch in diesem Fall gibt es ein Restrisiko. 
Die Zustellung durch Einwurf-Einschreiben kann nur nach­
gewiesen werden, wenn neben Einlieferungsbeleg und Sen­
dungsverfolgung auch der vom Zusteller unterzeichnete 
Auslieferungsbeleg vorgelegt wird.
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Verortung des Urteils

Eine immer wieder „knifflige“ Situation kann die vermeintlich 
trivial klingende Frage nach der Zustellung eines Kündigungs­
schreibens sein. Denn im Rahmen der Zustellung von Kündi­
gungsschreiben ist höchste Vorsicht geboten. Dies gilt zum 
einen für die Ingangsetzung des Kündigungsfristlaufs, um 
nicht einen weiteren Gehaltslauf oder gar ein ganzes Quartal 
oder mehr zu „verlieren“. Zum anderen ist dies natürlich für die 
Frage der Wirksamkeit der Kündigung insgesamt maßgebend.

Sachverhalt

Der Klägerin, einer medizinische Fachangestellte in einer Ge­
meinschaftspraxis von Augenärzten, wurde aufgrund des 
Verdachts der Manipulation einer Patientenakte mehrfach, teil­
weise ohne Einhaltung der zwingenden Schriftform des § 623 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), außerordentlich fristlos, hilfs­
weise ordentlich gekündigt. Maßgebend für die Berufungsins­
tanz waren die beiden Kündigungen vom 26.07.2022 sowie vom 
03.12.2022.

Die Kündigung vom 26.07.2022 wurde per Einwurf-Einschrei­
ben verschickt und im Rahmen der ersten Instanz wurden als 

Beweis des Zugangs der Einlieferungsbeleg sowie der Sende­
status der Deutschen Post vorgelegt. Die Arbeitnehmerin be­
stritt den Zugang der Kündigung.

Das Arbeitsgericht Heilbronn stellte die Wirksamkeit der ersten 
Kündigung fest. Der Zugang sei durch den Beweis des ersten 
Anscheins auf der Grundlage des von der Beklagten vorgeleg­
ten Statusberichts der Deutschen Post AG bereits geführt, auf 
die Kündigung vom 03.12.2022 komme es nicht an.

Die Entscheidung

Das LAG sieht dies in Bezug auf die Kündigung vom 26.07.2022 
anders. Dies ist vorliegend nicht gelungen. Es liege – so das 
LAG – kein Anscheinsbeweis für den Zugang vor. Legt der Kün­
digende keinen Auslieferungsbeleg vor, sondern nur einen 
Einlieferungsbeleg und einen „Sendungsstatus“, ist dies dem 
Auslieferungsbeleg in wesentlicher Hinsicht nicht gleichwertig 
und begründe deshalb keinen Beweis des ersten Anscheins für 
einen Zugang.

Das LAG begründet dies wie folgt: Der Arbeitgeber muss den 
Zugang der Kündigung beweisen, da dies Voraussetzung für 
ihre Wirksamkeit ist. Allein der Einlieferungsbeleg bei der Post 

Foto: Image Woven/stock.adobe.com
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und der Sendestatus genügen nicht, um den Zugang zu be­
legen. Aus dem Einlieferungsbeleg ergibt sich nur, dass ein 
Schreiben zur Post gegeben wurde, nicht aber dessen Zugang. 
Der Sendestatus kann ebenfalls den Zugang nicht nachweisen. 
Allerdings kann der Arbeitgeber innerhalb von 15 Monaten nach 
der Aufgabe des Einwurf-Einschreibens bei der Post einen Aus­
lieferungsbeleg beantragen, auf dem zu sehen ist, welcher Zu­
steller das Schreiben wann zugestellt hat. Legt ein Arbeitgeber 
diesen vor, besteht zumindest der Anscheinsbeweis, dass die 
Sendung zugestellt wurde. Im Streitfall kann zudem der Zustel­
ler als Zeuge geladen werden.

Konsequenzen für die Praxis

Das LAG Schleswig-Holstein hatte mit Urteil vom 18.01.2022 – 
1 Sa 159/21 entschieden, dass bei Übersendung des Kündigungs­
schreibens per Einwurf-Einschreiben der Beweis des ersten 
Anscheins für den Zugang der Kündigung beim Empfänger 
spreche. Die gleiche Auffassung vertraten auch bereits das LAG 
Mecklenburg-Vorpommern (Urteil vom 12.03.2019 – 2 Sa 139/18) 
und das LAG Baden-Württemberg in einer früheren Entschei­
dung (Urteil vom 28.07.2021 – 4 Sa 68/20).

Das LAG Baden-Württemberg hält damit an seiner bisherigen 
Rechtsprechung fest. Auch per Einwurf-Einschreiben kann ein 
Schreiben wirksam zugestellt werden und dessen Zugang auch 
nachgewiesen werden, wenn auch der Auslieferungsbeleg vor­
gelegt wird.	 ■

Praxistipp
Die Frage, wie eine Kündigung rechtssicher zugestellt wird, 
bleibt damit weiterhin spannend. In der Praxis ist es nicht 
immer möglich, den Auslieferungsbeleg auch tatsächlich 
zu erhalten. Bestreiten Mitarbeitende dann den Zugang 
der Kündigung, hat der Arbeitgeber keine Möglichkeit, dies 
nachzuweisen. Im Ergebnis bleibt es daher dabei, dass die 
Zustellung per Boten oder Einwurf in den Briefkasten unter 
Anwesenheit von Zeugen mit entsprechender Dokumenta­
tion weiterhin der beste Weg ist, um Kündigungen zuzu­
stellen.

Dr. Michaela Felisiak, Councel bei Eversheds Sutherland/ 
Fachanwältin für Arbeitsrecht
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Kurz und 
knapp
Betriebsratsvergütung
Am 25.07.2024 ist die gesetzliche Neuregelung der Betriebs­
ratsvergütung in Kraft getreten. Auslöser für diese Novellie­
rung des Betriebsverfassungsgesetzes war das sogenannte 
„Volkswagen-Urteil“ des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 
Januar 2023 (Az. StR 133/22). Darin hatten die Richter ent­
schieden, dass der Straftatbestand der Untreue (§ 266 Abs. 1 
Strafgesetzbuch (StGB)) erfüllt sein kann, wenn Betriebsräten 
eine überhöhte Vergütung gezahlt wird und dadurch gegen 
das betriebsverfassungsrechtliche Begünstigungsverbot (§ 78 
S. 2 BetrVG) verstoßen wird.

Die Neuregelungen sollen die aktuelle Rechtslage präzisieren 
und das Risiko von Verstößen redlich handelnder Arbeitge­
ber gegen das betriebsverfassungsrechtliche Benachteili­
gungs- und Begünstigungsverbot reduzieren. Dabei wird das 
Ehrenamtsprinzip fortgeschrieben. Neue oder zusätzliche 
Entgeltansprüche werden nicht geschaffen.

Im Ergebnis sind die geplanten Änderungen sehr zu begrü­
ßen, auch wenn nur die geltende Rechtsprechung im Gesetz 
kodifiziert wird. Die rechtmäßige Vergütung der Betriebs­
räte ist jedoch weiterhin unternehmensindividuell zu ermit­
teln. Damit verbleiben trotz der Neuregelungen rechtliche 
Unsicherheiten.

EU-Entgelttransparenzrichtlinie

Am 06.06:2023 ist die EU-Entgelttransparenzrichtlinie der Eu­
ropäischen Union (Richtlinie [EU] 2023/970 – EntgTranspRL) 
in Kraft getreten, die bis spätestens 07.06.2026 in nationales 
Recht transformiert werden muss.

Achtung: Eine Umsetzung ist noch in dieser Legislaturpe­
riode geplant. Auszugehen ist von einer umfangreichen 
Änderung oder gar Neufassung des seit 2017 geltenden 
Entgelttransparenzgesetzes.

Die EU-Richtlinie enthält im Wesentlichen Transparenz- 
sowie Durchsetzungsinstrumente, um dem Gebot der Ent­
geltgleichheit zwischen Frauen und Männern zu besserer 
Geltung zu verhelfen. Neben Informationsverpflichtungen 
gegenüber Bewerbern, erweiterten Informations- und Aus­
kunftsrechten, Berichts- und daraus etwaig resultierenden 
gemeinsamen Entgeltbewertungspflichten regelt die Richt­
linie vor allem auch Schadensersatz- und Entschädigungs­
ansprüche, eine Beweislastumkehr, die § 22 Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bereits jetzt als nationales 
Recht enthält, sowie Sanktionen bei Verstößen gegen Rechte 
und Pflichten. Anders als nach der derzeit geltenden Rechts­
lage drohen künftig empfindliche Geldbußen.

EuGH: Einer schwangeren Arbeit-
nehmerin muss eine angemessene 
Frist eingeräumt werden, um ihre 
Kündigung vor Gericht anfechten zu 
können
Europäischer Gerichtshof (EuGH), 
Urteil vom 27.06.2024 – Rs. C-284/23, 
Pressemitteilung vom 27.06.2024

Eine Angestellte eines Pflegeheims ficht ihre Kündigung 
vor einem deutschen Arbeitsgericht an. Sie beruft sich auf 
das Verbot, einer Schwangeren zu kündigen. Das Arbeitsge­
richt ist der Auffassung, dass es die Klage normalerweise als 
verspätet abweisen müsse.

Als die Arbeitnehmerin von ihrer Schwangerschaft Kennt­
nis erlangt und die Klage erhoben habe, sei nämlich die im 
deutschen Recht vorgesehene ordentliche Frist – drei Wo­
chen nach Zugang der schriftlichen Kündigung – bereits ver­
strichen gewesen. Überdies habe die Arbeitnehmerin es 
versäumt, innerhalb der im deutschen Recht vorgesehenen 
weiteren Frist von zwei Wochen einen Antrag auf Zulassung 
der verspäteten Klage zu stellen.

Das Arbeitsgericht fragt sich jedoch, ob die in Rede stehende 
deutsche Regelung mit der Richtlinie über schwangere Ar­
beitnehmerinnen vereinbar ist (Richtlinie 92/85/EWG des 
Rates vom 19.10.1992 über die Durchführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut­
zes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen 
und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz). Es hat 
daher den EuGH dazu befragt.

Der EuGH stellt fest, dass nach der deutschen Regelung 
eine schwangere Arbeitnehmerin, die zum Zeitpunkt ihrer 
Kündigung Kenntnis von ihrer Schwangerschaft hat, über 
eine Frist von drei Wochen verfügt, um eine Klage zu er­
heben. Nach Verstreichen dieser Frist gilt die Kündigung 

             
                                                     Foto: Thongden_studio/stock.adobe.com



LOHN+GEHALT Ausgabe 5/2024	 PRAXIS    73

als wirksam, sofern nicht ein Antrag auf Zulassung der 
verspäteten Klage gestellt wird.

Dagegen verfügt eine Arbeitnehmerin, die aus einem von 
ihr nicht zu vertretenden Grund vor Verstreichen dieser Frist 
keine Kenntnis von ihrer Schwangerschaft hat, nur über zwei 
Wochen, um zu beantragen, eine solche Klage erheben zu 
können.

Nach Auffassung des EuGH scheint eine so kurze Frist, insbe­
sondere verglichen mit der ordentlichen Frist von drei Wo­
chen, mit der Richtlinie unvereinbar zu sein. In seinem Urteil 
vom 29.10.2009, Pontin, C-63/08 (vgl. auch die Pressemit­
teilung Nr. 98/09), hat sich der Gerichtshof in Bezug auf eine 
Frist von 15 Tagen, die für eine schwangere Arbeitnehme­
rin für die Erhebung einer Klage auf Nichtigerklärung ihrer 
Kündigung gelten sollte, bereits in diesem Sinne geäußert.

In Anbetracht der Situation, in der sich eine Frau zu Beginn 
ihrer Schwangerschaft befindet, scheint diese kurze Frist 
nämlich dazu angetan, es der schwangeren Arbeitnehme­
rin sehr zu erschweren, sich sachgerecht beraten zu las­
sen und gegebenenfalls einen Antrag auf Zulassung der 
verspäteten Klage sowie die eigentliche Klage abzufassen 
und einzureichen.

Es ist jedoch Sache des Arbeitsgerichts, zu prüfen, ob dies 
tatsächlich der Fall ist.

EuGH-Vorlagefragen zur Auslegung 
der DS‑GVO bei deren Anwendung 
auf die Tätigkeit der Gerichte
LAG Niedersachsen,  
Urteil vom 18.07.2024 – 8 Sa 688/23, 
Pressemitteilung vom 18.07.2024
In einem vor dem Landesarbeitsgericht Niedersachsen an­
hängigen Fall (Aktenzeichen: 8 Sa 688/23) verlangt die 
klagende Arbeitgeberin von einer ausgeschiedenen Arbeit­

nehmerin Schadenersatz in Höhe von rund 46.000 Euro. Die 
Klägerin behauptet, die Beklagte habe unbefugt Gegen­
stände aus dem privaten Firmeneigentum an Dritte veräu­
ßert und sich am Erlös bereichert. Die Klägerin stützt ihre 
Erkenntnisse über die Veräußerungsvorgänge auf eine ohne 
Wissen und Willen der Beklagten erfolgte Einsichtnahme in 
deren privates eBay-Konto. Auf welche Weise die Klägerin die 
Kenntnis der eBay-Benutzerkennung der Beklagten und des 
zugehörigen Passworts erlangt hat, ist zwischen den Par­
teien streitig.

Die 8. Kammer des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen hat 
in dieser Rechtssache beim Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) ein Vorabentscheidungsverfahren anhängig 
gemacht. Der EuGH hat in seinen Urteilen vom 24.03.2022 – 
C-245/20 – (Autoriteit Persoonsgegevens) in Rn. 25 und vom 
02.03.2023 – C-268/21 – (Norra Stockholm Bygg AB) in Rn. 26 
deutlich gemacht, dass auch justizielle Tätigkeit, soweit dabei 
Daten verarbeitet werden, in den Geltungsbereich der Daten­
schutzgrundverordnung (DS‑GVO) fällt. Mit der ersten Vor­
lagefrage soll Klarheit darüber geschaffen werden, ob die 
Regelungen des deutschen Zivilprozessrechts bestimmt 
genug sind – d. h., die erforderliche Regelungstiefe aufwei­
sen –, um den Anforderungen der DS‑GVO zu genügen.

Des Weiteren wird der EuGH – kurz zusammengefasst – ge­
fragt, welche der Normen der DS‑GVO auf gerichtliche Da­
tenverarbeitungstätigkeit Anwendung finden und welche 
Rechtsgrundsätze hierbei von den Gerichten zu beachten 
sind. Die Beantwortung der Fragen durch den Gerichtshof 
kann über die konkrete Rechtssache hinaus in allen Fällen 
hilfreich sein, in denen die nationalen Gerichte zu beurteilen 
haben, ob und unter welchen Voraussetzungen möglicher­
weise rechtswidrig erlangte Kenntnisse und Beweismittel, 
die eine Partei in den Rechtsstreit einführt, von ihnen ver­
wertet werden können.

Das Verfahren wird vom EuGH unter dem Aktenzeichen 
C-484/24 geführt.	 ■

Dr. Michaela Felisiak, Councel bei Eversheds Sutherland/ 
Fachanwältin für Arbeitsrecht
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Videoaufzeichnungen von Besprechungen

Ein teurer Klick
Videokonferenzen sind Alltag. Auch oder gerade weil Videokonferenzen Alltag sind, 
übt eine Schaltfläche eine (fast) unwiderstehliche Faszination auf Nutzer aus:  
Start der Videoaufzeichnung.

V iele Videokonferenzsysteme 
bieten – sofern nicht vom IT-
Administrator deaktiviert – 

eine Aufzeichnung der Konferenz an. 
Diese Schaltfläche stellt die Effizienz­
frage: Wie effizient willst du sein?

Effizienz von 
Videoaufzeichnungen

Wirtschaftliche Effizienz liegt vor, 
wenn der Ressourceneinsatz für einen 
gegebenen Zweck minimal ist. Video­
konferenzen dienen unterschiedlichen 
Zwecken, wie z. B.

•	Besprechungen,
•	Vertragsschluss,
•	Vertragsverhandlungen und
•	Schulungen.

Je nach Zweck kann die Antwort auf 
die Effizienzfrage anders ausfallen. 
Dieser Beitrag konzentriert sich auf 
Besprechungen im Sinne von Abstim­
mungen zwischen verschiedenen Per­
sonen über Sachverhalte. Es soll nicht 
um Vertragsschlüsse, Vertragsver­
handlungen oder Schulungen gehen.

Die Aufzeichnung einer Besprechung, 
die als Videokonferenz stattfand, wäre 
effizient, wenn keine ressourcenscho­
nendere Alternative vorhanden ist. 
Bekannte und etablierte Alternativen 
sind Ergebnis- und Verlaufsprotokolle, 
d. h. die Effizienz einer Videoaufzeich­
nung muss sich an der Effizienz von 
Ergebnis- und Verlaufsprotokollen 
messen lassen.

Ergebnis- und Verlaufsprotokolle 
(zusammengefasst „Protokolle“ ge­
nannt) sind das Ergebnis menschlicher 
Anstrengungen. Dagegen zeich­
net die Videokonferenzsoftware die 

Besprechung automatisch auf. Die 
menschliche Anstrengung beschränkt 
sich auf einen Mausklick. In der Erstel­
lung ist die maschinelle Aufzeichnung 
der Besprechung effizient.

Die Bilanz ändert sich, wenn man die 
anschließende Verwendung von Pro­
tokollen und Aufzeichnungen in den 
Blick nimmt.

Gut gemachte Ergebnisprotokolle stel­
len eine (stark) strukturierte Ergeb­
niszusammenfassung dar. Der Leser 
kann optisch und inhaltlich schnell er­
kennen, welcher Beschluss getroffen 
wurde und wer was bis wann zu erle­
digen hat. Verlaufsprotokolle erlauben 
zusätzlich, die Diskussion nachzuvoll­
ziehen. Ergebnisprotokolle erzwingen, 
das Ergebnis zu benennen. Fehlende 
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oder vage Ergebnisse fallen schnel­
ler auf.

Videoaufnahmen enthalten neben 
dem Ergebnis auch die Diskussion, 
d. h. ihr Informationsgehalt entspricht 
mindestens dem eines Verlaufsproto­
kolls. Bei einem Verlaufsprotokoll hat 
der Protokollant die Möglichkeit, Wie­
derholungen oder nicht zum Thema 
gehörende Diskussionen auszulas­
sen oder zusammenzufassen, d. h. er 
kann das Geschehen leserfreundlich 
aufbereiten.

Um eine vergleichbare Strukturierung 
oder Reduktion auf das Wesentliche zu 
erreichen, müssten Videoaufnahmen 
in Kapitel eingeteilt (Strukturierung) 
und gekürzt (Reduktion auf das We­
sentliche) werden. Eine solche Nachbe­
reitung ist tendenziell aufwendiger als 
die Erstellung eines Protokolls.

Ein Leser kann sich den Inhalt eines 
Protokolls relativ schnell durch Über­
fliegen oder die Suche nach Begriffen 
erschließen. Eine Videoaufzeichnung 
muss man hingegen abspielen. Die 
Zeit lässt sich durch Vorspulen oder 
eine höhere Wiedergabegeschwindig­
keit verkürzen. Je weniger eine Dis­
kussion einer festen Themenstruktur 
folgt, desto weniger lassen sich durch 
punktuelles Hineinhören die rele­
vanten Informationen finden. Der 
Zeitbedarf, ein Protokoll zu lesen, ist 
geringer, als den gleichen Informati­
onsgehalt durch Ansehen einer Video­
aufzeichnung zu erhalten.

Eine Durchsuchbarkeit von Videoauf­
nahmen bedarf einer vorherigen Tran­
skription. Erfolgt die Transkription 
durch Menschen, ist der Zeitbedarf im 
Regelfall deutlich höher bei der Er­
stellung eines Ergebnisprotokolls. Bei 
einer automatischen Transkription 

muss man mit falschen Wörtern und 
unzutreffenden Aussagen rechnen. Die 
Transkription ist nicht mit dem ge­
sprochenen Text in der Aufzeichnung 
identisch.

Auf der technischen Seite sind Pro­
tokolle immer speichereffizienter als 
Videoaufzeichnungen. Grob geschätzt 
braucht eine Datei für 8.378 Zeichen 
(ca. 3,5 DIN-A4-Seiten) im Format 
„docx“ 127 KB Speicherplatz. Ein Video 
im Format „mp4“ mit einer Auflösung 
von 1.920 x 1.080 Punkten, typisch 
für Bürobildschirme, von 60 Minu­
ten Länge belegt ca. 6.877.074 KB, d. h. 
der Speicherplatzbedarf für die Auf­
zeichnung einer Stunde ist mehr als 
54.150-mal höher als der eines Ergeb­
nisprotokolls von 3,5 DIN-A4-Seiten. 
Selbst wenn man die Auflösung redu­
ziert und damit die Bildqualität ver­
schlechtert, lassen sich 60 Minuten 
Video nicht auf 127 KB Speicherplatz­
bedarf schrumpfen.

Das Anfertigen einer Besprechungs­
aufzeichnung ist effizient. Werden 
auch die spätere Nutzung und Spei­
cherung in die Betrachtung ein­
bezogen, ist eine Videoaufnahme 
weniger effizient als ein Ergebnis- 
oder Verlaufsprotokoll.

Was sagt das 
Datenschutzrecht?

Das Datenschutzrecht stellt im We­
sentlichen drei Anforderungen an eine 
rechtmäßige Verarbeitung personen­
bezogener Daten, die alle erfüllt sein 
müssen:

•	die Verarbeitung dient mindestens 
einem eindeutigen und legitimen 
Zweck,

•	alle verarbeiteten Datenarten sind 
für den verfolgten Zweck erforder­
lich und

•	eine Rechtsgrundlage erlaubt aus­
nahmsweise die Verarbeitung.

Aufzeichnungen von Besprechungen, 
sei es in Protokollform oder als Video­
aufzeichnung, dienen regelmäßig der 
Dokumentation. Ein solcher Zweck ist 
eindeutig und auch legitim.

Die zweite Anforderung, Erforder­
lichkeit für den Zweck, geht in eine 

Foto: Rawpixel.com/stock.adobe.com
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ähnliche Richtung wie die bereits be­
sprochene wirtschaftliche Effizienz. 
Die wirtschaftliche Effizienz fragt 
nach den eingesetzten Ressourcen. Im 
Datenschutzrecht ist die Eindringtiefe 
in das Persönlichkeitsrecht der betrof­
fenen Personen die zu betrachtende 
„Ressource“. Erforderlich bedeutet, 
dass für den Zweck keine Alternative 
existiert, die weniger stark in das Per­
sönlichkeitsrecht eingreift.

Bei einer Videoaufzeichnung einer Be­
sprechung werden im Unterschied zu 
einem Protokoll zusätzliche personen­
bezogene Daten verarbeitet. Zu diesen 
zählen insbesondere

•	Stimmlage,
•	Sprechgeschwindigkeit,
•	Artikulation,
•	Mimik und Gestik,
•	getragene Kleidung und
•	Aussehen.

Sofern es bei einer Besprechung nicht 
um die persönliche Wirkung der Teil­
nehmer geht, sind diese zusätzlichen 
Datenarten im Regelfall nicht erfor­
derlich. Nicht erforderliche Daten dür­
fen nicht verarbeitet werden (Art. 5 
Abs. 1 lit. c) i. V. m 25 Abs. 2 Daten­
schutz-Grundverordnung (DS‑GVO)). 
Eine Videoaufzeichnung einer Be­
sprechung ist folglich im Regelfall 
unzulässig.

Daher stellt sich die Frage nicht mehr, 
welche Rechtsgrundlage eine Video­
aufzeichnung legitimieren könnte. 
Eine Einwilligung kann nicht die Ver­
arbeitung nicht erforderlicher per­
sonenbezogener Daten legitimieren. 
Davon abgesehen sind Einwilligun­
gen von Beschäftigten im Kernbereich 
des Beschäftigungsverhältnisses, zu 
dem Besprechungen regelmäßig zäh­
len, im Ergebnis regelmäßig unzuläs­
sig. Auch bei externen Teilnehmern ist 
die Wirksamkeit einer Einwilligung 
fraglich, da diese in der Regel von 
ihrem Arbeitgeber angewiesen wer­
den, an der Besprechung teilzuneh­
men. Insofern fehlt es auch hier an der 
Freiwilligkeit.

In besonderen Fällen kann eine Vi­
deoaufzeichnung von Besprechungen 
erforderlich sein und eine Rechts­
grundlage diese erlauben. Es empfiehlt 

sich, solche Aufzeichnungen struk­
turiert in Listen mit Zweck, Teilneh­
mern, Speicherort und Löschfrist zu 
erfassen. Eine solche Liste erleichtert 
die Umsetzung der durch die Erstel­
lung ausgelösten Rechtspflichten. Auf­
zeichnungen sind ggf. im Rahmen von 
Auskunftsersuchen nach Art. 15 Abs. 3 
DS‑GVO herauszugeben. Vor einer He­
rausgabe sind bis auf die auskunfts­
beantragende Person regelmäßig alle 
übrigen Personen optisch und akus­
tisch unkenntlich zu machen. Wei­
terhin müssen die Aufzeichnungen 
gelöscht werden, wenn sie für den 
Zweck nicht mehr gebraucht wer­
den. Die Datenschutzinformation nach 
Art. 13 DS‑GVO sollte nicht vergessen 
werden.

Fazit
Videokonferenzsysteme erlauben 
eine einfach zu bedienende Auf­
zeichnung von Besprechungen. Der 
geringe Erstellungsaufwand von 
buchstäblich einem Mausklick ver­
führt. Bei näherer Betrachtung zeigt 
sich, dass Ergebnis- und Verlaufs­
protokolle wirtschaftlich effizien­
ter sind. Im Regelfall scheitert eine 
Videoaufzeichnung zudem daten­
schutzrechtlich an einer fehlenden 
Erforderlichkeit für alle verarbeiten 
Datenarten.

Ist eine Videoaufzeichnung aus­
nahmsweise datenschutzrechtlich 
zulässig, was sie nicht automatisch 
wirtschaftlich effizient macht, soll­
ten die Aufzeichnungen so verwal­
tet werden, dass sie im Rahmen von 
Auskunftsersuchen herausgegeben 
werden können und ihre fristge­
rechte Löschung sichergestellt ist.

Ein Aufzeichnungswunsch setzt die 
Teilnehmer, die keine Aufzeichnung 
von sich wünschen, unter Recht­
fertigungszwang. Vielleicht hilft die 
Antwort auf die Effizienzfrage, den 
Rechtfertigungsdruck auf denjeni­
gen zu lenken, der die Aufzeichnung 
will: „Warum willst Du unsere Zeit 
und unser Geld verschwenden?“	 ■

Dr. Niels Lepperhoff,  
Xamit Bewertungsgesellschaft mbHFo
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Wegfall des Minijob-Status

(Unerwartete) Auswirkungen 
bei Minijobs im öffentlichen 
Dienst
Für in der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) zusatzversorgungs-
pflichtig Beschäftigte zahlt der Arbeitgeber – neben dem Arbeitnehmeranteil – eine 
Umlage. Diese Zahlung führt ab einer gewissen Höhe zu einem sogenannten Hin-
zurechnungsbetrag in der Sozialversicherung, welcher auf das sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsentgelt anzurechnen ist und somit das Sozialversicherungsbrutto 
(SV-Brutto) entsprechend erhöht.

Bei der Abrechnung von gering­
fügig Beschäftigten nach § 8 
Abs. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) 

IV – sogenannten Minijobber/innen 
auf 538-Euro-Basis – ist seit Jahres­
anfang verstärkt die Auswirkung der 
Zusatzversorgungspflicht zu berück­
sichtigen, denn: Minijobber/innen sind 
grundsätzlich (seit dem 01.01.2003) in 
der Zusatzversorgung versicherungs­
pflichtig, gleichgültig in welchem Um­
fang die geringfügige Beschäftigung 
erfolgt.

Für die Arbeitgeber war die Auswir­
kung der Zusatzversorgungspflicht bei 
geringfügig entlohnten Beschäftigten 
bis Ende 2023 unerheblich, da die Um­
lagezahlung des Arbeitgebers keine 
Auswirkungen auf das SV-Brutto 
hatte. Mit der Erhöhung der Gering­
fügigkeitsgrenze von 520 Euro auf 

538 Euro zum 01.01.2024 ergibt sich 
nun ein anderes Bild. Mit dieser Er­
höhung sind dem Arbeitsentgelt nun 
Umlagen des Arbeitgebers zuzurech­
nen, die über dem monatlichen Frei­
betrag von 13,30 Euro liegen (§ 1 Abs. 1 
S. 3 Sozialversicherungsentgeltverord­
nung (SvEV)).

Die genannte und an den nach­
folgenden Beispielen erläuterte 
Problematik betrifft somit „nur“ 

Zusatzversorgungskassen, die entwe­
der ausschließlich über eine Umlage 
finanziert oder gemischt finanziert (es 
werden sowohl Beiträge als auch Um­
lagen erhoben) sind. Es wird davon 
ausgegangen, dass es sich jeweils um 
das erste Dienstverhältnis handelt.

Merke
Im Kalenderjahr 2024 führen die 
Umlagen des Arbeitgebers bei ge­
ringfügig entlohnten Beschäftig­
ten erstmalig zur Erhöhung des 
SV-Bruttos, da durch die besondere 
Berechnung des § 1 Abs. 1 Nr. 4a in 
Verbindung mit Abs. 1 Satz 4 SvEV 
der Freibetrag nach Satz 3 in Höhe 
von 13,30 Euro überschritten wird.

Hinweis
Minijobber/innen, die eine Alters­
rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung als Vollrente erhalten, 
sind nicht mehr in der Zusatzversor­
gung versicherungspflichtig.

Fo
to

: p
36

5.
de

/s
to

ck
.a

do
be

.c
om



LOHN+GEHALT Ausgabe 5/2024	 PRAXIS    79

Beispiel 1:
Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der Be­
schäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Alters­
versorgung – ATV) bzw. Tarifvertrag über die zusätzliche 
Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
– Altersvorsorge-TV-Kommunal – (ATV-K)

Entgelt 538 Euro (inkl. 1/12 der Jahressonderzahlung) VBL 
Abrechnungsverband West

Gehalt 538,00 €
ZVK-AN-Umlage (1,81 %) 9,74 €
ZVK-AG-Umlage (5,49 %) 29,54 €

Berechnung Hinzurechnungsbetrag Steuer

AG-Umlage 29,54 €
steuerfrei nach § 3 Nr. 56 EStG,  
max. 226,50 €

./. 29,54 €

pauschal versteuert § 40b EStG;  
§§ 16, 37 TV ATV max. 92,03 €

./. – €

Hinzurechnungsbetrag Steuer – €

Steuerfreie und pauschal versteuerte Umlage

steuerfrei nach § 3 Nr. 56 EStG, 
max. 226,50 €

29,54 €

pauschal versteuert § 40b EStG;  
§§16, 37 TV ATV max. 92,03 €

– €

Summe 29,54 €

Berechnung Hinzurechnungsbetrag SV I

steuerfreie und pauschal  
versteuerte Umlage

29,54 €

Grenzbetrag ./. 100,00 €
Hinzurechnungsbetrag SV I – €

Berechnung Hinzurechnungsbetrag SV II

steuerfreie und pauschal versteuerte  
Umlage

29,54 €

dividiert durch AG-Umlagesatz 5,49 % 538,07 €
x 2,5 % 13,45 €

./. 13,30 €
Hinzurechnungsbetrag SV II 0,15 €

Berechnung SV-Brutto

Gehalt 538,00 €
Hinzurechnungsbetrag Steuer – €
Hinzurechnungsbetrag SV I – €
Hinzurechnungsbetrag SV II 0,15 €
SV-Brutto: 538,15 €

Bei einem tatsächlichen Gehalt von 538 Euro liegt das sozial­
versicherungspflichtige Arbeitsentgelt für diese „gering­
fügig entlohnten Beschäftigten“ somit um 0,15 Euro über 
der Geringfügigkeitsgrenze, wodurch die Beschäftigung in 
allen Zweigen sozialversicherungspflichtig wird. Um die Ge­
ringfügigkeit beizubehalten, bleibt nur die Möglichkeit, das 
tatsächliche Gehalt für zusatzversorgungspflichtige gering­
fügige Beschäftigte auf 537,85 Euro zu senken. Dadurch 
ergibt sich dann durch den Hinzurechnungsbetrag ein SV-
Brutto von 538 Euro.

Beispiel 2:
Entgelt 537,85 Euro (inkl. 1/12 der Jahressonderzahlung)

VBL Abrechnungsverband West

Beispielberechnung VBL-West

Gehalt 537,85 €
ZVK-AN-Umlage (1,81 %) 9,74 €
ZVK-AG-Umlage (5,49 %) 29,53 €

Berechnung Hinzurechnungsbetrag Steuer

AG-Umlage 29,53 €
steuerfrei nach § 3 Nr. 56 EStG,  
max. 226,50 €)

./. 29,53 €

pauschal versteuert § 40b EStG;  
§ 16 TV ATV max. 92,03 €)

./. – €

Hinzurechnungsbetrag Steuer – €

Steuerfreie und pauschal versteuerte Umlage

steuerfrei nach § 3 Nr. 56 EStG,  
max. 226,50 €

29,53 €

pauschal versteuert § 40b EStG;  
§ 16 TV ATV max. 92,03 €

– €

Summe 29,53 €

Berechnung Hinzurechnungsbetrag SV I

steuerfreie und pauschal  
versteuerte Umlage

29,53 €

Grenzbetrag ./. 100,00 €
Hinzurechnungsbetrag SV I – €

Berechnung Hinzurechnungsbetrag SV II

steuerfreie und pauschal  
versteuerte Umlage

29,53 €

dividiert durch AG-Umlagesatz 5,49 % 537,89 €
× 2,5 % 13,45 €

./. 13,30 €
Hinzurechnungsbetrag SV II 0,15 €

Berechnung SV-Brutto

Gehalt 537,85 €
Hinzurechnungsbetrag Steuer – €
Hinzurechnungsbetrag SV I – €
Hinzurechnungsbetrag SV II 0,15 €
SV-Brutto 538,00 €

Diese Anpassung ist zwar zwingend notwendig, um den 
Status der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers als 
Minijobber/in aufrechtzuerhalten, bedeutet allerdings nicht 
nur minimale Einbußen bei den betroffenen Personen und 
Mehraufwand bei der Erläuterung der nicht für alle direkt 
verständlichen Berechnungsgrundlage, sondern hat unter 
Umständen auch Auswirkungen auf Vertragsgestaltungen. 
Sofern pauschale Gehälter in Höhe der jeweils gültigen  
Geringfügigkeitsgrenze vereinbart wurden, sind ggf.  
entsprechende Arbeitsverträge auf die neue Sachlage  
anzupassen.
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Auch für die Zukunft wird eine stetige 
Anpassung notwendig sein. Daher ist 
auch die zum 01.01.2025 anstehende 
erneute Erhöhung der Geringfügig­
keitsgrenze zu beachten.

Praxistipp
Ein Gehalt von bis zu 532 Euro wird 
vom Freibetrag abgedeckt, sodass 
darunterliegende Gehälter nicht ge­
prüft werden müssen. Ansonsten 
muss bei jeder Änderung der Gering­
fügigkeitsgrenze zukünftig erneut 
das passende tatsächliche Bruttoge­
halt errechnet werden.

Zur Vereinfachung bietet es sich an, 
mit den Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmern vorab festzuhalten, ob 
diese im Rahmen ihrer geringfügi­
gen Beschäftigung entweder eine feste 
Stundenzahl arbeiten, ein maximales 
Gehalt unter jeweiliger Berücksichti­
gung des ausschlaggebenden  
SV-Bruttos oder ein Gehalt bis zu 
532 Euro erhalten. Darauf kann 
die Gehaltsabrechnung dann 
nicht nur bei Änderungen der 

Geringfügigkeitsgrenze, sondern auch 
bei Tarifanpassungen zurückgreifen.

Besonderheiten bei  
Arbeitgeber-Umlage  
kleiner 2,5 Prozent

„Ein geldwerter Vorteil auf Basis des 
Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 SvEV kann dem Arbeitneh-
mer nur zugerechnet werden, wenn 
ihm dieser Vorteil auch tatsächlich zu 
Gute kommt. Deshalb ist in den Fäl-
len, in denen der Umlagesatz weniger 
als 2,5 % beträgt, dem Arbeitsent-
gelt nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV nur ein 
Vomhundertsatz des zusatzversor-
gungspflichtigen Arbeitsentgelts hinzu-
zurechnen, der der Höhe nach dem vom 
Arbeitgeber zu tragenden Umlagesatz 
entspricht.

Der hiernach ermittelte Hinzurech-
nungsbetrag vermindert sich gemäß  
§ 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV zweiter Halbsatz 
monatlich um 13,30 EUR“ (Rundschrei­
ben v. 21.11.2018, Beitragsrechtliche 
Beurteilung von Beiträgen und Zu­
wendungen zum Aufbau betrieblicher 
Altersversorgung, S. 49/50).

Beispiel 3:

Entgelt 538 Euro  
(inkl. 1/12 der Jahressonderzahlung)

Angenommener Umlagesatz  
des Arbeitgebers: 2 Prozent  
(in Euro = 10,76 Euro)

Ermittlung des beitragspflichtigen 
Hinzurechnungsbetrags nach § 1 
Abs. 1 Satz 3 SvEV:

(10,76 Euro : 2 Prozent =)  
538 EUR × 2 Prozent  
(da < 2,5 Prozent) = 10,76 Euro

Ergebnis: Der Freibetrag in Höhe von 
13,30 Euro wird nicht überschritten. 
Es handelt sich auch im Jahr 2024 
um eine geringfügig entlohnte Be­
schäftigung.	 ■

Frank Müller, Betriebswirt (VWA),  
Beratung/Training Entgeltabrechnung, 
http://www.frag-den-mueller.de
Arne Glüsen, Leitung der Payroll 
Landkreis Hameln-Pyrmont
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Experten 
antworten

Wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Kosten für Fachzeitschriften erstattet, gehört dieser Ersatz auch dann 
zum steuerpflichtigen Arbeitslohn, wenn die Zeitschriften als Arbeitsmittel des Arbeitnehmers dienen. Denn ein Wer­
bungskostenersatz durch den Arbeitgeber ist – ohne ausdrückliche gesetzliche Steuerbefreiungsvorschrift – steuer- und 
beitragspflichtig.

Zwar muss der Arbeitnehmer den Ersatz des Arbeitgebers versteuern, er kann jedoch seine Ausgaben für Fachzeitschrif­
ten in derselben Höhe als Werbungskosten geltend machen. Eine Verrechnung von Arbeitslohn und Werbungskosten ist im 
Lohnsteuerabzugsverfahren durch den Arbeitgeber nicht erlaubt.

Erhält ein Arbeitnehmer, der bei einem Zeitungsverlag beschäftigt ist, unentgeltlich oder verbilligt Zeitschriften, ist dieser 
geldwerte Vorteil grundsätzlich steuerpflichtig. Es handelt sich nicht um eine steuerfreie Annehmlichkeit.

Der geldwerte Vorteil ist jedoch unter Anwendung des Rabattfreibetrags steuer- und beitragsfrei (1.080 Euro Rabattfreibe­
trag zuzüglich vier Prozent Abschlag vom Endpreis). Sollte der Rabattfreibetrag von 1.080 Euro nicht anwendbar sein, weil 
der Vorteil nicht vom Arbeitgeber selbst, sondern von einem verbundenen Unternehmen (Konzerngesellschaft) gewährt 
wird, bleibt der geldwerte Vorteil nur dann steuer- und beitragsfrei, wenn die Freigrenze von 50 Euro monatlich nicht über­
schritten wird und diese Freigrenze auch durch andere Sachbezüge noch nicht ausgeschöpft wurde.

Unentgeltliche Bereitstellung von Zeitschriften
Wir sind ein Zeitungsverlag und wollen unseren Arbeitnehmern im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses unentgeltlich Zeit­
schriften zur Verfügung stellen. Diese Publikationen werden sowohl von uns selbst herausgegeben als auch von anderen 
Verlagen bezogen.
Unsere Arbeitnehmer sollen diese Publikationen sowohl privat als auch beruflich nutzen können. Beruflich dienen die 
Zeitschriften zur Informationsbeschaffung und zur Unterstützung bei den täglichen Aufgaben im Verlag, insbesondere zur 
Marktbeobachtung, zur Kenntnisnahme von Trends und Entwicklungen in der Branche sowie zur Verbesserung der eige­
nen journalistischen und redaktionellen Arbeit. Wir sehen diese Bereitstellung der Publikationen als betriebsnotwendige 
Maßnahme zur Förderung der Arbeitsleistung und der beruflichen Weiterentwicklung des Arbeitnehmers.
Liegt in der unentgeltlichen Bereitstellung ein geldwerter Vorteil vor, der als Arbeitslohn zu versteuern ist?

82    PRAXIS� LOHN+GEHALT Ausgabe 5/2024



Illustration: VectorMine /stock.adobe.com

Janette Rosenberg,� 
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Wenn der Arbeitgeber die Kosten für die 
Outplacement-Beratung übernimmt, han­
delt es sich um Arbeitslohn. Dies liegt 
daran, dass die Beratung überwiegend im 
Interesse des Arbeitnehmers und dessen 
zukünftiger beruflicher Entwicklung er­
folgt und nicht primär im eigenbetrieb­
lichen Interesse des Arbeitgebers, der 
hauptsächlich an einer sozialverträglichen 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses inte­
ressiert ist.

Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers nach § 82 Abs. 1 und 2 Sozialgesetzbuch (SGB) III sowie Maßnahmen zur Ver­
besserung der Beschäftigungsfähigkeit des Arbeitnehmers sind steuer- und sozialversicherungsfrei (§ 3 Nr. 19 Einkom­
mensteuergesetz (EstG)). Dies umfasst auch Beratungsleistungen zur beruflichen Neuorientierung bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses, einschließlich Outplacement- und Newplacement-Beratung. Die Steuerfreistellung erstreckt sich auf 
sämtliche Teilleistungen der Outplacement-Beratung wie Perspektivberatung, steuer- und sozialversicherungsrechtliche 
Beratung, Marktvorbereitung und Vermarktung/Neuplatzierung. Diese Leistungen sind separat zu beurteilen und können 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten als Arbeitslohn zufließen. Die Bereitstellung eines Headhunters zur Jobsuche für Füh­
rungskräfte ist ebenfalls steuerfrei.

Aufgrund der Steuerfreiheit der Beratungsleistungen ist ein Werbungskostenabzug der geldwerten Vorteile beim Arbeit­
nehmer ausgeschlossen. Die Steuerfreiheit kommt allerdings nicht zur Anwendung, wenn die Leistungen überwiegend Be­
lohnungscharakter haben.

Arbeitslohn liegt nicht vor, wenn das Beratungsunternehmen aufgrund eines pauschal für alle Arbeitnehmer geltenden 
Vertrags tätig wird und der individuelle Beratungsaufwand nicht zugeordnet werden kann (R 19.3 Abs. 2 Nr. 5 Lohnsteuer-
Richtlinien (LStR)). Auch bei Trainings- und Qualifikationsmaßnahmen nach SGB III, die im Zusammenhang mit Auflösungs­
vereinbarungen vom Arbeitgeber oder einer Beschäftigungsgesellschaft erbracht werden, liegt kein Arbeitslohn vor (R 19.7 
Abs. 2 Satz 5 LStR).

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass der Arbeitgeber die von einem Outplacement-Unternehmen in Rech­
nung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen kann (BFH-Urteil vom 30.06.2022, BStBl. 2023 II S. 45). Dies gilt, wenn 
das Interesse des Arbeitgebers am Personalabbau überwiegt, insbesondere bei unbefristet und unkündbar beschäftigten 
Arbeitnehmern. In solchen Fällen besteht kein eigenständiger Wunsch der Arbeitnehmer nach einem Arbeitgeberwechsel, 
sondern es handelt sich um ein unternehmerisches Ziel des Arbeitgebers.

Da das eigenbetriebliche Interesse des Arbeitgebers umsatzsteuerlich und lohnsteuerlich einheitlich ausgelegt wird, liegt 
in solchen Fällen kein geldwerter Vorteil vor, für den die Steuerbefreiungsvorschrift für Outplacement-Beratungsleistungen 
anzuwenden wäre.

Outplacement-Beratung
Wir befinden uns derzeit in einer Umstrukturierungsphase, die leider auch den Abbau von Arbeitsplätzen mit sich bringt. 
Um diesen Prozess für die betroffenen Mitarbeiter so reibungslos und unterstützend wie möglich zu gestalten, möchten 
wir eine professionelle Outplacement-Beratung in Anspruch nehmen. Wie verhält es sich mit dem Zufluss zum Arbeits­
lohn im Rahmen von Outplacement-Leistungen? Welche Outplacement-Leistungen sind nicht steuerpflichtig, und gibt es 
spezielle Regelungen, die wir beachten sollten?
Können wir als Arbeitgeber Vorsteuerabzug für die Kosten der Outplacement-Beratung geltend machen?

Definition
Eine Outplacement-Beratung unterstützt Arbeitnehmer bei der beruf­
lichen Neuorientierung nach einer Entlassung. Arbeitgeber beauftragen 
spezialisierte Unternehmen, um ausscheidende Mitarbeiter durch indivi­
duelle Betreuung, fachliche Beratung und organisatorische Hilfe bei der 
Jobsuche zu unterstützen. Ziel ist es, den Übergang zu einem neuen Ar­
beitsplatz für die betroffenen Mitarbeiter möglichst reibungslos und er­
folgreich zu gestalten.



Gesundheit – Interview

Daily Detox?
Wenn es um Digital Detox geht, reden wir da von „Wellness im (Arbeits-)Alltag“ oder 
gibt es wirtschaftliche Gründe dafür?

Der Bitkom hat ermittelt, dass 
bereits vier von zehn Perso­
nen 2024 privat eine digitale 

Auszeit nehmen wollten – im Schnitt 
etwa eine Woche. Kann so etwas auch 
inmitten unserer digitalisierten Ar­
beitswelt eine realisierbare Chance 
für mehr Gesundheit bieten und zu­
sätzlich sogar zur Steigerung der Pro­
duktivität eingesetzt werden? Ist es 
vielleicht sogar unbedingt an der Zeit, 
innerhalb der Arbeit „einfach mal ab­
zuschalten“? Vielleicht sogar regel­
mäßig?

Wörtlich übersetzt bedeutet Digital 
Detox „digitale Entgiftung“, d. h. eine 
extra eingeräumte Auszeit von digi­
talen Medien, um zu einer bewussten 
Nutzung von Smartphone, Laptop und 
Co. zu gelangen. Weil es sich hier mitt­
lerweile bereits um einen Trend han­
delt, gibt es sogar eigens Camps und 
Trainings, um mittels „Bildschirm­
entzug“ zu Entschleunigung und Ent­
spannung zu kommen. Ziel ist es dabei 
im Grunde nicht, auf Dauer völlig zu 
verzichten, sondern (wieder) zu einer 
bewussten Nutzung in einem ver­
nünftigen Maß zu kommen.

In die „Digital Natives“ wurden wirt­
schaftlich gesehen große Hoffnungen 
gesetzt, als hätten die jüngeren Ge­
nerationen mit dem Technikkonsum 
auch all das Wissen drumherum wie 
mit der Muttermilch aufgesaugt. Tat­
sächlich warnen aber Studien bereits 
davor, dass übermäßige Bildschirm­
zeit – insbesondere bei Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen – einen 
Störfaktor für den Schlaf und die psy­
chische Gesundheit darstellen kann. 
Langfristig kann ein solches Dauer­
verhalten sogar zu demenzähnlichen 
Symptomen führen und unter ande­
rem die Konzentrationsfähigkeit und 
das Gedächtnis deutlich beeinträch­

tigen. Gerade die nachrückenden Ar­
beitskräfte, auf die besonders stark 
gebaut werden soll, sind also gleich­
zeitig stark gefährdet. Das sollte zu 
denken geben. Was es zu beachten gilt 
und wie wir eine digitale Entgiftung 
machen können, diese Fragen beant­
wortet Sandra Einhoff, Expertin für 
Work-LEICHT-Balance.

Karrierekiller oder  
Quality Time?

Wer sein Handy schon einmal für Tage 
komplett abschaltet, hat die „FOMO“ 
vielleicht bereits als eine Art Entzugser-
scheinung erlebt. Die sogenannte „Fear 
of missing out“ bezeichnet die Angst 
davor, etwas zu verpassen. Wer fürch-
tet, dass Digital Detox zur Karriere-
bremse wird, braucht eine Lösung, die 
ihm dabei unbedingt Sicherheit gibt. 
Sonst wird es nichts mit dem „Abschal-
ten“. Kann es hier schon reichen, ein 
zweites Handy zu bemühen, um nicht 
ständig erreichbar zu sein: also ein 
Handy für die Arbeit und eines für das 
Privatleben? Oder ist auch hier die so-
genannte „Qualitäts- bzw. Auszeit“ eher 
die bessere und nachhaltigere Variante?

Die Entscheidung zwischen der Nut­
zung eines zweiten Handys und der 
vollständigen digitalen Auszeit hängt 
von den persönlichen Bedürfnissen 
und den beruflichen Anforderungen 
ab. Wer zwei Handys nutzt, hat den 
Vorteil, im beruflichen Kontext er­
reichbar zu sein, während man gleich­
zeitig im privaten Bereich abschalten 
kann – und umgekehrt. Die klare 
Trennung kann helfen, sich mental 
auf die jeweilige Rolle zu konzentrie­
ren. Ein echtes und nachhaltiges Di­
gital Detox erfordert jedoch mehr als 
nur „organisatorische Maßnahmen“. 

Letzten Endes geht es nicht nur um die 
physische Trennung der Geräte, son­
dern um die Qualität der Auszeiten. 
Egal, ob wir nun ein oder zwei Handys 
nutzen: Wir sollten uns eine achtsame 
Haltung zur Handynutzung zu eigen 
machen und uns nicht von unseren 
digitalen Geräten beherrschen lassen. 
Es ist wichtig, persönliche Grenzen zu 
definieren und diese konsequent ein­
zuhalten.

Tool Time?

Hilft da sogar „noch ein wenig mehr 
Technik“ gegen „zu viel Technik“? 
„Es gibt für alles eine App“, sagen die 
einen – „Nur echter Verzicht führt zum 
Erfolg!“, die anderen. Wie gelingt am 
besten der Einstieg in den „Geräte-Ent-
zug“? Kann ich sicherstellen, dass diese 
Auszeiten und Freiräume tatsäch-
lich etwas zur besseren Produktivität 
beitragen? Wie sorge ich letztend-
lich dafür, dass ich mich während des 

Sandra Einhoff  
(Expertin für Work-LEICHT-Balance)
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„Digitalfastens“ nicht auf Dauer ge-
nauso irgendwo verliere und nicht nur 
„anderweitig rumbummle“? Wie und 
woran zeigen sich die echten „Erfolge“?

Tools, die uns dabei unterstützen, un­
sere Bildschirmzeit zu reduzieren, 
können hilfreich sein, um ein Be­
wusstsein für das eigene Nutzungs­
verhalten zu schaffen. Wem der 
Umstieg auf das Digitalfasten von 
heute auf morgen zu schwer fällt, 
kann die Nutzung pro Tag limitieren. 
So könnte man sich vornehmen, die 
Nutzung des Handys, von Social Media 
und Co. auf eine Stunde am Tag zu be­
grenzen.

Ich denke, ein „echter Erfolg“ besteht 
darin, uns bewusst für oder gegen die 
Handynutzung zu entscheiden – und 
das jeden Tag, jeden Moment neu. Der 
tatsächliche Erfolg bedeutet, unser 
Handy nicht zu brauchen, nicht abhän­
gig davon zu sein. Nicht mehr nervös 
in unsere Taschen zu greifen, sobald 
wir in einer Supermarktschlange an­
stehen oder im Warteraum einer 
Arztpraxis sitzen. Wir dürfen wieder 
lernen, das Nichtstun, den „luftleeren 
Raum“, der sich ohne Handy plötzlich 
ergibt, auszuhalten. Wer weniger han­
dyorientiert ist, wird auch bemerken, 

dass sich die Qualität der sozialen In­
teraktionen verbessert. Statt ständig 
mit einem Auge auf das aufblinkende 
Handydisplay zu schauen, werden wir 
präsenter und aufmerksamer. Und 
selbst wenn Sie den Unterschied zu­
nächst nicht wahrnehmen sollten: Ihr 
Gesprächspartner bemerkt es ganz 
sicher! Denn jeder von uns spürt es, 
wenn unser Gegenüber uns nicht auf­
merksam zuhört.

Um seine neuen Gewohnheiten zu 
festigen und zu beobachten, kann ein 
eigens dafür angelegtes Tagebuch 
wahre Wunder wirken. So können wir 
unsere Erfahrungen und Fortschritte 
dokumentieren und Erfolge sichtbar 
machen. Wie alles im Leben ist auch 
hier die richtige Balance entscheidend. 
Das Ziel sollte sein, ein gesundes digi­
tales Gleichgewicht zu finden – also 
eine Kombination aus bewusstem Ver­
zicht und gezielter Nutzung techni­
scher Hilfsmittel.

Wie sag ich es meinem Chef?

Wer „Office-Arbeit“ verrichtet, kann 
wohl kaum einfach seinen PC ausschal-
ten und dem Chef mitteilen, dass er von 
nun an auf die digitale Reizüberflu-
tung verzichten möchte. Dennoch ist es 
nicht nur möglich, sondern sicherlich 

auch mal nötig – auch wenn man über-
wiegend internet- und computerbasiert  
arbeitet –, im Job die Digitalzeit zu re-
duzieren. Warum und wie sollten Vor-
gesetzte sogar dabei mitwirken, dass 
ich hier meinen gewünschten und be-
nötigten Abstand bekomme?

Es ist allgemein bekannt, dass jeder 
Mensch Phasen der Ruhe und des 
„Leerlaufs“ benötigt, um kreativ und 
innovativ zu sein. Offline-Zeit hilft, 
den Kopf freizubekommen und neue 
Perspektiven einzunehmen. Allen Mit­
arbeitenden sollte besser ein bewuss­
ter Zeitraum zur Verfügung gestellt 
werden, in dem sie sich von digitalen 
Ablenkungen befreien können, selbst 
wenn das – je nach Tätigkeitsfeld – 
pro Tag mit vielleicht nur einer Stunde 
umsetzbar ist.

Stellen Sie sich vor, Sie arbeiten in 
einem Büro, das so überladen und 
vollgestopft ist, dass Sie kaum Ihren 
Schreibtisch sehen können. Genauso 
kann unser Geist durch die ständige 
digitale Reizüberflutung überlastet 
werden.

Im Idealfall gelingt es einem Unter­
nehmen, eine Kultur der Achtsamkeit 
zu fördern und den Mitarbeitenden 
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glaubhaft zu vermitteln, dass ihnen 
eine achtsame Arbeitsweise und deren 
(digitales) Wohlbefinden wichtig sind. 
Gerade Führungskräfte sollten mit 
gutem Beispiel vorangehen, ihre eige­
nen digitalen Gewohnheiten reflek­
tieren und anpassen. Damit setzen sie 
ein Signal und inspirieren ihre Teams, 
ebenfalls achtsamer mit ihrer digita­
len Zeit umzugehen. Ein großer Schritt 
ist bereits getan, wenn man für die 
Folgen und Risiken übermäßiger Bild­
schirmzeit sensibilisiert. Digital Detox 
sollte im Übrigen keine Einmalaktion 
darstellen, sondern einen fortlaufen­
den Prozess darstellen.

Am Ende Eigenanteil?

Die aktuellen politischen Diskussionen 
spiegeln sicher die unbestrittene Not-
wendigkeit wider, Arbeitsleben und 
Freizeit in einem gesunden Maße in 
Einklang zu bringen. Während allerorts 
Gesetze und Richtlinien überarbeitet 
werden, um die Arbeitsbedingungen zu 
verbessern, sollte auch das Bewusstsein 
für die Eigenverantwortung nicht zu 
kurz kommen. Wer seinen Arbeitgeber 
in die „Pflicht“ nehmen will, sollte sich 

aber auch ehrlich eingestehen, wie oft 
er auf der Arbeit regelmäßig auf sein 
(Privat-)Handy schaut. Die eigene Un-
zufriedenheit und Überlastung sind die 
eine Seite. Wo sollten wir in Bezug auf 
Digital Detox am ehrlichsten uns selbst 
gegenüber sein und wo liegt die Verant-
wortung für uns selbst?

Hand aufs Herz: Wie oft lassen wir 
uns von digitalen Ablenkungen ver­
führen, anstatt fokussiert zu bleiben? 
Die eigene Überlastung und der Stress 
hängen häufig mit unserem Um­
gang mit der Technologie zusammen. 
Hier braucht es eine gewisse Selbst­
beobachtung. Es erfordert Ehrlichkeit 
und Selbstreflexion, um die eigenen 
(schlechten) Gewohnheiten zu erken­
nen und zu ändern. Wir kommen nicht 
drum herum, unseren eigenen  
Handykonsum kritisch zu hinter­
fragen und die Gründe für unsere 
übermäßige Handynutzung zu erken­
nen – sei es Langeweile, Prokrastina­
tion oder der Wunsch nach Ablenkung. 
Wenn wir die Ursache dafür kennen, 
fällt es uns leichter, Veränderungen 
anzustoßen. Jeder von uns hat die Ver­

antwortung, für sein eigenes Wohl­
befinden zu sorgen, was in diesem 
Kontext bedeutet, aktiv Maßnahmen 
zu ergreifen, um eine gesunde Balance 
zwischen Online- und Offline-Zeit zu 
finden.

Ein Tipp von mir: Eignen Sie sich ein 
paar „Verhaltensregeln“ an. Eine mei­
ner Regeln dazu ist, mein Handy mor­
gens nicht vor 8 Uhr und abends nicht 
mehr nach 18 Uhr zu nutzen. Eine wei­
tere „Regel“ könnte sein, das Handy 
bei der Arbeit aus dem Sichtfeld zu 
entfernen. Ganz nach dem Prinzip: aus 
den Augen, aus dem Sinn. Bei mir liegt 
es meistens in der Schublade.

Einfach wieder auf analog?

Ist es inzwischen nicht ebenso zu einem 
großen Teil zur Gewohnheit geworden, 
tatsächlich fast alle Büro-Aufgaben am 
PC zu erledigen? Wenn man wieder Al-
ternativen sucht, funktioniert doch ei-
niges (zumindest am Anfang) vielleicht 
sogar auf Papier. Ständiger Stromver-
brauch kostet auch Umweltressourcen, 
da lohnt sich vielleicht auch mal eine 
Abwägung, was gerade Vorrang hat. 
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Denn manches kann man zumindest 
analog beginnen: Textentwürfe, Ideen-
skizzen, Mind Maps, To-do-Listen etc. 
funktionieren schließlich immer noch 
auf Papier. Der nette „Nebeneffekt“ 
wäre doch: Man arbeitet anders fokus-
siert! Wie gelangt man zu seiner indivi-
duellen „Digital-Detox-Toolbox“?

Eines wissen wir alle: Digitale Geräte 
sind ein Magnet für Ablenkungen – 
von ständigen Benachrichtigungen 
bis hin zu Multitasking. Um Inhalte zu 
verinnerlichen oder sich intensiv mit 
einem Thema zu beschäftigen, hilft es 
enorm, analog auf Papier zu schrei­
ben. Das liegt daran, dass der Prozess 
des Schreibens per Hand deutlich län­
ger dauert. Das führt unweigerlich 
dazu, dass wir uns länger und intensi­
ver mit der Materie beschäftigen. Ich 
weiß noch, wie unsere Grundschulleh­
rerin immer sagte: „durch den Stift in 
den Kopf“.

Ich würde dazu raten, herauszufinden, 
welche Aufgaben sich für analoge und 
welche sich für digitale Formate an­
bieten. Gerade kreative und komplexe 

Aufgaben profitieren von der Klarheit 
und Einfachheit eines Papierformats.

In Sachen „Digital-Detox-Toolbox“ 
habe ich für mich seit langem ein 

gutes System etabliert. Wenn ich aus 
Gewohnheit ziellos nach meinem 
Handy greife, mache ich Folgendes, 
noch bevor ich das Handy-Display be­
rühre: Ich atme einmal ganz bewusst 
ein und aus. Dadurch bin ich ganz im 
Hier und Jetzt und unterbreche mei­
nen Autopiloten – der für meinen Ge­
schmack sowieso viel zu häufig das 
Ruder in der Hand hält. Diese Gedan­
kenpause nutze ich, um mir die Frage 
zu stellen: Willst du jetzt wirklich wie­
der dein Handy zur Hand nehmen? 
Klar, das funktioniert auch bei mir 
nicht immer. Doch diese Routine gibt 
mir Kontrolle über meine Handynut­
zung.

Was ich außerdem rigoros für alle 
Funktionen und Apps in meinem 
Handy eingestellt habe: sämtliche Be­
nachrichtigungen zu deaktivieren. Ich 
bekomme weder eine E-Mail-Benach­
richtigung noch eine WhatsApp-Mit­
teilung. Bei mir „fliegt nichts rein“. Ich 
muss, um mir gewisse Infos zu holen, 
aktiv in die jeweilige App hineinge­
hen. Das ist ein wahrer Gamechanger! 
So vermeide ich unnötige Unterbre­
chungen und Ablenkungen.

Vielen Dank für das Gespräch!	 ■

Dr. Silvija Franjic,  
Jobcoach und Redakteurin
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10-Punkte-CHECKBOX FÜR DAILY DETOX
von Dr. Silvija Franjic

	 1.	Nutzungshäufigkeit erfassen und 
regulieren

	 2.	Nachrichten oder Aufgaben priori-
sieren

	 3.	Rolle der digitalen Einsatzmittel re-
flektieren

	 4.	Situationen nach echten digitalen 
Mehrwerten hinterfragen

	 5.	Reduzierung der Erreichbarkeit 
planbar machen

	 6.	Reaktionszeiten und Bearbeitungs-
plan anpassen

	 7.	Plätze für die „digitalfreie Zone“ de-
finieren

	 8.	 Informations- und Nachrichtenflu-
ten bewerkstelligen lernen

	 9.	Genuss der digitalen Auszeit trai-
nieren 

	10.	Umgebung in das geänderte Nut-
zungsverhalten mit einbeziehen
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Netzwerk für HR-Qualitätsmanagement und Prozesse

Fehlerkultur als Teil der 
Unternehmenskultur
Die Fehlerkultur ist ein theoretisches Konzept aus den Sozial- und Wirtschafts
wissenschaften. Sie beschreibt den Umgang mit Fehlern innerhalb von Gesellschaf-
ten, Gruppen oder Organisationen. Ebenso, wie mit den Fehlerrisiken und den sich 
daraus ergebenden Konsequenzen von Fehlentscheidungen umgegangen wird.

Für jedes Unternehmen sollte 
die Fehlerkultur einen hohen 
Stellenwert haben. Folgende 

Sätze hat sicher jeder schon mal ge­
hört: „Jeder, der arbeitet, macht auch 
Fehler.“ Oder: „Wo gehobelt wird, fal­
len Späne.“ Fehler kommen einfach 
vor. Dort, wo Menschen sind, passie­
ren Fehler. Daran haben auch die bes­
ten Computersysteme und künstliche 
Intelligenz (noch) nichts ändern kön­
nen. Zwar sind in bestimmten Berei­
chen die Fehler weniger geworden, 
das Grundproblem hinter Fehlern 
bleibt aber das gleiche: der Mensch. 
Die Frage, die sich jede/r Verantwort­
liche in einem Unternehmen/in einer 
Organisation stellen muss, ist der Um­
gang mit Fehlern.

Wenn Mitarbeitende bereits bei klei­
nen Fehlern mit arbeitsrechtlichen 
Konsequenzen rechnen müssen, wer­
den sie kaum Fehler eingestehen bzw. 
alles tun, um Fehler zu vertuschen. 
Dies wiederum führt unter Umstän­
den dazu, dass seitens der Unterneh­
mensleitung zusätzliche Kontrollen 

in die Prozesse eingezogen werden. 
In der Folge führen weitere zusätzli­
che Kontrollen zu weiteren Verunsi­
cherungen bzw. zu einer Demotivation 
bei den Mitarbeitenden. Wer lässt sich 
schon gern kontrollieren? Eine feh­
lende offene Fehlerkultur schädigt ein 
Unternehmen daher in mehrfacher 
Weise.

In manchen Branchen können Feh­
ler Menschenleben kosten, zum Bei­
spiel in der Flugzeugindustrie. Wer 
hier vergisst, eine Schraube anzuzie­
hen, kann eine Katastrophe auslösen. 
Trotz mehrfach abgesicherter Sys­
teme kommt es doch immer wieder 
zu Unfällen. Als Ursache wird oftmals 
„menschliches Versagen“ angegeben.

Eine offene Fehlerkultur dagegen 
setzt zunächst Vertrauen seitens des 
Mitarbeitenden gegenüber der Füh­
rungskraft voraus. Vertrauen dar­
auf, im Falle eines Fehlers nicht gleich 
mit arbeitsrechtlichen Konsequen­
zen rechnen zu müssen. Es muss im 
Unternehmen sogenannte „Erlauber“ 

geben. Es ist „erlaubt“, auch Fehler zu 
machen.

Info
Das Thema „Fehlerkultur“ wird auch 
in der nächsten Veranstaltung des 
Netzwerks für HR-Qualitätsmanage-
ment & Prozesse (vorher ARGE IKS) 
am 06. und 07.11.2024 behandelt.

Bei einer positiven Fehlerkultur wer­
den Fehler akzeptiert. Daraus ergeben 
sich eine erhöhte Achtsamkeit und ein 
neues Fehlermanagement. Wenn ein 
Unternehmen bzw. eine Organisation 
offen mit Fehlern umgeht, bringt dies 
auch Chancen mit sich. Beispielsweise 
lässt sich bei einem prozessualen Feh­
ler die Fehlerquelle reduzieren bzw. 
im besten Fall eliminieren. Im Ideal­
fall lernt die gesamte Organisation aus 
dem Fehler eines Einzelnen.	 ■

Maik Gross
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competence center

Jetzt anmelden:  
www.datakontext.com/alga-Regionaltagungen

alga-Regionaltagungen
Der Jahreswechsel 2024/2025 in der Entgelt­
abrechnung und Personalbetreuung

04.–05. November 2024 | Köln
27.–28. November 2024 | Online

 ✓ Gesetzesänderungen 
 ✓ Best Practice 
✓ Erfahrungsaustausch 
 ✓ Netzwerkbildung 
 ✓ BMF­Schreiben 

Schwerpunkte: Online-Tagung  
neu definiert: 

Interaktive Live-
Übertragung aus  
dem TV-Studio



Payroll-Tools, Module, Add-ons,        

Name/ 
Hersteller des  

Software- 
Produkts

Art des  
Software-
Produkts

Kurzbeschreibung
im  

Einsatz  
seit

Referenzkunden

Im
pl

em
en

tie
ru

ng
sa

uf
w

an
d

Sc
hu

lu
ng

sa
uf

w
an

d

Anzahl 
Kunden

Anzahl 
Nutzer

 
 
 

Agenda Informationssysteme                                Agenda           17.000     40.000       1984                App,              Agenda Lohn- und Gehalts-                                                 0,5                        2                                                  
GmbH & Co. KG                                                             Lohn- und                                                                Komponente,     abrechnung umfasst neben der                                        Tage                  Tage 
Oberaustraße 14                                                             Gehalts-                                                                         Modul,            Entgeltabrechnung für Arbeitnehmer                                  
83026 Rosenheim                                                      abrechnung/                                                                   Solution,          ein integriertes Melde- und                                                     
Tel.: 0 80 31/25 61-4 20                                                  Agenda                                                                          Privat-            Bescheinigungswesen, Tarif-                                                                               
E-Mail: sales@agenda-software.de                  Informations-                                                                wirtschaft        vertragsverwaltung sowie ein                                                 
www.agenda-personalwesen.de                            systeme                                                                                                   kostenloses Cloud-Portal.                                                          
                                                                                                                                

 
 
 

Bremer Rechenzentrum GmbH                             BRZ-HR/          > 1.000       über         2003       App, Solution,     PAISY-Entgeltabrechnung im Teil-                                   1–x                      1–x                              gern auf Anfrage 
Universitätsallee 5                                                           Bremer                             180.000                             Privat-            und Full-Service mit dem Personal-                                 Tage                  Tage 
28359 Bremen                                                                 Rechen-                             PAISY-                           wirtschaft,        management-System BRZ-HR auf                                         
Tel.: 04 21/2 01 52-0                                                       zentrum                            Abrech-                         öffentlicher       Basis Web-/SQL via Internet (Cloud)  
E-Mail: vertrieb@brz.ag                                                                                           nungen                              Dienst                                                                                                                                                    
www.brz.ag                                                                                                                      pro                                          
                                                                                                                                           Monat             
                                                                                                                                

 
 
 

Centric                                                                         Centric Audit &     > 600       unab-        2000       Add-on, Tool,      Mit den Centric Tools für SAP HXM und                      0,5 Tage                2–3                          Evonik Industries AG,  
Herr Steven Wernike                                                 Compliances                        hängig       (PLK)              Privat-            SAP SuccessFactors zum Aufbau eines                                                        Tage                                   Adidas AG,  
Schürmannstraße 22a                                                     Tools/                                                                       wirtschaft,        Internen Kontrollsystems (IKS) digitalisieren                                                                            BSH Hausgeräte GmbH  
45136 Essen                                                                        Centric                                                                     öffentlicher       unsere Kunden zeitintensive Verwaltungs-                                                                                                 u.a. 
Tel.: 02 01/7 47 69-0                                                    IT Solutions                                                                      Dienst            und Prüfroutinen revisionssicher und effizient.                                                                                              
E-Mail: steven.wernike@centric.eu                          GmbH                                                                                                                                                                                                                                                                                              
www.centric.eu/de                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    
 

 
 
 

eurodata AG                                                                    edlohn/           > 1.500    510.000     2005            Solution,          Online-Lohn- und Gehaltsabrechnung                            3–4                 gering:                        ETL Steuerberater,  
Herr Robert Reiter                                                      eurodata AG                         edlohn                              Privat-            mit Modulen zur digitalen Zusammen-                          Tage                Online-                       weitere auf Anfrage 
Großblittersdorfer Straße 257–259                                                                       Abrech-                          wirtschaft        arbeit; ITSG-zertifiziert; elektronische                                                       Schu- 
66119 Saarbrücken                                                                                                      nungen/                                                      Datenübertragung; Baulohn möglich;                                                      lungen 
Tel.: 06 81/88 08-0                                                                                                       Monat                                                        mehr als 50 automatische Verfahren; 
E-Mail: edlohn-support@eurodata.de                                                                                                                                      erweiterbar bis zur HR-Komplettlösung 
www.edlohn.de                                                                       
                                                                                                                                

 
 
 

Peras GmbH                                                                      SAP HCM,         > 2.000          >             1980              Modul,           Peras ermöglicht Ihnen ein flexibles                                 1–x                      1–x                              gern auf Anfrage 
Herr Clemens Hennige                                                  LogaHR/                           200.000                          Template,         Outsourcing Ihres Abrechnungssystems.                       Tage                  Tage 
Dieselstraße 5                                                                  SAP, P&I                                                                         Privat-            Bei unserem modularen Leistungs- 
76227 Karlsruhe                                                                                                                                                     wirtschaft,        angebot können Sie selbst entscheiden, 
Tel.: 07 21/62 73 78-7 00                                                                                                                                     öffentlicher       welche Aufgaben Sie an uns delegieren. 
E-Mail: vertrieb@peras.de                                                                                                                                    Dienst            Wir beraten Sie gern. 
https://peras.de                                                                                                                                                                                  
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     Templates, Solutions
Welche Rubriken deckt Ihre Lösung ab? Bitte ordnen Sie Ihre Lösung folgenden Kompetenzen zu
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SonstigeKompatibel mit folgenden 
Standard-Softwaresystemen

 
 
 
                          DATEV                            ✔         ✔     ✔     ✔     ✔                                 ✔                    ✔          ✔  ✔                ✔     ✔ ✔              ✔ ✔     ✔                           
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                             
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                            
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                             
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                            
                                                                       
                                                                       
 

 
 
 
                           PAISY,                            ✔         ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔     PAISY Teil-/Full-Service auf      ✔ ✔ ✔ ✔  ✔  ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔     ✔ ✔ ✔ ✔ ✔         (Rück-)Meldedialog, 
                       Persis SQL,                                                                                                                   Basis Web/SQL via Internet                                                                                                                                                                 Bewerberverwaltung,  
                           Perbit,                                                                                                                                           (Cloud)                                                                                                                                                                                            Budgetierung, 
                         BRZ-HR,                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                Zeugniserstellung 
                            Kaba,                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                     
                        tisoware                             
                                                                       
 

 
 
 
                        SAP HCM,                         ✔     ✔     ✔                  ✔            Entgeltabrechnung Österreich      ✔ ✔     ✔ ✔     ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔                  ✔ ✔            Datenmigration zum Festpreis  
         Schnittstelle Hamburger                                                                                                             und Schweiz (PLK),                                                                                                                                                                                        (DMK), 
                  Pensionskasse,                                                                                                              Stammdatenprüfung inter-                                                                                                                                                                  Digitale Entgeltakte,  
              SAP SuccessFactors                                                                                                                   national (MADAP),                                                                                                                                                                        Dokumentenprozesse,  
                                                                                                                                                         Vergleichs- und Berechnungstool                                                                                                                                                              Zeugnisgenerator 
                                                                                                                                                                      international (VBT2)                                                                                                                                                                                               
 
 

 
 
 
                      auf Anfrage                       ✔     ✔              ✔                                                                ✔ ✔     ✔ ✔                  ✔                          ✔     ✔                DS-GVO-sichere  
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                Kommunikationsplattform 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
         ATOSS, aconso, ESCRIBA,           ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔                                                            ✔ ✔ ✔ ✔ ✔                  ✔ ✔ ✔ ✔ ✔         ✔     ✔ ✔ 
          SAP SuccessFactors, xft, 
                        Workday 
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Payroll-Tools, Module, Add-ons,        

Name/ 
Hersteller des  

Software- 
Produkts

Art des  
Software-
Produkts

Kurzbeschreibung
im  

Einsatz  
seit

Referenzkunden
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Anzahl 
Kunden

Anzahl 
Nutzer

 
 
 

SD Worx GmbH                                                              SD Worx            1.620     mehr als      1998        Add-on, App,     SD Worx bietet intelligente Services                                 1–x                     3–x              https://www.sdworx.de/de-de/ 
Im Gefierth 13c                                                                  Payroll                              120.000                             Modul,           und Lösungen für Entgeltabrechnung,                           Tage                  Tage                  ueber-sd-worx/referenzen 
63303 Dreieich                                                                                                                                                         Solution,          Core HR, Workforce- und Talent Management,                                                                                             
Tel.: 0 61 03/38 07-0                                                                                                                                        Template, Tool,    branchenunabhängig und für Unternehmen                     
E-Mail: info_de@sdworx.com                                                                                                                             Privat-            jeder Größe aus der Privatwirtschaft                                    
www.sdworx.de                                                                                                                                                  wirtschaft,        und für Non-Profit-Organisationen.                                      
                                                                                                                                                                                  öffentlicher                                                                                                                   
                                                                                                                                                                                        Dienst
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     Templates, Solutions
Welche Rubriken deckt Ihre Lösung ab? Bitte ordnen Sie Ihre Lösung folgenden Kompetenzen zu
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SonstigeKompatibel mit folgenden 
Standard-Softwaresystemen

 
 
 
              SAP SuccessFactors,               ✔ ✔ ✔ ✔     ✔ ✔ ✔ ✔ ✔     ✔                                           ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔     ✔ ✔ 
     ATOSS,  Workday, PeopleDoc                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                              
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Drei Fragen an …

Die Payslip Box Plus von Centric verspricht schon vom Na-
men her, dass sie mehr ermöglicht, als einfach nur Entgelt-
nachweise bereitzustellen. Was ist der Gedanke hinter dem 
„Plus“?
Die digitale Bereitstellung von Payslips ist heute selbstver-
ständlich. Jeder weiß, dass man gegenüber dem Versen-
den von Papier damit erhebliche Kosten spart, aber mit ei-
nem vertraulichen, digitalen Mitarbeiter-Safe, den man für 
die Entgeltnachweise nutzt, kann man noch mehr tun. Man 
kann Einladungen, Bescheinigungen, Zertifi kate oder alle an-
deren Arten von Dokumenten bereitstellen und so die Arbeit-
geberattraktivität steigern – vor allem, wenn man den Zu-
gang für alle Mitarbeitergruppen ermöglicht. Lkw-Fahrer, 
Pfl egekräfte, Mitarbeiter an der Kasse, auf dem Bau oder 
in der Produktion haben sehr häufi g keine Unternehmens-

E-Mail-Adresse und einen Unternehmens-PC oder ein -Han-
dy. Daher sind sie sonst oft von digitalen Services ausge-
schlossen. Mit Payslip Box Plus können alle im Unternehmen 
auf ihren Mitarbeiter-Safe zugreifen.

Wie funktioniert Payslip Box Plus? 
Payslip Box Plus ermöglicht es Personalabteilungen, HR-Do-
kumente aus der bestehenden SAP-Infrastruktur heraus si-
cher und automatisch an die Mitarbeiter zu verteilen. Der 
Mitarbeiter wiederum authentifi ziert sich einfach mit seiner 
eigenen privaten E-Mail-Adresse und kann seine Dokumen-
te jederzeit und von überall abrufen – mit dem Smartphone 
oder dem eigenen PC. 

Welche Vorteile bietet dieses Set-up?
Mitarbeiter erhalten Dokumente gut strukturiert, können 
sie durchsuchen oder eigene Unterlagen im Mitarbeiter-Safe 
speichern. Die HR-Abteilung hat darauf keinen Zugriff. Der 
Service wird dem Mitarbeiter auch nach dem Ausscheiden 
kostenfrei zur Verfügung gestellt. 

Ein Vorteil für die Arbeitgeber ist neben einer höheren Mit-
arbeiterzufriedenheit, dass für die Nutzung von Payslip Box 
Plus durch alle Mitarbeiter keine teuren Business-Lizenzen 
anfallen. Man braucht keinen Zugang zum Active Directo-
ry oder neue SAP-Lizenzen. Ein weiterer Vorteil ist die revi-
sionssichere Archivierung der Dokumente, die im SAP-Stan-
dard nicht gegeben ist.

Jens-Peter Hess, 
Geschäftsführer 
bei Centric
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competence center

Führung und  Abrechnung 
von Zeitwertkonten/ 
Wertguthaben
Gestaltungsmöglichkeiten, Führung und Abrechnung, 
Besonderheiten, Fallbeispiele und Tagesfragen

30. September 2024 I Online
Referent: Torsten Franke

Schwerpunkte:
 ✓ Arbeits-, steuer- und sozialversicherungsrechtliche Grundlagen 

 ✓ Wertguthabenführung 

 ✓ Ermittlung der SV-Luft 

 ✓ Aktuelle Rechtssprechung u.v.m 

Jetzt anmelden: www.datakontext.com
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Online-Lohnabrechnung

HR-Digitalisierung und Outsourcing

eurodata AG
Herr Markus Podeschwa 
Großblittersdorfer Straße 257–259
66119 Saarbrücken
Tel.: 06 81/88 08-0
E-Mail: info(at)eurodata.de
www.eurodata.de

Peras GmbH
Herr Clemens Hennige 
Dieselstraße 5
76227 Karlsruhe
Tel.: 07 21/62 73 78-7 00
E-Mail: vertrieb@peras.de
https://peras.de

Produkte/Dienstleistungen: edlohn – Löhne und Gehälter professio-
nell online abrechnen – Im Einsatz seit: 2002

Kurzbeschreibung:
edlohn steht für Entlastung im Tagesgeschäft und ist die ITSG-zertifizierte 
Cloudlösung für eine durchgängig digitalisierte Abrechnung von Lohn und 
Gehalt. Das integrierte, intelligente Rechtekonzept ermöglicht eine indivi-
duelle Anpassung auf die jeweiligen Bedürfnisse in der Lohnbuchhaltung. 
Hohe Professionalität und die Möglichkeit, auch Sonderabrechnungsfälle 
effizient und zuverlässig abwickeln zu können, haben edlohn zur führenden 
Software für Lohnabrechnung (online) mit mehr als 6 Mio. Lohnabrechnun-
gen jährlich gemacht.

Unsere Pläne für die Zukunft:
Neben den Funktionen der Lohn- und Gehaltsabrechnung verfügt 
edlohn über eine direkte Verbindung zu weiteren, hauseigenen HR-
Modulen. Diese Vernetzung wird kontinuierlich erweitert (Umfang und 
Automatisierung).

Praxisbeispiele/Referenzkunden:
Die durchgängige Automatisierung des Abrechnungsprozesses und der 
Informationsaustausch mit den HR-Modulen minimieren den Administrati-
onsaufwand. Davon profi tieren Unternehmen verschiedener Branchen.

Produkte/Dienstleistungen: Payroll- und HR-Services und Lösungen – 
Im Einsatz seit: 2002

Kurzbeschreibung:
Peras bietet ein ganzheitliches HR-Service-Angebot. Von der kompletten 
HR-Suite mit Entgeltabrechnung, Personalmanagement, Zeitwirtschaft und 
digitaler Personalakte bis hin zu Themen wie HR-Weiterbildung, Recruiting 
und künstlicher Intelligenz – wir unterstützen mit individuellen Konzepten 
bei der Ausrichtung der Personalabteilung. Ebenso wie bei der Implemen-
tierung von SAP-Lösungen wie SuccessFactors oder HCM und der geziel-
ten Optimierung von HR-Prozessen und der Organisation. Durch die Über-
nahme administrativer Aufgaben schaffen wir Freiräume für HR.

Unsere Pläne für die Zukunft:
Wir denken Personalarbeit konsequent aus Sicht der Mitarbeitenden 
und befähigen den HR-Bereich, seine Leistungen kundenzentriert mit 
hoher „Employee Experience“ anbieten zu können.

Praxisbeispiele/Referenzkunden:
Mittelständische Unternehmen aller Branchen, Finanzdienstleister und 
Volksbanken Raiffeisenbanken sind unsere Kunden für die Gestaltung und 
Digitalisierung ihrer Personalinstrumente.

KP nach Wahl_eurodata + Peras.indd   96KP nach Wahl_eurodata + Peras.indd   96 20.08.24   19:3920.08.24   19:39
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Digital, digitaler,  
am digitalsten
Liebe Leserin, lieber Leser,

kürzlich kam eine Rundmail von unserer IT-Abteilung. Wir können jetzt digital vom PC aus 
faxen und Faxe empfangen. Ich war überrascht – Fax? Das ist doch Technik aus dem letzten 
Jahrhundert! Neugierig geworden, machte ich mich schlau. Die PC-Variante wurde bei uns ein-
geführt, weil unser Fax-Gerät kaputt gegangen war – vor zwei Tagen! Wir hatten noch ein Fax-
Gerät? Und wir befinden uns damit in bester Gesellschaft. Wie meine Recherche ergeben hat, 
kommt das Faxgerät noch immer in 77 Prozent der Unternehmen zum Einsatz – so eine Studie 
von Bitkom.

Die Allermeisten nutzen das Medium für den Kontakt mit den Behörden – da stehen noch ganz 
viele von den Dingern rum. Ich sprach mal mit einem Tennis-Kollegen darüber – der arbeitet bei 
einer Behörde (ich verrate aber nicht, bei welcher!). Er berichtete, dass man wohl für 2029 (!) eine 
Umstellung auf das digitale Fax plane. Zur Not hätte man noch zwei oder drei ältere bis ganz 
alte Geräte (eines davon mit Thermopapier) im Keller – falls das aktuelle Gerät vorher ausfallen 
sollte. Ob die Umsetzung aber tatsächlich erfolgen würde, das sah er durchaus skeptisch. Zum 
einen wäre da ja noch der Datenschutz (damit bekommen wir in Deutschland ja alles verhin-
dert), dann wäre die Frage, ob es überhaupt ein Budget dafür gäbe und ob man das dann nicht 
ausschreiben müsste, vielleicht sogar europaweit, und damit würde sich ja niemand so recht 
auskennen.

Und man wäre ja durchaus digital. Nur dass eben ein eingehendes Fax ausgedruckt und – wenn 
es denn eine digitale Akte geben sollte – anschließend wieder eingescannt wird.

Ob das das neue Deutschlandtempo ist? Da kann einem ja angst und bange werden, dass man 
da überhaupt noch mitkommt. Warum funktioniert es in anderen Bereichen? In der Sozialver-
sicherung beispielsweise – der Datenaustausch zwischen Arbeitgebern und Sozialversiche-
rungsträgern läuft schon seit langem auf einem hohen digitalen Niveau, und das weitgehend 
störungsfrei. Wo es Probleme gibt, sind meist andere Stellen beteiligt, wie bei der elektronischen 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (Arztpraxen, Krankenhäuser). Und selbst die Finanzver-
waltung liefert mit ELSTER ein recht ordentliches Programm – nicht unbedingt sehr nutzer-
freundlich, aber wenigstens stabil. Wahrscheinlich, weil das Programm von einer Stelle (Bayern) 
entwickelt und gepflegt wird und alle anderen es genauso übernehmen und nutzen. Warum 
geht das nicht auch bei anderen Behördenangelegenheiten? Es könnte doch ein Land für die Aus-
weise zuständig sein, ein anderes für Wohngeld usw. Dann müssten auch nicht überall Fach-
kräfte gesucht werden, die letztlich alle dasselbe parallel entwickeln. Und für die Unternehmen 
wäre es auch eine große Erleichterung, wenn die Kommunikation mit den Behörden einheit-
lich wäre und nicht in jedem Bundesland oder sogar Landkreis andere Programme zu nutzen 
wären. Die neuen Gesetze zur Digitalisierung sind meist auch nur halbherzig und mit viel zu 
wenig Verpflichtung für die Länder und Kommunen.

Nichts gegen den Föderalismus – der hat ja durchaus seinen Grund und seine Berechtigung – 
aber muss immer in jedem Bundesland alles selbst gemacht werden? Die Umstellung des 
Faxsystems in unserem Unternehmen innerhalb von 48 Stunden – und das ohne Vorwarnzeit – 
zeigt ja, dass es gehen kann. Und wenn eine Behörde dafür einen Monat brauchen würde, wäre 
das ja immer noch ein unglaublicher Turbo. Man kann ja mal träumen …

In diesem Sinne: Bleiben Sie optimistisch, pflegen Sie Ihr Faxgerät oder machen Sie es wenigs-
tens auf Ihrer Seite digital. Das spart Frust, Zeit und Geld.

Herzlichst, Ihr

Felix, der Glückliche
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Risiken von Global Mobility
Während der Pandemie haben Entsendungen stark abgenommen, neue For­
men der Global Mobility wie grenzüberschreitendes Remote Working wurden 
immer wichtiger. Diese Trends bleiben auch in Zukunft und werden sich wei­
terentwickeln. Arbeitgeber stehen vor Herausforderungen, um für Global Mobi­
lity neue Lösungsansätze zu finden.

Altersteilzeit und Einmalzahlungen
Ein Anspruch auf Zahlung einer Corona-Sonderzahlung sowie einer Jahresson­
derzahlung besteht im Anwendungsbereich des TVöD/VKA auch für Arbeitneh­
mer, die sich zu dem jeweiligen Stichtag bereits in der Freistellungsphase ihrer 
Altersteilzeit befinden. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschied, dass es bei 
den maßgeblichen Stichtagen nicht auf die Erbringung einer tatsächlichen Ar­
beitsleistung ankommt. Bei der Jahressonderzahlung fordert das BAG in Fällen 
der Altersteilzeit im Blockmodell eine Betrachtung nach den einzelnen Zeitab­
schnitten.

Chatbots bei Reisekosten
abrechnungen
Chatbots verbreiten sich auch in der Payroll rasant. Ein Chatbot ist ein Compu­
terprogramm, das, teilweise mit künstlicher Intelligenz (KI) ausgestattet, auto­
matisierte Prozesse steuert. Diese nächste Generation von Chatbots wird die 
Zukunft werden. Wirtschaftsführer sehen für die Zukunft viel Potenzial in der 
neuen Technik. Schon heute bündeln z. B. Mitarbeiter-Apps verschiedene Ser­
viceangebote. Für die Abrechnung von Reisekosten eröffnen sich durch Chat­
bots viele Digitalisierungsprojekte. Für Reisende und Führungskräfte können 
die richtigen Tools zu einer wahren Entlastung führen. 
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